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Klinikum kämpft 
gegen Stellensperrungen 

Hochschultage zur 
Anpassungdeshessischen 
Hochschulrechts 

Im Klinikum der Johann Wol:fgang Goethe-Universifät 
Frankfurt sollen nach den Vorstellungen der Hessischen 
Landesregierung von 4060 im Haushaltsplan ausgewie. 
senen Stellen 444 Stellen eingespart werden. Dies ge· 
schieht zur Zeit durch eine Sperrung von freien und frei· 
werdenden Stellen. Gegen die sett nunmehr zwei Jahren 
in verschiedenen Variation~n geregelte Stellenbewirt­
schaftung haben in unterschiedlicher Weise alle Betrof­
fenen prot'estiert: Klinikvorstand, Dekan des Fach­
bereichs Humanmedizin, Fachbereichsrat, Personalrat, 
Mitarbeiter. 

Die Landesregierung begrün'­
det ihre Personalbedarfsrech­
nung zum einen mit den Er­
mittlungen einer interministe­
riellen Arbeitsgruppe (lAG), 
zum anderen mit einem Bet­
tenbedarfsplan auf Landes­
ebene, der für das Universi­
tätsklinikum Frankfurt eine 
Reduzierung von ca. 1700 Bet­
ten auf 1430 Betten bedeutet. 
Für die Landesregierung ist 
die sich daraus ergebende 
Personalsenkung Vorausset­
zung für mehr Wirtschaftlich­
keit in der Universitätsklinik. 
Aus der Sicht des Klinikums 
liegen diesen Planungen je­
doch zwei entscheidende Fehl­
annahmen zugrunde: 1. Die 
Wirtschaftlichkeitsprüfung ba­
siert auf Daten von 1974, 
die zum Teil in ums tri ttener 
Form ausgewertet wurden. 
Diese Daten können flach An­
sicht des Fachbereichs nicht 
Grnndlage für Planungen bis 
1985 sein. 2. Unzureichend be­
rücksichtigt wurde, daß das 
Universitätsklinikum nicht 
nur für die Patientenversor~ 

gung verantwortlich ist, son­
dern auch für die Ausbildung 
der Studenten. Mit 1430 Bet­
ten kann der Fachbereich sei­
ne Ausbildungsfunktion für 
die nach der Kapazitätsver­
ordnung zu berechnenden 
Studentenzahlen nicht erfül­
len. 
Die Stellenbewirtschaftung 
der Universitätskliniken des 
Landes Hessen wurde in ei­
nem Erlaß vom 18. August 
1977 erneut geregelt, bedeutet 
aber für Frankfurt faktisch 
eine fast totale Einstellungs­
sperre. Der Dekan des Fach­
bereichs, Prof. Dr. H. J. Mül­
ler, hat daraufhin in einem 
Bericht an den Kultusminister 
vom 13. September sehr deut­
lich die inzwischen entstande­
ne Situation geschildert. Der 
Bericht ist im folgenden in 
großen Auszügen gedruckt. 
Z war wurde ein neuer Erlaß 
mit einigen Erleichterungen 
angekündigt, der bisher j e­
doch nicht eingegangen ist. De 
facto und de jure hat sich 
trotz langwieriger, schwieriger 

Röntgenuntersuchung 
Im Laufe des ersten und des 
fünften Studiensemesters 
müssen sich Studenten einer 
Röntgen- oder einer Röntgen­
reihenunter.suchung unterzie­
hen, um festzustellen, ob sie 
eine ansteckende Tuberkulose 
haben. Zur kostenlosen Unter­
Suchung steht an den folgen­
den Terminen gegenüber der 
Mensa vor der Stadt- und 
Universitätsbibliothek ein 
Röntgenbus : 
14. November: 
9.15 bis 11.45 Uhr 
und 13.00 bis 16.00 Uhr. 
15. und 17. November : 
8.30 bis 11.45 Uhr· 
und 13.00 bis 16.00 Uhr. 
18. November: 
8.30 bis 11.45 Uhr. 
Der Nachweis über eine Rönt­
genuntersuchung kann auch 

Die nächste Ausgabe von 
UNI-REPORT 

erscheint am 23. November 
1977. Redaktionsschluß ist 
der 18. November 1977. 

UNI-REPORT steht im 
Rahmen seiner Möglich­
keiten allen Universitäts­
mitgliedern für Veröffent­
lichungen zur Verfügung. -

durch eine fachärztliche Be­
scheinigung erbracht werden, 
die nicht länger als drei Mo­
nate zurückliegt. Wurde eine 
entsprechende Untersuchung 
im ersten und fünften Seme­
ster bereits an einer anderen 
Hochschule durchgeführt, so 
ist dies durch einen Eintrag 
im Studienbuch nachzuweisen. 
Wird eine Teilnahme an der 
Pflichtuntersuchung versäumt, 
so ist der Röntgenbefund aus 
einer amtsärztlichen Untersu­
chung, der Kosten voll vom 
Studierenden zu tragen sind, 
vor der Rückmeldung zum 
kommenden Semester beim 
Gesundheitsdient des Studen­
tenwerks abzugeben. 

* 
Die Mitarbeiter der Universi­
tät haben die Möglichkeit, an 
der Röntgenreihenuntersu­
chung teilzunehmen. Teilneh­
merkarten, die vor der Unter­
suchung auszufüllen sind, 
können fernmündlich bei der 
Registratur (N ebenstelle 2452 
und 3237) angefordert werden. 
Es besteht auch die Möglich­
keit, Teilnehmerkarten direkt 
bei dem Gesundheitsdienst 
des Studentenwerks, Bocken­
heimer Landstraße 140, Erd­
geschoß, in der Zeit zwischen 
9.00 und 12.00 Uhr abzuholen. 

Verhandlungen nichts an dem 
beschriebenen Zustand geän­
dert. 

* 
• Ich habe zur Kenntnis ge-
nommen, daß das seitherige 
Verfahren der Stellenbewirt­
schaftung, das durch fort­
schreitende Stellensperren das 
Universitätsklinikum in wei­
ten Bereichen bereits an den 
Rand seiner' Arbeitsfähigkeit 
gebracht hat, aufgehoben und 

(Fortsetzung auf Seite 2) 

Zusammenschluß der 
Wissenschaftlichen 
Mitarbeiter 

Die Wissenschaftlichen und 
Künstlerischen Mitarbeiter 
einschließlich der Dozenten 
auf Widerruf der hessischen 
Hochschulen haben sich im 
November vergangenen Jah­
res zusammengeschlossen. 
Stimmberechtigte Mitglieder 
dieser Versammlung sind die 
Konventsvertreter dieser 
Gruppe. Ziel des Zusam­
menschlusses ist neben der 
gegenseitigen Information ins­
besondere die Einflußnahme 
auf die Hochschulgesetzge­
bung und die entsprechenden 
Erlasse. 

In bisher zehn Sitzungen hat 
die Versammlung der Künst­
lerischen und Wissenschaftli­
chen Mitarbeiter ein Paket an 
Forderungen und Wünschen 
zur Anpassungsnovellierung 
des Hessischen Hochschul­
rechts an das Hochschulrah­
mengesetz vorgelegt. Die Be­
schlüsse, die Anfang Oktober 
im Hessischen Kultusministe­
rium vorgelegt und mit der 
Staatssekretärin besprochen 
wurden, sind als Broschüre zu 
beziehen bei Michael Seebach, 
Fachbereich Wirtschaftswis­
senschaften der Universität 
Frankfurt, Hausapparat 3849 
oder 3813. 

Die Hessische Landesregierung hat kürzlich die 
Entwürfe zur Anpassung des Hessischen Hoch­
schulrechts an das Hochschulrahmengesetz des 
Bundes (HRG) vorgelegt und den Hochschulen zu­
geleitet. Um den Studenten und allen Hochschul­
angehörigen die Gelegenheit zu geben, sich ein­
gehend über die geplante Novellierung zu informie­
ren und darüber zu diskutieren, hat der Präsident 
der Universität Frankfurt, Prof. Dr. Hans-Jürgen 
Krupp, im Einvernehmen mit den Dekanen zwei 
Hochschultage am 28. und 29. November angesetzt. 
Die Lehrveranstaltungen fallen an diesen beiden 
Tagen aus. 

Die Universität hat die Novellierungsentwürfe des 
Hessischen Hochschulgesetzes (HHG) und des Hes­
sischen Universitätsgesetzes (HUG) mit dem HRG 
in synoptischer Form in großer Auflage veröffent­
licht, um jedem Hochschulangehörigen eine Dis­
kussionsgrundlage in die Hand zu geben. 

Zentrale Veranstaltung der Hochschultage wird 
eine Podiumsdiskussion am Nachmittag des 28. No­
vember um 16 Uhr sein, an der der Hessische Kul­
tusminister Hans Krollmann und hochschulpoli­
tische Experten der drei Landtagsfraktionen SPD, 
FDP und eDU teilnehmen werden. Der Kultus­
minister möchte dabei nicht nur die Entwürfe der 
Landesregierung begründen, sondern auch der un­
terschiedlichen Gruppierungen in der Universität 
die Möglichkeit eröffnen, Wünsche, Anregungen und 
Erfahrungen in die weitere Diskussion einzubrin­
gen. Am Vormittag des 28. November sind Informa­
tionsveranstaltungen in den Fachbereichen vor­
gesehen. 

Der 29. November steht den Studenten für eigene 
Veranstaltungen zur Verfügung. Von einer weiter­
gehenden Planung hat der Präsident momentan ab­
gesehen. Er geht davon aus, daß der AStA und die 

_studentischen Gruppen die Möglichkeit begrüßen 
werden, eigene Veranstaltungen durchführen zu 
können, um ihre Positionen klar zu machen. Er ist 
gerne bereit, die inhaltliche und organisatorische 

II~nung des Programms zu unterstützen. 1II 

Kontaktgespräch für Studenten 
der Wirtschaftswissenschaften 
Das Lokal-Komitee der AIE­
SEC an der Frankfurter Uni 
führt am 21. 11. um 15.00 Uhr 
in Hörsaal III wieder ein 
Kontaktgespräch durch. Im 
Rahmen dieser Veranstaltung 
werden Personalchefs und an­
dere kompetente Vertreter be­
kannter Firmen die jeweilige 
Personalpolitik, Verdienst­
und Aufstiegsmöglichkeiten 
beschreiben sowie auf Kriteri­
en eingehen, die bei einer 
Auswahl eine Empfehlung 
darstellen können. 
Außerdem zeichnen Vertreter 
der Zentralstelle für Arbeits­
vermittlung ein objektives 
Bild der aktuellen Lage des 

Stadt- u. Univ.-Bibt. 
Fr~~j~furtlMain 

Arbeitsmarktes für Studenten 
der Wirtschaftswissenschaf­
ten. 
Im Anschluß an die Podiums­
vorträge haben die Studenten 
die Möglichkeit, Fragen über 
Studienaufbau, Fächerkombi­
nationen und individuelle 
Vorstell ungen und Anforde­
rungen in der Praxis sowohl 
mit dem Podium als auch di­
rekt mit Firmenvertretern zu 
diskutieren. 
Für weitere Vorabauskünfte 
stehen die AIESEC-Mitarbei­
tel' montags bis freitags von 
12.00 bis 14.00 Uhr im Büro 
zur Verfügung. 

. Außerdem weist AIESEC dar-

auf hin, daß wieder Anmel­
dungen für kaufmännische 
Praktika im Ausland ange­
nommen werden. Es können 
Tätigkeiten in über 50 Län­
dern während der Sommerse­
mesterferien 1978, aber auch 
für längere Zeit, vermittelt 
werden, und zwar bereits 
nach Abschluß des Grundstu­
diums, aber auch für Studen­
ten nach dem Examen. Vor­
aussetzung sind Sprachkennt­
nisse des jeweiligen Gastlan­
des. Informationen über diese 
Möglichkeiten ebenfalls durch 
das Büro in der Bockenheimer 
Landstr. 140, 3. Stock, Tel. 
798 - 27 49. 
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Klinikum kämpft gegen· Stellensperrungen 
(Fortsetzung von Seite 1) 

durch, eine Neuregelung abge­
löst ," wurde, die praktisch 
für das Universitä tsklinikum 
Frankfurt am Main 'sofort 
oder in Kürze eine totale Ein­
stellungssperre bedeutet. Die­
se rigorose Maßnahme ist für 
den wissenschaftlichen Dienst 
ausdrücklich festgelegt und 
ergibt sich für die übrigen 
Berufsgruppen durch die 
Festlegung von Stellengrenz­
werten, die identisch sind mit 
den umstrittenen Berech­
nungsergebnissen der lAG. 
Diese Anordnung verhindert 
faktisch jede personelle Pla­
nung und Disposition; sie ist 
nicht purchführbar, will man 
nicht katastrophale Verhält­
nisse hinsichtlich der Arbeits­
fähigkeit des Universitätskli­
nikums hinnehmen und ver­
antworten. 
Die Organe des Fachbereichs 
Humanmedizin und des Uni­
versitätsklinikums, d. h. der 
Fachbereichsrat gemäß §§ 20, 
21, 24 und 29 HUG und § 9 
Satzung, der Vorstand gemäß 
§ 33 HUG und § 18 Satzung, 
die Direktorien, Geschäftsfüh­
renden Vorstände und Ge.:. 
schäftsführenden Direktoren 
gemäß §§ 34 und 35 HUG und 
§§ 23 und 24 Satzung und die 
Leiter der Abteilungen Medi­
zinischer Zentren gemäß § 28 
Satzung können die ihnen 
durch Gesetz und Satzung 
übertragenen Aufgaben, ins­
besondere die Verantwortung 
für Krankenversorgung, Lehre 
und Forschung nicht weiter­
hin tragen, wenn ohne ihre 
Mitbestimmung oder auch nur 
Mitwirkung 'der Rahmen ihrer 
A.rbeitsmöglichkeiten in solch 
einengender Weise diktiert 
wird. 
• Es ist zwar festgelegt, daß 
d~r: _ l{wtusminister abwei­
<;~~ng .VQr,l der neuen Stellen"; 
b~wirtschaftung in besonders 
begründeteten Einzelfällen 
weitere Ausnahmen im Ein­
vernehmen mit dem Finanz­
minister zulassen kann. Dies 
bedeutet jedoch nur eine 
theoretische- und scheinbare 
Milderung der unter 1. darge- , 
stellten außerordentlichen 
Schwierigkeiten. Es ist den. 
l'4edizinischen Zentren, di~ 
mit ihren vielfältigen Aufga­
ben in Krankenversorgung, 
Lehre und Forschung voll 
ausgelastet sind, nicht zumut­
bar, jede Stellenbesetzung im 
Einzelfall zu begründen. Die 
Organe des Fachbereichs hal­
ten die derzeitige Personal­
ausstattung für notwendig; 
für alle freiwerdenden Stellen 
sind als,o Einzelanträge zu er­
warten. ' Das sind 1000 pro 
Jahr! Daß dies unökonomisch 
is't, 1st auch der Landesregie­
rtiri'g bekannt, sonst hätte sie 
nicht kürzlich erst das zunächst 
für die gesamte Landesverwal­
hing vorgeschriebene Verfah­
ren von Einzelanträgen auf 
prozentuale Sperren umge­
stellt. 
Abgesehen davon, daß für das 
nunmehr ,erneut eingeführte 
Elnzelantragsverfahren auch 
die Schreib kapazität nicht 
vorhanden ist, läßt dieses 
Verfahren auch nicht erwar':' 
ten, daß Entscheidungen so 
zeitgerecht getroffen werden, 
wie dies unerläßli'ch ist, wenn 
man auf qualifizjerte Bewer­
ber Wert legt. Die ' zwangs­
läufig entstehenden Reibungs­
~~rluste und der unverhält­
nismäßig 'hohe ' Arbeitsauf­
wand würden ohne Zweifel zu 
Lasten der Krankenversor­
gung, also zu Lasten der Pa­
tienten, gehen. 
." Ji~tn~ ,Umstellung des Ver­
f,ahrens der , Stellenbewirt­
s~haftung erscheint ohnehin 
fl7ühestens ab 1. 1. 1978 mög.,. 
li~h. Bis 30. ,9. 1~77 haben ' die 
Organe des Fachb~reichs die 

Stellenbewirtschaftung bereits obliegt gemäß Nr. 6 a. a. ', 0. 
nach den seitherigen Grund- auch die Organisation und 
sätzen vorgenommen. Darüber Planung des Krankenhausbe­
hinaus sind von den Medizini- triebes. Für alle Angelegen­
sehen Zentren zumindest bis heiten des Fachbereichs, für 
31. 12. 1977, teilweise aber die nicht die Zuständigkeit ei­
auch über diesen Zeitpunkt nes anderen Organs oder Gre­
hinaus, Einstellungsverhand- miurns begründet ist, ist ge­
lungen für verschiedene mäß § 29 Abs. 4 HUG der 
Berufsgruppen geführt und Fachbereichsrat zuständig. 
Einstellungszusagen gemacht Ihm obliegt gemäß § 20 Abs. 4 
worden. Die Medizinischen u. a. die Verteilung der zuge­
Zentren konnten insoweit auf wiesenen sonstigen Personal­
§ 34 Abs. 3 HUG vertrauen, stellen. 
wonach sie u. a. über die ih- Gemäß § 66 Abs. 2 HPVG hat 
nen zugewiesenen Personal- der Personalrat mitzuwirken 
stellen verfügen. Die Stellen bei der Aufstellung von Orga­
sind den _ Medizinischen Zen- nisations- und Stellenplänen. 
tren seinerzeit durch den Eine Neufassung des Stellen­
Fachbereichsrat gemäß § 20 plans ist unter diesen Um­
HUG und den Vorstand ge- ständen erst möglich, wenn 
mäß § 33 HUG ausdrücklich diese rechtlich zu befeiligen­
zugewiesen worden. Auch der den Organe vom Sachverhalt 
Dekan war verpflichtet, in umfassend unterrichtet ' sind 
wichtigen Angelegenheiten und ihre Mitwirkungs- und 
gemäß § 23 (1) HUG hinsicht- Beteiligungsrechte ausüben 
lieh Stellenbesetzung Vor- können. Diese Voraussetzun­
abentscheidungen zu treffen gen sind jedoch, wie durch 
und danach den Fachbereichs- folgende Ausführungen zu­
rat zu informieren. Hierzu ein sätzlich erläutert, derzeit 
Beispiel: nicht gegeben. 
Im Zentrum der Augenheil- • Die Bezugserlasse befassen 
kunde werden 1978 voraus- sich dem Wortlaut nach ledig­
sichtlieh mindestens 5 Stellen lieh mit der "Stellenbewirt­
für wissenschaftliche Ange- schaftung für die Universi­
stellte (Ärzte) frei. Auf drin- tätskliniken". Tatsächlich wird 
gende Vorstellung des Ge- hierdurch' jedoch das Ar­
schäftsführenden Direktors beitsergebnis der lAG festge­
dieses Zentrums mußte der schrieben und vollzogen. Das 
Dekan die Zustimmung ertei- muß befremden. Der Vorstand 
len, daß mit Bewerbern Ein- des Universitätsklinikums hat 
stellungsverhandlungen ge- Anfang August von dem Be­
führt werden mit dem Ziel, schluß der Landesregierung 
bis zu 4 qualifizierte Ärzte für Kenntnis erhalten, wonach 
eine Mitarbeit an diesem Zen- diese beabsichtige, mit Vertre­
trum zu gewinnen. Er fühlte tern der Gewerkschaft Öf­
sich nicht nur durch die zwin- fentliche Dienste, Transport 
genden Verhältnisse der und Verkehr, des DGB, des 
Krankenversorgung im statio- Hauptpersonalrates und mit 
nären , und ambulanten Be- den lokalen Personalräten in 
reich und der Lehre dazu ver- ausführliche Erörterungen 
pflichtet, sondern auch durch über die Auswirkungen des 
das Rechenergebnis der lAG Kabinettsbeschlusses bezüg­
bestätigt, das für den Bereich lieh des Vorschlages der In­
des, Zentrums der Augenheil- , terministeriellen ArbeitsgrtlP­
kunde im wissenschaftlichen pe einzutreten ... 
Dienst einen Zusatzbedarf Alle hier Verantwortung 
feststellte. Tragenden gehen unter diesen 
Dieses Beispiel, das auf ande- Umständen davon aus, daß 
re Zentren in ähnliehet Weise .diese Zusage der Landesregi,e-' 
übertragen werden könnte, rUng nicht nur ' eingehalten, 
zeigt gleichzeitig sehr deut- sondern auch alles unterlassen 
lieh, daß das Verfahren von wird, was das Ergebnis dieser 
"Ausnahmeregelungen durch Gespräche vorwegnehmen 
den ,Kultusminister im ,Ein- -könnte. Dies geschähe jedoch,' 
vernehmen mit dem Finanz- wenn die Durchführung dieser 
minister" weder praktikabel neuen Stellen bewirtschaftung 
noch sachgerecht ist. tatsächlich 'angeordnet würde. 
Sollten Sie allerdings der Es ist, unwahrscheinlich, daß 
Auffassung sein, daß in diesen die zu beteiligenden Organe 
Fällen die laufenden Einstel- und " Gremien unter diesen ' 
IUhgsverhandlungen einge- Umständen dabei mitwirken. 
stellt werden müssen, bitte • In diesem Zusammenhang: 
iCh um unverzügliche Anord- muß inspesondere darauf hin­
Dung. gewiesen werden, daß die Ar­
• Aufgrund der Neufassung beitsergebnisse der lAG in , 
der Stellenbewirtschaftung der Vergangenheit überwie- , 
besteht auch hinsichtlich der gend vertraulich behandelt 
Kindertagesstätte eine totale werden mußten und den zu 
Einstellungssperre. Da diese Beteiligenden, insbesondere 
Einrichtung seinerzeit aus dem Fachbereichsrat, seinen 
krankenhauspolitischen Grün- Ausschüssen, den Direktorien, 
den geschaffen wurde, die Be- Geschäftsführenden, Vorstän­
setzungsverhältnisse ' nach den den lund Geschäftsführenden 
einschlägigen Weisungen des Direktoren der Medizinischen 
Regierungspräsidenten sogar Zentren und Betriebseinheiten 
dringend verbesserungsbe- ' sowohl dem örtlichen Perso­
dürftig sind und ein weiterer n,alrat überhaupt keine N!ög­
Betrieb beim Freiwerden von lichkeit einer sachgerechten 
Stellen mit gleichzeitiger Ein- Mitwirkung eingeräumt wur­
stellungs sperre nicht möglich deo Ich hatte erstmals in der 
ist, ist es notwendig, schon Dienstbesprechung mit den 
jetzt alle Vorbereitungen für Geschäftsführenden Direkto­
die Schließung dieser Einrich- ren der Medizinischen Zen­
tung einzuleiten, falls Sie die- tren und Institute am 23. Juni­
s'es Ergebnis beabsichtigen. 1977 Gele'genheit nehmen 
F'ür diesen Fall stelle ich an':" können; diesen Personenkreis 
heim, eine entsprechende 'An- wenigstens -in groben Zügen, 
ordnung auszusprechen. .. über die Arbeitsergebnisse der 
• Sie bitten, den Arbeiten für _ .lAG zu informieren. Darauf-, 
eine Neufassung des Stellen- hin sind von, den Zentren 
plans Vorrang zu , geben. 'Dies .J~ahlreiche " Stellungnahmen 
ist in dieSer Form rechtlich. ;eingegangen.,, Ich füge sie ' ~h 
und tatsäcHlich nicht möglich. , " ,Fotokopie /bei, , und zwa,r , als 
Für die Beschlußf<issung über, ,Ergänzung zu', dem umfangrei­
die Verwendung "der für die ,',ehen Schriftwechsel, d~r ,. in' 
Krankenbeh~nd~u,ng,: ' b~reitge- ., ,dieser Angelegenheit bisher. 

, stellten personellen" Mittel Ist geführt werden mußte. AucH 
gemäß § 33 Abs. 2 Nr. 5 HUG ' ' diese Stellungnahmen zeigen 
der Vorstand des, Uniyersi- " m~t, ~~l~r , De\ltlichke,it" d~ß 
tätsklinikums zuständig. Ihm <solch einsc~~eiden,de Maßnah-

men, wie sie die Durc;:hsetzung 
,des Arbeitsergebni~ses ; der ' 
lAG, zunächst mit den Mitteln, 
der Stellenbewirtschaftung, 
darstellen, zu einer unvertret­
baren Verminderung der Ar-, 
beitsfähigkeit des Fachberei­
ches und des Klinikums auf 
den Gebieten der Lehre, For­
schung und insbesondere 
Krankenversorgung führen 
müssen. 
• Wenn die Landesregierung, 
was offenbar ihre Absicht ist, 
das Arbeitsergebnis der lAG 
durchsetzen will, so müssen 
doch, wenn ein Chaos vermie­
den werden soll, unabdingbar 
auch die daraus resultieren­
den Leistungseinschränkungen 
erörtert, festgelegt und von 
ihr verantwortet werden. Es 
geht dabei hauptsächlich-um 
1. dfe Verminderung der Zahl 
der Plan betten für die statio­
näre Krankenversorgung, 
2. die Verminderung der poli­
klinischen Leistungen, 
3. die Verminderung der 
Lehr- und Ausbildungsmög-

Fremdsprachenkenntnisse 

aktivieren! 

Allen interessierten Mitglie­
dern und Angehörigen der 
Universität steht das' 
Sprachlabor im Didakti­
schen Zentrum an folgen­
den Terminen zur freien 
Verfügung: 

mittwochs 14 bis 17.30 Uhr 
freitags 9 bis 12 Uhr 
Die Benutzung ist Anfän­
gern a~s auch Fortgeschrit­
tenen möglich. Sprachlehr­
programme sind vorhanden 
für: 

Arabisch, Chinesisc.h, 
Deutsch für Ausländer, Eng­
lisch, Französisch, moder­
nes Hebräisch, Italienisch, 
Japanisch, Niederländisch, 
Norwegisch, Persisch, Por­
tugiesisch, Russisch, Spa­
nisch, Türkisch und Vietna­
mesisch. 

Ort: Turm, 2. Stock, Raum 
241. 

Anmeldung ist nicht erfor­
derlich. Vorhanden sind 36 
Plätze, 'Platzzuweisung .. er­
fOlgt nach Maßgabe freier 
Plätze. ' 

lichkeiten für Studenten der 
Medizin und die Schüler der 
Schulen für Heilberuf~, 
4. die Einschränkung der For­
schungsmöglichkei ten. 
Hierüber sagt jedoch der Be­
zugserlaß nichts aus. 
• Es kann in diesem Zusam­
menhang nicht unerwähnt 
bleiben, daß der Ausführung 
dieses 'Erlasses nicht nur 
rechtliche und tatsächliche 
Hinderungsgründe entgegen­
stehen, sondern auch solche 
des betrieblichen Klimas. Es 
ist nicht möglich, dem hier in 
Frage kommenden gro-ßen und 
heterogen zusammengesetzten 
Personenkreis einsichtig zu 
machen, warum 
a) in dem großen Bereich des 
offentliehen Dienstes ausge­
rechnet, nur " die Krankenan­
stalten ' angeblich unwirt­
s~haftlich arbeiten sollen, 
b) aus dem ,Sektor Kranken­
anstalten insbesondere die 
Universitäts klinika sich sol­
chen Angriffen ausgesetzt se­
hen, ' 
c), soweit es Hessen angeht,' 
wiederum , das Frankfurter 
Klinikum zur Zielscheipe un­
ge:recht~ertigter \md 'I)nquali~ 
fizierter Kritik gemach~ wird, 
obwohl : den zu~tändig~n Stel­
len die .Ursachen , für die in; 
Fr~H'~k:furt am · Main eingetre­
tenen 'schwierigen Verhältnis~ 

se bekannt sind und von die­
sen auch bestätigt werden; 
Noch weniger ~st einsichtig zu 
machen, daß einseitige Anord­
nungen zur Begrenzung der 
Personalausstattung , ,ergehen, 
ohne zuvor ' , 
a) die' Konkurrenzfähigkeit 
des Klinikums atlf 'dem Ar­
beitsmarkt (Pflegedienst!) zu 
verbessern, 
b) die zur Erhöhung der Wirt­
schaftlichkeit notwendigen 
Investitionen (vergleiche auch 
die vom Fachbereich unter­
breiteten Vorschläge und das 
Gutachten der Firma Treu­
arbeit AG) zu finanzieren, 
c) die für die, Arbeit des , Kli­
nikums wichtigen Rahmenbe­
dingungen, wie Z. B. den hes­
sischen Krankenhausplan vom 
22. 12. 1975, diesen neuen Vor­
stellungen anzupassen. 
Die angeordneten Maßnahmen 
sind um -so unverständlicher, 
als Bund und Länder sich zur 
Zeif bemühen, durch arbeits­
marktpolitische Programme 
mit erheblichem finanziellen 
Aufwand gerade im Sozial­
und Gesundheitsbereich neue 
Arbeitsplätze zu schaffen. 
• Unter den gegebenen Um­
ständen wird es nicht möglich 
sein, die, im Fachbereich va­
kanten und künftig freiwer­
denden Professuren in ange­
messener Zeit und mit quali­
fizierten Bewerbern zu beset­
zen. 
Ich bitte abschließend um 
Verständnis dafür, diese Din­
ge erneut mit aller Deutlich­
keit angesprochen zu haben. 
Ich fühle mich hierzu nach 
dem Hessischen Universitäts­
gesetz und der Satzung des 
Fachbereichs Humanmedizin 
verpflich tet. Damit soll 
gleichzeitig der Ernst und die 
Sorge zum Ausdruck kommen, 
die dieser Angelegenheit bei­
gemessen werden muß. Ich 
empfehle dringend, sich als 
das letzten Endes für die dar­
aus resultierenden Konse­
quenzen politisch verantwort­
liche Ministerium, die g~eiche 
Auffassung 'zu , e~ge~ zu ma­
ehen ' und halte abschließend 
folgendes für ' zwingend not­
wendig: 
a) Beibehaltung der im Erlaß 
vom 14. 4. 1977 unter A. II ge­
troffenen Übergangsregelung 
hinsichtlich der Stellenbewirt­
schaftu'ng im Bereich des Uni­
versi tä tsklinikums Frankfurt 
am Main zumindest bis 31. 12. 
1977. 
b) Einhaltung ,der, Zusage der 
Landesregierung, mit Vertl'e .. 
tern, der Gewerkschaft , ÖTV, 
des, DGB, des' Hauptpersonal­
rates und den örtlichen Perso­
nalräten in ausführliche Erör­
terungen über die Auswirkun­
gen des ' Arbeitsergebnisses 
der lAG einzutreten. ' 
c) Bekanntgabe des Etgebnis­
ses der Erörterungen zu b) an 
die Organe' und Gremien des 
FachbereichS ' Humanmedizin 
einschließlich des Personal­
rats, Festlegung daraus resul­
tierender ' Leistungseinschrän­
kungen (Betten" Ambulanzen, 
Lehre), und erst 'danach Erar­
beitung neuer Stellenpläne 
durch 'die nach HUG, Satzung 
und 'HPVG dafür Zuständigen 
und Verantwortlichen. 
d) Rückkehr zu einem hauS­
haltsrechtlich korrekten und 
übers~chtlichen i' ,Verfahren 
durch Anbr~ngen , von Kw­
Vermerken an wegfallenden 
Stellen, falls ,qie , Haushaltsla­
ge nach', A-uf+as'surig ,der Lan­
des regierung , dies als unver­
meidbar erscheinen läßt. Al" 
lenfalls " für die 'Wiederbeset­
zung dieser Stellen ' wäre ein 
Einzelan tragsverfahren sach~ 
gerecht und ·praktikabel. ' 
e) Aufhebung der : Stellenbe­
wirts~haftung "für , ,alle ande" 
ren, nicht mit einem Kw-Ver" 
merk ve:rsehenen Planstellen 
und ' Stellen. ' 
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Gegen· die "Verteufelung 
kritischen Denkens" 

Uni-intern 
über die Monitore in der Universität werden Nachrichten 
und Informationen aus dem Universitätsbereich gesendet. 
Zur ' Zeit befindet sich dieses Informationssystem "UNI 
INTERN" im Teststadium. 
Geplant ist, täglich zu festgelegten Zeiten Hinweise, Nach­
richten, Aufzeichnungen von universitären Ereignissen, 
aber auch kurze Filme (z. B. Seminar- oder Examensarbei­
ten) von Studenten zu senden. Vorerst jedoch sind noch 
eine Reihe technischer und personeller Probleme zu lösen, 
um eine ausreichende Qualität von Bild' und Programm zu 
erreichen. Für die bestehenden Mängel bitten wir um 
Nachsicht. 

Die sozialdemokratischen und 
liberalen Wissenschafts- und 
Kultusminister des Bundes 
und der Länder haben der 
studentischen Jugend zu Be­
ginn des Wintersemesters 
1977/78 in einer gemeinsamen 
Erklärung ihre konstruktive 
partnerschaft angeboten. Die 
Erklärung hat folgenden 
Wortlaut: 

Das Wintersemester 1977/78 
soll nach dem Willen vieler 
Studenten ein Semester des 
Protestes ' werden. Einige we­
rlige aber wollen Konfronta- ' 
tiort und Eskalation. Für die 
Kultus- und Wissenschaftsmi­
nister von SPD und FbP hat 
Vorrang, daß die Diskussion 
in diesem Semester bestimmt 
wird durch rationale Politik 
und die Bereitschaft zu ge­
genseitiger Verständigung. 

Wer sich weigert, den sachli­
chen Kern des studentischen 
Protestes zur Kenntnis zu 
nehmen, wer Berührungsangst 
und Feindbilder pflegt, ver­
weigert die politische Verant­
wortung. Der bequeme Weg 
mancher Politiker und Publi- · 
zisten, Stimmung gegen die 
Hochschulen zu machen und 
sich auf dieser Stimmungswo­
ge zur Popularität tragen zu 
lassen, kann die Lösung der 
tatsächlich vorhandenen Pro­
bleme nur erschweren. Wir 

N ATO-Wissenschaftsrat 
fördert Symposium 
Der . N ATO-Wissenschaftsra t 
in Brüssel hat Prof. Dr. P. 
Chandra, Fachbereich Hu­
manmedizin der Universität 
Frankfurt, beauftragt, als Di­
rektor ein wissenschaftliches 
Symposium mit dem Thema: 

"Antiviral Mechanismus in 
the control of neoplasia" 
in Griechenland (Korfu) in 
der Zeit vom 15. bis 25. März 
1978 durchzuführen. Ein Teil 
der Bewerber kann aus Mit­
teln des NATO-Wissen"': 
schaftskomitees finanziert 
werden, Interessenten richten 
ihre Bewerbung bis spätestens 
zum 20. Dezember 1977 an 
Prof. Dr. P. Chandra, Zentrum 
der Biologischen Chemie Ab­
teilung Molekular-Bi~logie, 
Theodor-Stern-Kai 7 6000 
Frankfurt 70. ' 

Die Zahl der Teilnehmer an 
dem Symposium ist auf 60 be- ' 
~renzt. Sie werden aufgrund 
lhrer Studienrichtung, ihrer 
Forschungserfahrung und der 
~elevanz des Symposiums für 
lhre .. künftige Forschung aus­
gewahlt. Einschreibgebühren 
werden nicht erhoben. Die 
Kosten für Unterkunft Mate­
rialien u. ä. betragen 600 DM. 
I?ie Tagungssprache ist eng­
lIsch. In 7 Sektionen werden 
folgende Themen behandelt: 
- ~asic concepts in oncoge­
~es1s by tumor viruses (Sec­
bon I); 

- The role of RNA tumor vi-
rus . t' es In human cancer (Sec-
10n II); 

- The role of DNA tumor vi­
ruse . t' s In human cancer (Sec-
10n UI); . 

h I~munological control me­
~v~~lsms of neoplasia (Section 

- !VIolecular approaches to 
actlVe I'nte t' . gen' rven Ion mto onco-
t. eSlS by tumor viruses (Sec­
lon V); 

Eff:~d Human interferons: 
on C S on tumor viruses and 

human cancer (Section VI). 

appellieren ' an die Studenten 
irrationaler Politik von recht~ 
nicht die unpolitische Selbst­
iso1i~rung auf dem Campus 
entgegenzusetzen. Die Studen ... 
ten werden um so mehr Ver­
ständnis und Unterstützung 
vor allem auch der sozialde­
mokratischen und liberalen 
Kultus- und Wissenschaftsmi­
nister für ihre Sorgen finden 
können, je überzeugender sie 
sich durch Sachlichkeit der 
gesamten Gesellschaft ver­
ständlich machen. Wir wen­
den uns gegen Diskussions­
verbote an den Hochschulen, 
aber auch gegen gewaltsame 
Behinderung des Hochschul­
betriebs sowie gegen Intole­
ranz, von welcher Seite auch 
immer. Weder Staat und 
Hochschulen noch die annä­
hernd 900 000 Studenten dür­
fen zulassen, daß die Ausein­
andersetzung von militanten 
Minderheiten bestimmt wird. 
Auch die Studenten tragen 
hierfür Verantwortung. Sie 
müssen wissen, daß Staat 
und Ilochschulen Konsequen­
zen ziehen müssen. Insbeson­
dere auch .für die Anerken­
nung von Studien- und Prü­
fungsleistungen, wenn der 
Hochschulbetrieb nachhaltig 
beeinträchtigt wird. 
Wir nehmen die Probleme der 
Studenten ernst. Wir · nehmen 
ernst, 
- daß sie Studieninhalte und 
Studienbedingungen vorfinden 
wollen, die ihnen eine qualifi­
zierte Ausbildung vermitteln, 
- daß sie sich gegen Lernfor­
men wenden, die durch sach­
widrige Notenkonkurrenz zu 
einem falschen Leistungs­
druck führen, 
- daß viele von ihnen noch 
immer unter schwierigen 
wirtschaftlichen Bedingungen 
studieren müssen, 
- daß sie faire Bedingungen 
für die Vertretung ihrer In­
teressen fordern, 
- daß Unsicherheit verspürt 
wird, ob für politische und 
wissenschaftliche Überzeu­
gungen berufliche ,Nachteile 
eintreten können. 
Unsere Politik ist darauf ge­
richtet, den Studenten eine 
qualifizierte Ausbildung zu 
verschaffen, ihre Entwicklung 
zu selbständigen und kriti­
schen Mens'chen zu fördern 
und sie auf veränderte Be­
schäftigungschancen vorzube­
reiten. 
1. Wir werden in der Studien­
reform deutlich machen, daß 
es uns nicht um vordergrün­
dige Rationalisierung und 
Verkürzung des Studiums 
geht, sondern um Fortent­
wicklung seiner Inhalte und 
Befreiung des Studienange­
bots und der Prüfungsanfor­
derungen von vermeidbarem 
Stoffballast. Wir werden dar­
auf drängen, daß nicht Fach­
egoismen eine Studienreform 
aufhalten, die auch im Inter­
esse des Studenten liegt. Wir 
werden in Übereinstimmung 
mit dem Hochschulrahmenge­
setz Sanktionen wegen Über­
schreitung der Regelstudien­
zeit erst anwenden, wenn dem 
Studium reformierte Studien­
und Prüfungsordnungen zu­
grunde liegen. 
2. Wir werden über die zum 
Wintersemester bereits er­
reichten Verbesserungen hin­
aus die Struktur der Ausbil­
dungsförderung vor allem mit 
dem Ziel überprüfen, die 
wirtschaftlichen Probleme der 
durch das Bundesausbildungs­
förderungsgesetz nur teilweise 
geförderten Studenten zu ver­
mindern. 
3. Wir werden den Studenten 

die verfaßte Studentenschaft 
als Forum ihrer Interessen­
vertretung und hochschulpoli­
tischen Meinungsbildung · er­
halten oder, soweit sie es wol­
len, neu schaffen. 
4. Wir werden uns dafür ein­
setzen, daß das Ordnungsrecht 
und die Überprüfung von Be­
werbern für den öffentlichen 
Dienst nicht zur Behinderung 
freiheitlicher und demokrati­
schen Meinungs- und Willens­
bildung gebraucht werden 
kann. Wir werden der Verteu­
felung kritischen Denkens 
en tgegentreten. 

, Zur Zeit sind im Universitätsbereich vier Monitore instal­
liert (Eingang Hauptgebäude, Lichthof Hörsaalgebäude, 
Juridicum, Turm). Täglich werden um 10.50, 12.50 und 
14.00 Uhr aktuelle Informationen, Veranstaltungshinweise 
und Termine gesendet. Nachmittags um 15.00 Uhr werden, .. 
so vorhanden, kurze allgemeine Beiträge über die Universi­
tät oder von Universitätsmitgliedern gesendet. Übertragun­
gen von ARD- oder ZDF-Sendungen hingegen sind niGht , 
möglich. 
Die Programme werden in. der Arbeitsstelle Mediendidak­
tik und Lehrtechnologie des Didaktischen Zentrums produ­
ziert. Für den Inhalt ist die Pressestelle verantwortlich. 
Anregungen für Programmbeiträge nimmt die Pressestelle, 

5. Wir werden unsere Politik 
der Öffnung der Hochschulen 
zielstrebig fortsetzen, um dazu I 

beizutragen, daß alle Jugend­
lichen der geburtenstarken 
Jahrgänge eine qualifizierte . 
Ausbildung erhalten können. 

Telefon 25 31 oder 24 72, entgegen. . 

6. Wir werden gemeinsam mit 
den zustandigen staatlichen 
Stellen und den Organisatio­
nen der Arbeitswelt darauf 
hinwirken, daß auf allen Ebe­
nen eine ausreichende Zahl 
von Arbeitsplätzen geschaffen 
wird und die Absolventen der 
Hochschulen ihre Qualifikation 
in möglichst weitem Umfang 
verwenden können. Dazu ge­
hört auch eine Reform des öf­
fentlichen Dienstrechts. Wir 
fordern die Studenten auf, 
ihre Ausbildung als eine 
Chance zu qualifizierter 
Berufstätigkeit zu begreifen 
und warnen vor einem An­
spruch auf Einkommens- und 
Statusprivilegien. Die gesell­
schaftliche und berufliche Zu­
kunft der Hochschulabsolven­
ten kann nur innerhalb der 
gesamten Arbeitnehmerschaft 
liegen. . 

Wir rufen die Studenten und 
die Hochschullehrer auf, sich 
über die Ziele und Wege einer 
qualifizierten Ausbildung zu 
verständigen. Überzogene Er­
wartungen müssen dabei 
ebenso überprüft werden wie 
die eigennützige Du'rchsetzung 
kurzsichtiger Interessen. Wir 
werden den Prozeß der sach­
bezogenen Verständigung för­
dern. Die von uns repräsen­
tierten staatlichen Organe 
werden als Partner handeln 
und im Rahmen des Mögli­
chen die erforderlichen Hilfe­
stellungen leisten. Wir werden 
nicht zulassen, daß di~ Stu'" 
denten als Teil dieser Gesell­
schaft ins Abseits gedrängt 
werden. Wir erwarten aber 
auch von den Studenten, daß 
sie nicht durch unbesonnene 
Aktionen ihre eigene Isolie­
rung verstärken und die Kluft 
zwischen der Gesellschaft und 
ihren Hochschulen vertiefen. 

Besetzung von. Gremien 
Auf seiner konstituierenden Sitzung am 13. Juli wählte der 4. Kon­
vent der Universität Frankfurt den Konventsvorstand, die Grund­
ordnungs- und Geschäftsordnungskommission sowie die weiteren 
Mitglieder des Senats, dem qua Amt die Dekane aller Fachbe­
reiche. angehören. 

Weitere Mitglieder des Senats 
Gruppe Liste Mitglied FB Vertreter FR 
HL LH Beran 9 Brehm 13 
HL Ratio Hauk 19 Amthor 19 
HL DHR Lingelbach 4 Neuweiler 16 
STUD RCDS Rodrian 1 Remmele 1 
STUD SKI Hassenkamp, W. 3 Mohr 3 
STUD JUSO Bach 2 v. Trott 3 
STUD UaFBG Otto 1 Flesch 2 
STUD LHV Müller, Helga 1 Kurth 
STUD RCDS Banzer 1 Heidemann, M. 1 
WLMi. NIK Blume 15 Teschner 19 
WLMi. DH Engel 10 Brähler 4 
WLMi. NIK Mehlig DZ Scholz-Tarnow 5 
SO.Mi. FA Schmidt Verw Krüger 8 
SO.Mi. ÖTVKli Sommer DZ Hasenstab Verw 

Zusammeusetzung der Grundordnungs- und 
Geschäftsordnungskommission des Konvents 
Gruppe Liste Mitglied FB stellv. Mitglied FB 
HL LH v. Marschall ·1 Schmidt, W. 1 
HL Ratio Müller, H. J. 19 Hövels 19 
Wi.Mi. NIK Gabel 4 Müller 13 
WLMi. DH Böllinger 1 Winter 1 
STUD RCDS Biallas 1 . Heidemann, K. 
STUD SKI Benn 16 Salomen 7 
SO.Mi. FA Nitsche Verw Spangenberg Verw 
SO.Mi. ÖTVKli König 19 Hansen 19 

Zusammensetzung des Konventsvorstands 
Gruppe Liste Mitglied 
HL LH Prof. Dr. Freiherr v. Marschall 
HL ' Ratio Prof. Dr. Werner Becker 
STUD RCDS Alfred Biallas 
STUD SKI Wolfgang Heislitz 
WLMi. NIK Eberhard Dietz 
WLMi. DH Hans-Jürgen Kiowski 
SO.Mi. FA Rudolf Düker 

Sprecher des Konventsvorstands: Rudolf Düker 
Stell v. Sprecher Konventsvorstand : Prof. v. Marschall 
Geschäftsstelle: Frau Eifert, Präsidialabteilung, Telefon 798 - 22 33 

USA-Stipendium 
Trenton State College 
Wie in jedem Jahr stehen auch ' 
1978/79 zwei Studienplätze für 
Studenten der . Universität 
Frankfurt am Trenton State 
College, New Jersey, USA, zur 
Verfügung. 
Abreise: August 1978, Rück­
kehr: August 1979. 
Finanzierung: Durch Vermitt­
lung des Didaktischen Zen­
trums werden Reisekosten und 
ein monatliches Taschengeld, 
vom Trenton State College Stu­
dienkosten, freie Unterkunft 
und Verpflegung getragen. 
Die besuchten Lehrveranstal­
tungen in Trenton können für 
das Staatsexamen anerkannt 
werden. Anfragen und Bewer.:. 
bung sind zu richten an den 
"Ausschuß für Auslandsbe­
ziehungen beim Didaktischen 
Zentrum"; z. H. Frau Som­
mer, Didaktisches Zentrum, 
Senckenberganlage 15, I. Stock, 
Zimmer 134, Telefon 7 98-35 92. 
Der Bewerbung sind beizufü­
gen: Lebensdaten mit Über­
sicht über das bisherige Stu­
dium, Englischkenntnisse sowie 
Begründung des Austausch­
wunsches (Studienabsichten). 
Bewerbungsfrist : 26. November 
1977. 

Aufgespießt 
-

Reichen die Einzahlungen für 
die Leistung der Auszahlungen 
nicht aus, so erhält die Zahl­
stelle die erforderlichen Zahl­
stellenbestandsverstärkungen 
durch 
- Abholung von Ba1'geld bei 
der zuständigen Kasse gegen 
Vorlage einer Verstärkungs­
anfo1'derung (Nr. 8.2), 
- Abhebung von Bargeld bei 
einem K1'editinstitut zu Lasten 
des d01·t geführten Kontos der 
zuständigen Kasse nach einem 
zwischen de1' Kasse und dem. 
Kreditinstitut zu ve1'einbaren­
den Ve1'fah1'en, 
- Verstärkung ihres Kontos 
bei einem Kreditinstitut mit, 
Ve1'stärkungsauftrag nach Nr. 
60 zu § 70 oder 
- Überweisung der zuständi­
gen Kasse auf ihr Konto bei 
einem K1'editinstitut aufgrund 
einer Verstä1'kungsanforde­
rung. 

* Auszug aus den 7seitigen "Aus-
zügen aus den VV zu § 78 LHO 
und der Anlage zu den VV zu 
§ 79 LHO" (Bestimmungen 
über die Verwaltung von Hand­
vorschüssen), die der Kanzler 
den Verwaltern der Dauervor­
schüsse '(Handkasse) in der 
Universität zugeschickt hat. 
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Konzept der Psychotherapie für Studierende 
Die Psychotherapeutische Be­
ratung für Studierende (PBS) 
der Universität Frankfurt hat 
für die Jahre 1974 bis 1976 einen 
Arbeitsbericht vorgelegt. Da 
viele Studierende über diese 
Einrichtung wenig informiert 
sind, werden im folgenden ei­
nige Auszüge über die Bera­
tungs- und Arbeitsformen wie­
dergegeben. Ferner sind dem 
Bericht einige interpretierte 
Statistiken von Sozialdaten der 
Klientel der PBS entnommen, 
da sie Aufschluß über beson­
dere Schwierigkeiten der Stu­
dierenden in der gegenwärti­
gen Situation insgesamt geben. 

Zum Arbeitskonzept 
der PBS 
Die Psychotherapeutische Be­
ratungsstelle für Studierende 
an der Universität Frank­
furt/M. gibt es seit 1969. Sie 
wurde anfangs vom Studen­
tenwerk finanziert. Ein Ver­
such des damaligen Leiters, 
Prof. Eugen Mahler, sie in ein 
Universitätsinstitut umzuwan­
deln, scheiterte. Das das Stu­
dentenwerk die Beratungs­
stelle auf Dauer nicht finan­
zieren konnte, wurde sie 1971 

, von der Universität übernom­
men und ist seit 1972 Teil der 
Abteilung für Psychotherapie 
und Psychosomatik im Zen­
trum der Psychiatrie des Uni­
versitäts-Klinikums. Die Be­
ratungsstelle ist aber nicht nur 
räumlich nach wie vor in die 
Universität einbezogen (sie ist 
in zwei Stockwerken eines Alt­
baus an der Bockenheimer 
Warte untergebracht und wird 
1978 in das neu errichtete So­
zialzentrum der Universität 
umziehen), sondern ihr Kon­
zept ist unverändert das fol­
gende: Eine Stelle zu sein, an 
die srch Studenten jederze,it 
ohne Umstände wenden kön­
nen, sei es in einer persönli­
chen Krise, wegen äußerer 
oder innerer Konflikte, wegen 
neurotischer Symptome oder 
psychischer Störungen aller 
Art. 
Die relativ große Unabhängig­
keit von den Institutionen Uni­
versität und Klinik soll den 
Studenten ermöglichen, mit 
weniger Scheu einen Schritt zu 
tun, der nach wie vor Über­
windung kostet. Das Aufsu­
chen eines Psychoterapeute.n 
oder gar einer psychiatrischen 
Klinik hat zu Unrecht immer 
noch für viele die Bedeutung, 
als ob der Betreffende von nun 
an nicht mehr zu den Gesun­
den, sondern zu den psychisch 
Kranken zu rechnen sei. Wäh­
rend der somatische Arzt längst 
zur Erhaltung der Gesundheit 
und schnelleren Bewältigung 
vorübergehender körperlicher 
Beeinträchtigungen in An­
spruch genommen wird, be­
steht in bezug auf die psycho­
logische, die psychotherapeu­
tische und vor allem ~Ue psych­
iatrische Versorgung immer 
noch ein Vorurteil, das in etwa 
besagt: Jemand ist entweder 
psychisch gesund oder er ist 
psychisch krank, und diese 
Feststellung hat über längere 
Zeit Geltung. 
Wir vertreten im Gegensatz 
dazu folgende Meinung: Die 
psychische Gesundheit ist wie 
die körperliche 'ein Idealzu­
stand, eine Vollkommenheit 
der Funktionsfähigkeit, wie sie 
selten oder nie erreicht wird. 
Die Entwicklung auf eine sol­
che Vollkommenheit hin ist ge­
kennnzeichnet von Krisen, Stö­
rungen, Hemmungen; sie ist 
notwendig konflikthaft und 
unvollkommen und ist nie als 
beendet anzusehen. Im psy­
chischen Bereich sollte jeder 
das gleiche Recht haben wie 
im somatischen, Rat oder Be­
handlung zu suchen und zu 
finden, wenn er es für nötig 

hält. Er sollte seine emotionale 
Entwicklung ebenso ernst neh­
men dürfen wie seine intellek­
tuelle und seine körperliche 
Entwicklung. 

a) Das diagl10sÜsche Vor- und 
Erstgespräch 
Die Probleme, die Anlaß sind, 
uns aufzusuchen, können sich 
bei einem einzelnen, in einer 
Paarbeziehung oder für eine 
ganze Gruppe bemerkbar ma­
chen. Entsprechend kann der 
"Patient" ein Individuum, ein 
Paar oder eine Gruppe sein. 

Jeder "Patient", der sich im 
Sekretariat anmeldet, be­
kommt in ein bis vier Wochen 
einen Termin. In dringenden 
Fällen wird im Zeitraum von 
ein bis zwei Tagen ein Notter­
mit gegeben. Er hat so Ge­
legenheit, 30 Minuten ungestört 
mit einem Therapeuten zu 
sprechen. Das Gespräch unter­
liegt der ärztlichen Schweige­
pflicht. Auch in die Namen­
kartei ,kann kein Außenstehen­
der einsehen. Bisher war es 
möglich, bei jeder Anfrage ein 
solches Gespräch zu gewähr­
leisten. Mit Hilfe dieses Ge­
sprächs versuchen wir, die 
psychosoziale Situation des 
Studenten zu verstehen und 
mit ihm gemeinsam zu über­
legen, welche weiteren Schritte 
ihm bei der Lösung seines Pro­
blemes helfen. Jetzt setzen 
unsere Schwierigkeiten ein, da 
wir selbst eine längere Be­
handlung in der Regel nicht 
und eine kürzere Beratung nur 
in einer begrenzten Zahl von 
Fällen übernehmen können. 

b) Vberweisung und Vermitt­
lung 

Wenn keine Beratung oder 
Therapie in der Beratungsstelle 
möglich ist, kann in einem 
zweiten Gespräch die Notwen­
digkeit einer Behandlung, die 
Stärke oder Motivation des 
Klienten, die Art einer zu emp­
fehlenden Behandlung und die 
Realisierungsmöglichkeit be­
sprochen werden. In Frankfurt 
gibt es inzwischen so viele 
Psychotherapeuten-Psychoana­
lytiker, Gespräcl;!.stherapeuten, 
Verhaltens therapeuten und 
einige anderer Richtungen, daß 
wir meistens wei terverweisen 
können. Die Finanzierung der 
Therapie ist aber für viele Stu­
denten ein Problem .. 

c) Beratung 

Ein Patient - sei es ein einzel­
ner, ein Paar oder eine Gruppe 
- sucht eventuell die Bera­
tungsstelle in einer akuten 
Krise auf, wobei ein äußeres 
Ereignis - wie etwa Studien­
beginn, Wohnsituation, Prü­
fung, ein Todesfall oder eine 
Trennung - einen inneren 
Konflikt aktualisiert und so 
verschärft. daß die Grenze der 
Belastbarkeit erreicht wird. Es 
wird nicht so sehr eine Thera­
pie gesucht, als vielmehr eine 
zeitweise Hilfe und Entlastung. 
Wir bieten in diesen Fällen 
drei bis zehn Beratungsstun­
den an. Dabei muß für uns 
und für den Klienten klar 
sein, daß er die der akuten 
Belastung zugrunde liegenden 
Konflikte, die in einem weite­
ren Sinne als neurotische 
Konflikte bezeichnet werden 
können, da sie sich von frühe­
ren konflikthaften Situationen 
herleiten lassen können, in der 
Beratung nicht auflösen kann, 
sondern in eigener Regie wei­
ter bearbeiten muß. Eine Bera­
tung ist nur sinnvoll in der 
Krise selbst, sie muß dem 
ersten Gespräch unmittelbar 
folgen, das Einrichten einer 
Warteliste ~st zwecklos. Wir 
verwenden für solche Beratun­
gen den größten Teil unserer 
Arbeitszeit; trotzdem über­
steigt der Bedarf fast immer 
unsere zeitlichen Möglichkei­
ten. 

d) Therapie 
Aus diesen Gründen müssen 
wir auch den überwiegenden 
Teil an Einzeltherapien an nie­
dergelassenen Psychothera­
peuten überweisen. Ähnlich 
verhält es sich mit Gruppen­
therapien. An der Beratungs­
stelle werden zur Zeit eine of­
fene und , eine geschlossene 
Gruppe geführt; offen heißt 
dabei, daß ausscheidene Grup­
penmitglieder durch andere er­
setzt werden. Es wäre außer­
dem nötig, Paartherapien 
durchführen zu können, da sie 
nur von wenigen niedergelas­
senen Therapeuten übernom­
men werden. Aus zeitlichen 
Gründen haben wir aber bis­
her nur Paarberatungen ge­
macht. 
e) Selbsthilfegruppen 
Im Rahmen der Gruppenarbeit 
an der PBS haben wir 1975 das 
Konzept der Selbsthilfegrup­
pen eingeführt. Teilnehmen 
können Studierende aller 
Fachbereiche. Ziel dieser Grup­
pen ist die gegenseüige. Unter­
stützung der Gruppenmitglie­
der bei der Bewältigung ver­
schiedener Sch wierigkei ten 
während ihrer Studienzeit, bei­
spielsweise Berufs- und Stu­
,dienmotiva tion, Überwindung 
von Arbeitsschwierigkeiten 
und Prüfungsängsten, Lö­
sungmöglichkeiten für Bezie­
hungsschwierigkeiten und Ver-

Tabelle 1: 

einsamung. Diesen Gruppen 
stehen für zehn Sitzungen psy­
chologische Berater zur Verfü­
gung. Ständige Einrichtung im 
Rahmen des Selbsthilfepro­
grammes ist das monatliche 
Gruppenforum, . das allen 
Selbsthilfegruppen zur Verfü­
gung steht. Dort können' 
Schwierigkeiten der Gruppen­
arbeit und Organisationsfragen 
besprochen werden. 

Statistik und 
Interpretation 
des Jahres 1974 
Die Zahl der Neuanmeldungen 
(siehe Tabelle 1) entspricht 
nach dem bei uns üblichen 
Aufnahmeschema der Zahl der 
Studenten, die sich - aus wel­
chen Gründen auch immer -
zum erstenmal an uns wenden. 
Auffallend ist die Verteilung 
der Anmeldungen nach Vier­
teljahresräumen : Während wir 
im ersten und zweiten Viertel­
jahr mit etwa gleichviel An­
meldungen rechnen · können, 
sinkt die Zahl im dritten Vier­
teljahr auf etwa die Hälfte, um 
dann für das letzte Vierteljahr 
einen Höchststand zu errei­
chen. Nach Monaten aufge­
schlüsselt liegt der Extremwert 
dieser Verteilung mit 43 Neu­
'anmeldungen im Oktober, also 
zu Beginn des Wintersemesters. 
Offensichtlich hängt dies mit 

Neuanmeldungen und Geschlechtsteilung 1974 
Monat Patienten männlich 

Januar 
bis 65 (25 %) 29 
März 

April 
bis 72 (28 0/ 0) 31 
Juni 

Juli 
bis 34 (13 %) 16 
September 

Oktober 
bis 87 (34 °/0) 68 
Dezember 

insgesamt 258 124 (48 %) 
Population 
der Studentenschaft 
im Wintersemester 1974/75 60 °/0 

Tabelle 2: 
Auf teilung nach Fachbereichen 

weiblich 

36 

41 

18 

39 

134 (52 %) 

40% 

Prozent der 
Gesamt­
studenten-

Fachbereich 
Prozent der schaft im 

Patienten Gesamtfälle WS 197475 

Lehrerstudium 
4 Erziehungs­

wissenschaften 
3 Gesellschafts­

wissenschaften 
19 Humanmedizin 

1 Rechtswissenschaft 
2 Wirtschafts­

wissenschaften 
5 Psychologie 

10 Neuere Philologien 

Tabelle 3: Bildungsweg 

1. Bildungsweg 
2. Bildungsweg 
Keine Angaben 

Tabelle 4: 

86 

53 

24 
22 
15 

14 
10 
10 

Klienten 

198 = 77 % 

58 = 22 0/0 

2 = 1 fl/O 

Wohnung (Untersuchung von 1975) 
Klienten 

bei den Eltern 
im eigenen Zimmer 
bzw. Wohnung 
im Studenten­
wohnheim 
in Wohngemein­
schaften 

21 % 

40(1/0 

18 f)/o 

20 0/ 0 

33 

20 

9 
8 
6 

5 
4 
4 

39 

7 

4 
9 

10 

11 
2 
3 

Prozent 
der Gesamt­
studen tenschaft 
WS 1974/75 

93 °/0 
7 % 

Studentenschaft 

43 % 

42 Ofo 

8 fl/o 

dem spezifischen Verhalten 
einer studentischen Klientel 
zusammen, die in den Sommer_ 
ferien den Studien ort zwecks 
Werkarbeit, Ferien oder Hei­
matbesuchen verläßt. Zum 
beginnenden Wintersemester 
läge dann ein gewisser "Nach­
holbedarf" an psychotherapeu_ 
tischer Beratung vor. 

Ein signifikanter Unterschied 
zwischen unserer Klientel und 
der Gesamtpopulation, aus der 
sie sich rekrutiert, liegt in der 
Verteilung nach Geschlech­
tern: Während der Anteil an 
Frauen unter den Frankfurter 
Studenten bei 40 Proz;ent liegt, 
sind sie als Ratsuchende bei 
uns mit 52 Prozent vertreten. 
(Zum gleichen Ergebnis - einer 
überrepräsentierung der Stu­
dentinnen - kommen auch 
andere Beratungsstellen.) Es 
läßt sich vermuten, daß die 
Gründe hierfür in der nicht 
nur gesamtgesellschaftlichen, 
sondern auch die Hochschule 
kennzeichnenden Unterprivi­
legierung und psychischen De­
privation der Frau, liegen. Aus 
unseren diagnostischen und 
therapeutischen Gesprächen 
wissen wir, daß gerade die 
psychische Situation der Frau­
en an der Hochschule um vie­
les schwieriger ist als die der 
Männer, sei es auf Grund der 
vorhergegangenen Sozialisa­
tion ,oder der spezifischen So­
zialisationsbedingungen an der 
Hochschule (z. B: in den Fra­
gen der Ablösung vom Eltern­
haus, der Auseinandersetzung 
mit der geschlechtsspezifischen 
Rollenerwartung, dem" wissen­
schaftlichen Bluff" usw.) .. Dazu 
kommen dürfte noch der er­
heblich höhere Leidensdruck, 
wie ihn Moeller und Scheel' in 
ihrer Untersuchung festgehal­
ten haben: Danach leiden Stu­
.dentinnen signifikant' stärker 
unter ihren Beschwerden als 
Studenten. 

Die Statistiken über Lebens­
alter und Semesterzahl der 

, Studierenden zeigen, daß' die 
Studenten aus unserer Klien­
tel für die drei ersten Studien­
jahre im Vergleich zur Grund­
population um etwa ein Drittel 
überrepräsentiert sind, wäh­
rend sie nach dem fünften Stu­
dienjahr nur noch halb so oft 
vertreten sind, wie eigentlich 
zu erwarten wäre. Der Um­
schlagspunkt, an dem sich der 
Anteil der Studenten unserer 
Klientel mit dem der Gesamt­
studentenschaft in etwa deckt, 
liegt im vierte,n Studienjahr. 
Offensichtlich gibt es am Stu­
dienbeginn mehr Konflikte, die 
einen Studenten zum Besuch 
der PBS motivieren können, 
als gegen Ende des Studiums. 
Besonders ins Gewicht fällt der 
Konflikt um die Studienwahl, 
der heute noch mehr als früher 
nicht nur von inneren, sondern 
auch von äußeren Gegebenhei­
ten (Numerus clausus mitsamt 
den Auswirkungen auf das 
schulische Verhalten) beein­
flußt wird. Eine große Rolle 
spielen auch noch anhaltende 
Pubertäts- und Adoleszenz­
probleme, die besonders im Zu­
sammenhang mit der Ablösung 
vom Elternhaus, dem eventuel­
len Ortswechsel und dem Auf­
geben alter und Knüpfen neuer 
Beziehungen aktiviert werden. 
Die Autoren des Tübinger Ar­
beitsberichts, die ihre Frage­
bogen auch schichtspezifisch 
auswerten konnten, fanden un­
ter ihren ratsuchenden stu­
dien anfängern (1. bis 3. Seme­
ster) eine sehr hohe Über­
repräsentierung von Absolven­
ten des zweiten Bildungswege: 
und von Arbeiterkindern. Bel 
diesen dürfte sich die große 
Diskrepanz zwischen der vor-

(Fortsetzung auf Seite 5) 
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er beratene Studentenberater waren, Reisekosten, Tage­
und übernachtungsgeld er­
hielten, sich erschrocken zu­
rückziehen, wenn der Vor­
schlag gewagt würde, daß ein 
ähnliches Fortbildungsmodell 
für alle in der Bundesrepublik 
tätigen Studentenberater in­
stalliert werden sollte. 

Seit Jahren wird auch in 
Deutschland an verschiedenen 
Orten über die Notwendigkeit 
der Ausbildung von Studen­
tenberatern an Hochschulen, 
die an zentraler Stelle - also 
nicht fachspezifisch und 
vorw iegend nicht im psycho­
therapeutischen Rahmen arbei­
ten, reflektiert. Eine spezielle 
Ausbildung gibt es in der 
.Bundesrepublik jedoch bishe1' 
nicht. Anders in Österreich, 
wo das Wiener Bundesmini­
sterium für Wissenschaft und 
Forschung, das für die Ein­
richtung von Beratungsstellen 
für Studenten (der Studenten­
beratungsdienst) zuständig ist, 
zwei achtwöchige Ausbil­
dungskurse für Studentenbe­
rater veranstaltete, womit nun 
alle, die in Österreich in die­
sem Bereich tätig sind, die 
Möglichkeit de1' qualifizierten 
berufUchen Fortbildung er­
hielten. An einem dieser Kur­
se nahm Anne Göring M en­
del v on der Zentralen Stu­
dent enberatung der Universi­
tät F 'rankfurt, teil. Sie skiz­
ziert in dem folgenden Be­
richt, welche Grundgedanken 
den Kurs durchzogen, mit 
welchen Informationen die 
Studentenberater in bezug auf 
Erwei terung ihrer beruflichen 
Kompetenz konfrontiert wur­
den und was für die deutsche 
Situation beispielhaft sein 
könnte. 

* 
Zunächst darf ich anmerken, 
daß die geistigen Lei tlinien 
des Studentenberater-Ausbil­
dungskursus von der langjäh­
rigen Berufs- und Beratungs­
erfahrung prominenter Sozial-

. wissenschaftler und Tiefen­
psychologen gezogen wurden. 
Das interfakultativ zusam­
mengesetzte Referententeam 
hatte, gemeinsam mit Vertre­
tern des Wiener Ministeriums, 

das Kurs-Curriculum entwik­
kelt, um alle Wissenschafts an­
teile der Bereiche, mit denen 
Studentenberatung im Kon­
text steht, sachgerecht in den 
Ausbildungskurs integrieren 
zu können. Da den Kursteil­
nehmern größtenteils zu Se­
minarbeginn Arbeitsmateriali­
en und Skripte fast aller Re­
feren ten zur Verfügung ge­
stellt wurden, konnten Vor­
träge mit Diskussionsrunden 
verkoppelt werden, was die 
Aktivität der Teilnehmer, ei­
gene Erfahrungen in die De­
batten einzubringen und eige­
nes Spezialwissen zu aktivie­
ren, ungemein förderte. 
Die einführenden Referate des 
Psychoanalytikers Prof. Dr. 
Igor Carusos prägten das 
Lehr- und Lernklima des 
Kurses sowie die Bereitschaft 
der Teilnehmer zur Auseinan­
dersetzung mit der Materie 
Studienberatung auf das 
Nachhaltigste. Professor Caru­
so geht davon aus, daß jeder 
Berater, wo er auch stehe, 
Macht habe. Macht, die Wün­
sche und Hoffnungen der Rat­
suchenden, der eo ipso in ei­
ner geschwächten Position, 
eben als Ratsuchender zum 
Berater kommt, zu hören -
oder auch nicht; sie zu ,akzep­
tieren - oder auch nicht; sie 
gemeinsam mit dem Ratsu­
chenden zu bearbeiten - oder 
diesem ein Klischee ,eigener 
Vorstellungen, "Heiler-Be­
dürfnisse", Vorurteile oder 
Unwilligkeiten zu oktroyieren. 
Hieraus resultiert die Forde­
rung nach einer in der Per­
sönlichkeit des Beraters anzu­
siedelnden versagenden Hal­
tung, die "Freude am Geben", 
das den Berater auch oft be­
glückende Gefühl der Omni­
potenz, aufzugeben. Die Ver­
sagungspflicht, d. h. die Ver­
pflichtung, die Bearbeitung 
der Probleme des Ratsuchen­
den als wichtigsten Bestand-

,teil der beraterischen Tätig-

Konzepte • • • 
(Fortsetzung von Seite 4) 

hergehenden Sozialisation in 
Familie und Schule und den 
neuen Erfahrungen an der 
Universität besonders stark 
auswirken. 

Aus der übersicht in Tabelle 2 
geht hervor, daß Studierende 
des Fachbereichs Erziehungs­
wissensehaften etwa dreimal 
so häufig, Studierende der 
Fachbereiche Gesellschafts­
wissenschaften und Psycholo­
gie etw a doppelt so häufig 
Kontakt zur Beratungsstelle 
aufnehmen, als aus ihrem pro­
zentualen Anteil an der Ge­
samtstudentenschaft zu schlie­
ß~n wäre. Bei der Erklärung 
dieser Tatsache ist zum einen 
an die Motivation zum Studium 
einer bestimmten Fachrich­
tung anzuknüpfen: Man kann 
vermuten, daß die Studenten 
der betreffenden Fächer - be­
\\ußt oder unbewußt - die 
Hoffnung auf Einsicht und 
~ufklärung über sich selbst, 
l~re Lebensgeschichte und So­
zl~l.isation verbinden. Eine 
\V eüerf ührung dieses Wun­
sche.s dürfte dann das Heran­
treten an die PBS darstellen. 
Z~m anderen vermitteln sicher 
dIese Studienrichtungen ratio­
nale, kognitive Einsichten über 
~a~ 'Verhältnis von Persönlich-
:I~ un~ Gesellschaft, was An-
o sem kann für eine Aus­

einanderset zung mit dem eige­
~e~ Selbst. Nach der Tabelle 
t .:.tnd Absolventen des zwei-
en Bildungsweges unter un­

"ere~' Klientel hoch überreprä­
entlert. Ähnlich wie bei der 

überrepräsentation von Frauen 
könnte hierfür ausschlagge­
bend sein, daß für diesen Kli­
entenkreis die akademische 
Karriere nicht durch die ge­
samte Sozialisation hindurch 
vorgezeichnet ist, sondern oft 
als Bruch mit vorhergehenden 
Lebensabschnitten erlebt wird, 
der häufig besondere psychi­
sche Probleme aufwirft. 
Nach den Daten der Tabelle 4 
sind Studenten, die bei den 
Eltern wohnen, in unserer Kli­
entel nur halb so oft, Studen­
ten aus Studentenwohnheimen 
oder Wohngemeinschaften da­
gegen zweieinhalbmal so oft 
vertreten wie in der Grund­
population. Dadurch ergibt 
sich ein paradoxes Bild: Ge­
rade vom Wohnen in Wohn­
gemeinschaften oder Heimen 
erwarten sich viele Studierende 
eine direkte Hilfestellung oder 
zumindest eine Erleichterung 
bei ihren Problemen. Bei Kon­
takt- und Kommunikations­
schwierigkeiten kann aber das 
große Angebot an solchen 
Möglichkeiten gerade zu einer 
stärkeren Konfrontation mit 
den eigenen Schwierigkeiten 
führen; die Kontaktunfähig­
keit wird stärker erlebt und 
insofern wird auch die Bera­
tungsmotivation verstärkt. Da­
zu kommt aber auch die er­
leichterte Einsicht in die Not­
wendigkeit von Hilfe, die Ge­
spräche in solchen Gruppen 
erreichen, die sich nicht nur 
zum Zwecke der gemeinsamen 
Versorgung, sondern auch der 

Persönlichkeitsveränderung 
zusammenschließen. 

keit einzuschätzen, dürfte als 
Zentralaufgabe der gewissen 
- auch im Ausbildungskurs 
stattgefundenen Persön­
lichkeitsumstellung des Bera­
ters zu bezeichnen sein. Nur 
die konsequente, auch in der 
Hochschule erkennbare, Di­
stanzierung des Beraters von 
der Durchsetzung eigener 
Wünsche im Beratungsalltag 
dürften ihn und seine Klien­
ten schützen: vor Nichtver­
stehen, vor Fehlberatung, vor 
unreflektierten Gefühlsüber­
tragungen, vor emotionalen 
Bindungen, nicht zuletzt aber 
auch: vor Vorurteilen, vor 
Mißbrauch des im universitä­
ren Umfeld Angst machenden 
Wissens des Beraters um die 
Unzulänglichkeiten der (auch 
Hochschul-) Welt. 

Diese Aufgabe zu verwirkli­
chen, sie in das Persönlich­
keitsinventar des Beraters zu 
integrieren, bedarf mehr, als 
des kognitiven Lernens. Es 
bedarf des ständigen Trai­
nings und der Kontrolle. vor­
wiegend durch Kollegen oder 
auch dui'ch geschulte Supervi­
soren. Sich nicht zu vereinsa­
men als Studentenberater, 
sondern sich der permanenten 
Kontrolle auszusetzen, emp­
fahlen neben Prof. Caruso 
auch andere Referenten, so 
Prof. Dr. Grünewald (Inns­
bruck), Dr. Frühmann und 
Prof. Dr. Schindler (beide 
Salzburg), die die Bereiche 
der psychosomatischen Medi­
zin und Tiefenpsychologie, 
wie auch der Gruppenpädago­
gik, Gruppendynamik und 
-therapie und Hochschulsozia­
lisation im Kurs vertraten. 
Prof. Dr. Grünewald verwies, 
ebenso wie Prof. Dr. Caruso, 
den Berater darauf, sein eig'e­
nes Sensorium für die Anlie­
gen der Ratsuchenden so , zu 
schärfen, daß weder vor­
schnelle "Diagnosen" das 
Auge und Ohr des Beraters 
verstopfen noch ihm ein -
f<;llsches - Überlegenheitsge­
fühl vermitteln. 

Im Arbeitsalltag zentral ange­
siedelter, nicht therapeutisch 
arbeitender Studentenbera­
tungsstellen m<;lg es vorkom­
men, daß unter dem Druck 
der zahllosen Wie, Wo, Was, 
Wann-Fragen, die alle in kur­
zen Beratungssequenzen ge­
klärt werden können, die lei­
seren "Fragen" oder "Hilferu­
fe" einer wohl über ca. 20 
Prozent der Anfragen hinaus­
gehenden Zahl von Mitteilun­
gen Ratsuchender, die sich in 
extrem belastenden Studiensi­
tuationen befinden, überhört 
oder untergewichtet werden. 
Daß auch - oder gerade! -
hier der Berater zu äußerster 
Sensibilität aufgefordert ist. 
auch dazu, in Zweifelsfällen 
sofort die Ratsuchenden an 
andere kompetente Bera­
tungseinrichtunp;en weiterzu­
verweisen, muß festgehalten 
werden: Berichtete, erschüt­
ternd zu erleben, zu Beginn 
des Kurses Prof. Carusos von 
zwei eigenen tragisch enden­
den therapeutischen Begeg­
nungen, um so mehr 'muß der 
allgemeine Berater. der in re­
lativ kurzer Zeit mit relativ 
vielen Ratsuchenden in Kon­
takt kommt, über ein beson­
ders geschultes, am psychoso­
matisch~n und medizinischen 
Modell entwickeltes Warnsy­
stem verfügen, um im Not ­
fall sofort die Ratsuchenden 
an die rechte Hilfsstelle wei­
terverweisen zu können. Die­
ses Faktum sehr ernst zu neh­
men. ist besonders wichtig : 
Viele exlstenzbedrohende 
Schwierigkeiten von Studen­
ten verkleiden sich in Äuße­
rungen, die dem Ratsuchen -
den, oft als letzte Möglichkeit , 
die Kommunikation mit ~inem 

in der Hochschule angesiedel­
ten Berater auf technischer 
Ebene ermöglichen. Die 
auch non-verbalen - Äuße­
rungen der Ratsuchenden 
richtig zu erfassen und zu be­
arbeiten ist die wichtigste 
Aufgabe des Studentenbera­
ters. 

Ein weiteres Gebiet, mit dem 
Studentenberatung in Kontakt 
steht. ist der Aspekt des 
Tests. Sei es, daß Studenten 
oder Studienbewerber an der 
Beratungsstelle mit Bitte um 
Herstellung eines Persönlich­
keits- oder Leistungstests 
kommen, sei es, daß wie des 
öfteren ' in Deutschland, stu­
dienmotivationsunsichere Rat­
suchende bei den Psychologen 
des Arbeitsamtes einen Berufs­
eignungstest machen ließen 
und dessen Interpretation mit 
sich unverarbeitet herumtra­
gen: Der Studentenberater be­
nötigt zumindest allgemeine 
Kenntnisse dieser, oft um­
strittenen, dennoch erkennt­
nisfördernden Instrumentari­
en. 

Da Erkenntniswert und Ein­
satzmöglichkeiten von Tests, 
auch in der Diskussion um 
möglicherweise in Deutsch­
land zur Anwendung kom­
menden Hochschulzulassungs­
verfahren, allenthalben zur 
Debatte stehen, Vor- wie 
Nachteile abzuwägen sind, zu­
mal profilierte Test-Interpre­
ten rar sind, konnte Professor 
Dr. Revers und Dr. Reiter 
(heide Universität Salzburg) 
eine lebhafte Diskussion mit 
uns Kursteilnehmern hervor­
rufen. Hier standen sich die 
Positionen, unter denen Bera­
tung angesiedelt werden kann, 
die - wie Prof. Caruso und 
andere Referenten oft an­
merkten, stets einen gewissen 
therapeutischen Effekt für 
den Ratsuchenden hat (kein 
Mensch geht ohne ein gewis­
ses Inferioritätsgefühl "in Be­
ratung", stets kommt ein ge­
lebtes Leben in Person des 
Ratsuchenden zum Berater!) 
-, möglicherweise konträr 
gegenüber. Die eine Position 
kann umschrieben werden, 
auch unter Hinweis auf feh­
lende Ressorcen als Angebot 
zur reinen Information; die 
andere Position faßt den Be­
griff Beratung weiter und 
schließt die Reflexion des 
VVahrgenommenen und des­
sen, was sich ungesprochen 
zwischen beiden Partnern ab­
spielt und gewiß nicht ohne 
Folgen für den Ratsuchenden 
bleibt, ein. 

Dem Kurscurriculum entspre­
chend, informierten Dr. Holu­
betz und Dr. Schuster über 
das österreichische Hoch­
schulrecht, Beamtenrecht und 
Staatsrecht. In der österrei­
chischen Hochschulsituation 
ist unser Begriff des Numerus 
Clausus noch ein als "von 
draußen" kommender aufzu­
fassen. Durch die im Kurs 
stattfindende juristische Aus­
bildung sind die öste:treichi­
sehen Studentenberater gerü­
stet worden, auf längere Zeit 
hinweg fundierte Informaii­
onsvermittlung in diesem Be­
reich betreiben zu können. 

Dieser Umriß soll genügen 
eine Skizze dessen zu zeich~ 
nen, welche Lernziele der 
Salzburger Ausbildungskurs 
für Studentenberater verfolg­
te. 

Transferüberlegungen 

Es ist denkbar, daß deutsche 
Bildungspolitiker angesichts 
der kostenintensiven Ausbil­
dungskurse für österreichische 
Studentenberater, die für acht 
Wochen vom Dienst befreit 

Da aber, leider, nicht davon 
auszugehen ist, daß in abseh­
barer Zeit an irgendeiner öf­
fentlichen Ausbildungsinstitu­
tion (Hochschule, Fachhoch­
schule, Institut) ein Studen­
tenberaterkurs in der Bundes­
republik installiert wird, wäre 
dafür zu plädieren, daß ange­
sichts der jedem offenkundigen 
Ausbildungsnotwendigkeit re­
gionale oder in einzelnen 
Hochschulen anzusiedelnde 
Arbeitskreise die Aus- und 
Fortbildung von Studentenbe­
ratern übernehmen sollten. 
Möglicherweise kann der 
Druck von beratungsrelevan­
ten Texten organisiert wer­
den, sodaß sich gewisse kogni­
tive Lernphasen abkürzen las­
sen. Die kommunikative Kom­
petenz, in der beraterische 
Aktivität auch wissenschaft­
lich kontrollierbar und emo­
tional erfahrbar wird, läßt 
sich allerdings nur in Arbeits­
kreisen, die von Fachleuten 
geleitet werden sollten, ent­
wickeln. Zugang zu solchen 
regionalen Arbeitskreisen 
sollten bereits tätige Studen­
tenberater (haupt- wie neben-

- '- ~ 

Belegfrist 
Im Wintersemester 1977/ 
78 ist die Belegfrist vom 
7. bis 30. November. Sämt­
liche Lehrveranstaltungen, 
die ein Studierender be­
sucht, müssen mit Angabe 

,der Vorlesungsnummer in 
das Belegformular einge­
tragen werden. Die Formu­
lare werden im Universi­
täts-Hauptgebäude, Mer­
tonstraße, Zimmer 29 B 
(gegenüber dem Sekreta­
riat) ausgegeben. 

Es wird besonders darum 
gebeten, die Belegbogen 
'sorgfältig mit Bleistift aus­
zufüllen. 

Denn nur dann kann die 
Studentische Abteilung, 
die ohnehin überlastet ist, 
die Formulare schnell und 
zügig bearbeiten. 

amtliche) auch als Bewerber 
auf derartige Positionen fin­
den. Es müßte sichergestellt 
sein, daß die erfolgreiche 
Teilnahme an solchen Ausbil­
dungsaktivitäten auch zertifi­
ziert würde und daß gleichzei­
tig in dieser Art Fort- und 
Ausbildungsaktivität gewisse 
Korrekturmöglichkeiten zur 
Behebung persönlicher 
Schwierigkeiten von poten­
tiellen Studentenberatern ein­
gebracht werden. 

Konkret hieße dies, daß einer­
seits Überlegungen anzustel­
len sind, ob und wie in der 
Bundesrepublik sich beamten­
laufbahnrechtlich zu sichernde 
Aufbaustudiengänge für Bera­
ter (Studien-, aber auch 
Schullaufbahn- oder Ausbil­
dungsberater) an Hochschulen 
sich entwickeln lassen, ande­
rerseits aber in Übergangspha­
sen Fortbildungskurse für be­
reits aktive Berater eingerich­
tet werden. Der notwendige 
Theorie-Praxis-Verbund ist 
durch die Existenz vieler Be­
ratungseinrichtungen, in de­
nen auch potentielle Bewerber 
praktizierend tätig werden 
könnten, gesichert. 

Annekatrein Göring-Mendel 
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Hormone als Regulatoren der · 
WundheIlung beiPßanzen .. 
Den ' folgenden 'Vortl'ag hielt 
Prof. Dr. Günter ' Rosenstock, 
FachbereiCh Biologie der Uni- ' 
versität Frankfurt, auf der Mit­
gliederyersammlung der Ver­
einigung von Freunden und 
Förderern, die das beschrie­
bene Projekt finanziell unter­
stützte. * ' 
Solange es Lebewesen gibt -
etwa drei Milliarden ' J ahl'e - ' 
waren sie der Gefahr der Ver­
wundung durch mannigfaltige 
äußere und innere Einflüsse 
ausgesetzt, und ,sie mußten 
Mechanismen der Heilung ent­
wickeln, um der Gefahr einer 
dauernden Schädigung oder gar 
des Todes Zl:l entgehen. Von da­
her gesehen ist es eines unserer 
Forschungsziele, die entwick­
lungsphysiologischen, die stoff­
wechselphysiologischen und die 
molekularbiologischen Grund­
lagen von Wundheilungspro­
zessen bei Pfanzen zu studie­
ren. 

ohne jegliche Zellteilungen bo- : 
' ten. ,:' 
Wir setzen daher an die Stelle 

: der bisher gültigen Wundhor­
,montheorie die Vorstellung; 
daß die unterschiedlichen hi­
stologischen Reaktionen be-

I dingt sind durch die Variabili­
tät eines konkurrierenden Sy­
stems von Zellstreckungs- und 
Zellteilungshormonen, das sei­
nerseits durch den Wasserzu­
stand der wundnahen intakten 
Zellen gesteuert wird. Bei dem 
in Frage stehenden Wirkstoff­
'system handelt es sich nach 
unseren Vorstellungen nicht 
um spezifische Wundhormone 
aus geschädigten Zellen, 'viel­
mehr um Hormone aus der 
Gruppe der Auxine, Gibberel­
line und Cytokinine, die aus 
anderen pflanzlichen Entwick­
lungsprozessen abseits trauma­
tischer Vorgänge hinreichend 
bekannt sind. Diese Hormone 
werden u. E. nach der Verlet­
zung in den intakten wund­
näheren und auch wundferne­
ren Zellen gebildet und/oder 
aktiviert und von dort an die 
Wundo berfläche transportiert. 
Da die traumatisch induzier­
ten histologischen Reaktionen 
nicht unaufhörlich ablaufen, 
wird überdies das Vorhanden­
sein eines gegenregulierenden 
Hemmstoffsystems postuliert. 
Als solches könnten die neuer­
dings von uns in Speicherorga­
nen nach Verletzung vermehrt 
aufgefundenen Hormone aus 
der Gruppe der Abscissine wir­
ken. 

1'\ 

: Im vergangenen Jahr durch­
geführte Applikationsversuche 
mit den genannten Hormonen 
haben in der Tat gezeigt, daß 
durch sie die natürlichen 
Wundreaktionen in Richtung' 
Zellteilung oder aber Zellstrek­
kung manipuliert und imitiert 
werden können. 
Gleichwohl läßt sich der letzte 

,Nachweis der Richtigkeit un­
serer Vorstellungen erst dann 
erbringen, wenn es gelingt, die 
tatsächlichen endogenen Hor­
monkonzentrationen und ihre' 
!möglichen verletzungsbeding­
ten Veränderungen quantita­
ti v zu erfassen. Hierzu bedarf 
es einer ~lOchempfindlichen 

A 

Nachweismethode, wie sie uns 
nunmehr dankenswerterweise 
in dem mit den Mitteln der 
Freunde und Förderer der Uni-

, versität Frankfurt beschafften 
Gaschromatographen zur Ver-
fügung steht. ' 
Solche Untersuchungen sind in 
mehrfacher Hinsicht von 

' grundlegendem biologischem 
Interesse: Einmal im Hinblick 
auf die Ermittlung der primä­
ren Mechanismen des Wund­
heilungsvorganges bei Pflan­
zen per se, was die Möglichkeit 
eröffnet, die Wundreaktionen ' 
von Pflanzen mit denen des 
tierischen und menschlichen 
Organismus zu vergleichen. 

B 

Histologische Reaktionen an den Wundflächen pflanzlicher Or­
gane. A: Zellteilung, B: Zellstreckung. 

UNI-REPORT' 

Die Untersuchungen sind des · 
weiteren in Beziehung zu set­
zen zu jenen Reaktionen, die 

: nach einer Infektion pflanzli­
I eher Organe mit Pathogenen 
ablaufen. Soweit bisher unter-

I sucht,gleichen diese nämlich 
vielfach jenen Reaktionen, ' 
welche nach einer Verletzung · 
zu beobachten sind. . 

, ; Es soll auch angedeutet wer­
den, daß Wundheilungsstudien ' 
von grundlegendem Interesse 

, für ' die Vermehrungs- und 
Veredelungspraxis bei Kultur­
gewächsen sind, die pl'imär 
durch einen verwundenden 
Eingriff gekennzeichnet sind. 
Die Untersuchungen sind auch 
von Bedeutung für die Beurtei­
lung der Primärreaktionen bei, 
Gewebekulturversuchen - sie ' 
gewinnen in Theorie und Pra-

, xis zunehmend an Interesse -:, 
weil diese Versuche eine die 
Verletzung kennzeichnende hi­
stologische und physiologische 
Isolierung von Gewebefrag­
menten oder Einzelzellen vor­
aussetzen. 
Da der Wundheilungsvorgang 
durch Remeristema tisierungs­
und anschließende Redifferen­
zierungsprozesse gekennzeich­
net ist, schließt die Wund­
reaktions analyse auch , Unter­
suchungen über die Grundla­
gen einer physiologischen Ver­
jüngung ebenso wie der Alte­
rung ein. 
Schließlich wird die Bedeutung 
der Untersuchungen darin ge­
sehen, daß sie einen Beitrag 
zur pflanzlichen Tumorfor­
schung leisten. Dies, weil sie 

,einen Einblick in den Reak­
tionsmechanismus der soge­
nannten "Konditionierungs­
phase" erlauben, die der Aus­
lösung tUnlurösen Wachstums 
notwendigerweise vorausgeht 
und die stets durch eine Ver-

, letzung eingeleitet wird. 
Günter Rosenstock 

Spezielles Forschungsproblem 
Kennzeichen traumatischer 
Eingriffe ist es, daß nach Ab­
lauf zahlreicher physiologischer 
Reaktionen die Wunde letzt­
lich durch histologische Pro­
zesse wieder verschlossen, die 
Störung des Organismus damit 
endgültig beseitigt wird. Hier­
bei lassen sich - auch bei ein 
und demselben Objekt durch 
äußere Einflüsse steuerbar -
zwei Entwicklungsrichtungen 
grundsätzlich voneinander un­
terscheiden: Zum einen kommt 
es ohne jegliche Zellteilungs­
prozesse zur Ausbildung eines 
lockeren, durch Zellstreckung 
gekennzeichneten, callusartigen 
Verwachsungsgewebes, durch ' 
welches die Verbindung der 
durch die Verwundung getrenn­
ten Teile wieder lückenlos her­
gestellt werden kann. Demge­
genüber steht die Entwicklung 
eines Wundkorkgewebes, ein 
Vorgang j der durch intensive 
Zellteilungstätigkeit in Verbin­
dung mit biochemischen Ver­
änderungen der neugebildeten 
Zellwände gekennzeichnet ist 
und der zum totalen Abschluß 
der getrennten Teile führt. 
Dieser Vorgang ist für die Ver­
nar.bung von Wunden bei höher 
entwickelten Tieren und beim 
Menschen charakteristisch. 

Report über Leben~bedingunge 
Mit einem neu entwickelten System von rund 200 sozialen Indi­
katoren hat eine sozialpolitische Forschergrlippe an den Univer­
sitäten Frankfurt (Prof. Dr. Hans-Jllrgen Krupp) und Mann­
heim (Prof. Dr. Wolfgang Zapf) die Wohlfahrt und die Lebens­
qualität in der Bundesrepublik Deutschland gemessen. Der um­
fangreiche Report über "Lebensbedingungen in der Bundesrepu­
bUk" wurde kürzlich in Bonn-Bad Godesberg von der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft (DFG) ,vorgestellt, von der die Erarbei-

" tung ~ines "Sozialp~ljtischen F!ntscheidungs- und ,Indikatoren­
systems für die Bundesrepublik Deutschland" (SPES) seit 1972 
finanziell gefördert wird. 

Ein Grundproblem bei diesen ' , 
unterschiedlichen ' histologi­
schen Prozessen ist die Frage 
nach, dem Mechanismus der 
Zellteilungsauslösung im einen, 
der Zellteilungsunterdrückung 
im anderen Fall. Kernproblem 
ist dabei zugleich die Frage 
nach der Gültigkeit der seit 50 
Jahren die Lehrmeinung reprä .. 
sentierenden Wundreiztheorie 
von HABERLANDT. Diese be­
trachtet tUe ,Bildung ganz spe­
zifische'r Wtindhormone in 
Form von' Plasmazersetzungs:" 
produkten aus den durch die 
Verwundung geschädigten Zel­
len als maßgeblichen zelltei­
lungsauslösenden Faktor. Auch 
in der Humanphysiologie ist 
diese Vorstellung lange Zeit 
mit Interesse diskutiert wor-
den.. ,., , 
An dieser Stelle nun setzen 
unsere eigenen Versuche an. 
Unter Reproduktion der HA­
BERLANDT'schen Versuchs­
anstellungen konnten wir in 
den vergangenen Jahren zu­
nächst einmal zeigen, daß die 
Versuche HABERLANDT's 
nicht geeignet sind, die Exi­
stenz ganz spezifischer, nur im 
Zusammenhang mit der Ver­
wundung wirkend~r Wund­
hormone als zellteilungsauslö­
sende Elemente nachzuweisen, 
ganz abgesehen davon, daß die 
HABERLANDT'schen Vorstel­
lungen überhaupt keine Erklä­
rung für das Auftreten von 

Zellstreckungserschein ungen 

' Im "SPES-Projekt" geht es 
um die Entwicklung eines für 
die Bundesrepublik repräsen­
tativen Simulationsmodells, mit 
dem gesellschaftspolitische 
Alternativrechnungen durch­
geführt werden können, um 
die r;>auerbeobachtung des so­
zialen Wandels und die Wohl­
fahrtsmessung in ausgewähl­
ten Bereichen. Außerdem sol­
len darin Muster der sozialen 
Mobilität erklärt; sozialpoliti­
sche Institutionen analysiert, 
sowie eine umfassende Daten­
basis und differenzierte Ana­
lysen techniken entwickelt 
werden. In der jetzt veröf­
fentlichten Studie, die von 
Professor Wolfgang Zapf, 
Mannheim, im Campus Verlag 
Frankfurt/N ew York heraus­
gegeben wurde, stellt die For­
schergruppe SPES für zehn 
Hauptproblembereiche den so­
zialen Wandel und die Wohl­
fahrtsentwicklung in der un­
desrepublik seit 1950 dar. In 
Zeitreihen bis 1975 wird dabei 
gezeigt, in welchem Ausmaß 
die gesellschaftlichen Ziele 
auf den Gebieten Bevölke­
rung, Sozialer Wandel und 
Mobilität, Arbeitsmarkt und 
Beschäftigungsbedingungen, 
Einkommen und Einkom­
mensverteilung, Einkommens­
verwendung und Versorgung, 
Verkehr, Wohnung, Gesund-

heit, Bildung sowie Partizipa­
tion erreicht wurden. 

Stabilität von Ehe und Familie 

Zur gegenwärtigen Bevölke­
rungsentwicklung heißt es in 
dem Report, ein leichtes 
Schrumpfen der Bevölkerung 
sei, "für sich betrachtet", eine · 
keineswegs unerwünschte 
Entwicklung. Problematisch 
sei die Lage nur insofern, als 
die geforderte Stetigkeit der 
Veränderungen nicht gewähr­
leistet sei: "Besonders starke 
Einschnitte im Bevölkerungs­
aufbau, seien sie nun Folge 
von Kriegen oder Wirtschafts­
krisen, stellen nicht nur die 
Wirtschaft, sondern auch 
staatliche Einrichtungen wie 
Schulen und Universitäten 
vor immer neue Anpassungs­
probleme. " Die Stabilität der 
Institution von Ehe und Fa­
milie sieht die Verfasserin 
dieses Beitrages, Almut Ste­
ger, (Frankfurt) nicht in Fra­
ge gestellt: In diesem Bereich 
habe sich gezeigt, daß Auflö­
sungstendenzen nicht das von 

' einigen Seiten befürchtete 
Ausmaß erreicht haben. Eine 
Reihe von Indikatoren ließen 
sich sogar durchaus im Hin­
blick auf eine Konsolidierung 
interpretieren. So steigt die 
Verheiratetenquote bei den 
Frauen kontinuierlich an und 

erreicht fast die Verheirate­
tenquote der Männer. 

"Massive Barrieren" zwischen 
Arbeitern und Mittelschicht 

In seiner Studie über "Soziale 
Ungleichheit und Mobilität" 
hat Karl Ulrich Mayer für die 
Bundesrepublik eine ' Quote 

, der Intergenerationenmobilität 
i von etwa 70 Prozent ' gemes­
sen, was besagt, daß über 
zwei Drittel der 31 bis 40 Jah­
re alten Männer nicht densel­
ben beruflichen Status ein­
nahmen wie ihre Väter. Nach 
Ansicht von Mayer bedeutet 
dies, "daß eine zentrale Struk­
tur der Gesellschaftsordnung 
durch eine sehr hohe Dyna­
mik gekennzeichnet ist". 
Während etwa 20 Prozent der 
Arbeiterkinder mit einem be­
ruflichen und sozialen Abstieg 
rechnen müssen, gilt dies für 
fast die Hälfte der Kinder aus 
der oberen Mittelschicht. Um­
gekehrt sind allerdings ' die 
Chancen von Kindern unge­
lernter Arbeiter, in der nied­
rigsten Schicht zu bleiben und 
nicht in die höchste aufzustei- ' 
gen, 7-3000 mal höher als die 
der Kinder aus der oberen 
Mittelschicht. Die Indikatoren 
der Mobilität innerhalb einer 
Generation demonstrieren die 
"massiven Barrieren" zwi­
schen Arbeiter- und Mittel­
schicht besonders deutlich. 
Mayer wörtlich: "Arbeiter 
bleiben Arbeiter, und Ange­
stellte bzw. Beamte verbleiben 
in der Mittelschicht." 

Verbesserung des Lebensstan­
dards 

, Zum großen Teil auf struktu­
relle Entwicklungen führt 
Heinz-Herbert Noll in seinem 
Beitrag über "Arbeitsmarkt 
und Beschäftigungsbedingun­
gen'" die gegenwärtige hohe 

' Arbeitslosigkeit zurück. Posi­
tiv vermerkt er, daß die auf 
das Risiko der Arbeitslosig­
keit bezogenen Institutionen 
der sozialen Sicherung ihre 
Funktion "weitgehend erfül­
len". Das Niveau der finan­
ziellen Leistungen habe sich 
sowohl im Falle des Arbeits­
losengeldes als auch bei der 
Arbeitslosenhilfe in den ver­
gangenen Jahren merklich er­
höht. Unterschiedliche Ent­
wicklungstendenzen werden 
für die Qualität der Beschäfti­
gungsbedingungen gezeichnet: 
Auf der einen Seite vermerkt 
der Bericht positiv die flexi­
blere Gestaltung der Arbeits­
zeitregelungen und eine "nicht 
unbeträchtliche Erhöhung" 
der Sicherheit am Arbeits­
platz. "Beängstigend" sei al­
lerdings die schnelle Zunahme 
neuer Berufskrankheiten, "vor 
allem der lärmbedingten 
Krankheiten". In den Berech­
nungen der Wissenschaftler 
wurde eine an der Reallohn­
entwicklung deutliche Höher­
bewertung der Arbeit sicht­
bar, die zu einer Verbesserung 
des Lebensstandards geführt 
hat. In seiner Höhe wird der 
Lohn allerdings nach wie vor 
wesentlich durch "leistungs­
spezifische Merkmale wie Ge­
schlecht, Stellung im Beruf 
und Branchenzugehörigkeit" 
bestimmt. Die Lohndifferen­
zen zwischen leistungshomo­
genen Gruppen sind dabei al­
lerdings kleiner geworden. 

Das Armutsrisiko der Kinder­
reichen 

Das "Armutsrisiko" ist- in der 
Bundesrepublik Deutschland 
für alleinstehende Rentnerin­
n2n und für junge, kinderrei­
che Familien besonders hoch. 
Deshalb wird Einkommensar~ 

(Fortsetzung auf Seite 7) 
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The Lady David 'I 
Fellowship Trust F h &.. d' I 
:~;~~c~~/~t':m~:a:~~:~:~~: ... orsc ungS.lOr erung 
teaching on graduate, post-doc- .-----------------.... _ .. ___ ... _ ... __ ~-----------..I . 
torate or professorial levels at 
tbe Hebrew University of Jeru .... 
salem and the Technton-Isreal ",' Post-doctoral candidates may 

f T ch I H'f ' ' apply at an early stage of their 
Institute 0 '. e no ogy, al a, • professional career (not later 
for the 1978-79 academic year. than 3, years after completion 
Eligibility for graduate or post~ , " of their doctoral dissertation). 
doctoral Fellowships: Lady Da­
vid Fellows are selected on the ' Application forms may be ob-
basiS of demonstrated excel- , tained by MI'. Mußmann, Tel. 

th' t d' . ' 798 - 29 79, of the University 
lence in elr s U les, promISe , Frankfurt or directly from the 
of distinction in theiJ;' chosen 
fields of specialization as well , Lady David Fellowship Trust, 
as on qualities of, mind, intel- P.O.Box 1255, Jerusalem, Israel. 
lect and character. : Deadline for application: Com-

pIe ted applications of Gradu­
All Fellowship awards are sub- ate and Post-doctoral candida­
ject to the candidate's being tes must be submitted to the 
accepted by the respective in- Secretariat in Jerusalem not 
stitution. ' ' later than January 1, 1978. 
Tenure: The Fellowships are Visiting Professorships are in­
tenable for aperiod of one or , tended for candidates with the 
two a,cademic year.s. In special rank of Full or Associate Pro­
circumstances the award may fessor at their own institution. 
be extended for a third year. They are tenable for periods 

. from one trimester (or semes-
The grant is mtended to defray ' ter) to a year. The grant inclu­
the cost of the Fellow's travel 
and tuition and to meet reason- ' des a professorial salary and' 
able living expenses. ' travel. 

Application forms may be ob­
Application: Graduate candi- . tained from the Secretariat of 
dates may apply in their senior the Lady' David Fellowship 
undergraduate year, or after Trust, P.O.BQx 1255, Jerusa­
they have undertaken study in ' lern, Israel. Completed applica­
a graduate school. tio~s must be returned to Jeru-

(Fortsetzung von Seite 6) 

mut von Wolfgang 9-latzer 
(Frankfurt) in ,seiner Studie 
über "Einkommenspolitische 
Zielsetzungen und Einkom­
mensverteilung" , ebenso als 
ein Problem bestimmter , So· 
zialgruppen wie,' bestimmter 
Stadien im Lebenszyklus dar­
gestellt. Auf der Basis ver­
schiedener Daten errechnete 
der Autor, daß 1,8 Prozent al­
ler Haushalte und 1,0 Prozent 
aller Personen in der Bundes­
republik 1969 unterhalb einer 
absoluten Armutsgrenze ge­
lebt haben. Die Berechnung 
von Einkommensunterschie­
den führte zu dem Ergebnis, 
daß d~e obersten fünf Prozent 
der Bezieher . von . Einkommen 
aus unselbständige,!; Arbeit im 
Durchschnitt das 11,7fache des 
Einkommens der untersten 20 
Prozent erhalten. Arbeiter be­
ziehen im D'L\rchs6hni tt das 
O,87fache des Einkommens al­
ler Arbeitnehmer. Allerdings 
stellen, wie aus Meinung~um­
fragen hervorgeht, Einkom­
mensfragen "kein Problem 
mit höchster Priorität" , in der 
Bevölkerung dar. Unter ,den 
Dingen, die die Befragten 
"persönlich an einem Beruf 
für ganz besonders wichtig 
halten", nimmt ein, "hohes 
Einkommen" den siebten 
Platz ein und steht deutlich 
hinter einem "guten Betriebs­
klima". Ein weiterer Hin weis 
au~ eine gewisse Nachrangig­
k~lt des Einkommens ergibt 
SiCh auch daraus, daß sich die 
Zuschreibung sozialen An­
sehens stärker am Beruf als 
am Einkommen orientiert. 

Mehr Freiheit in der Einkom­
rnensverwendung 

Zur "Einkommensverwendung 
und Versorgung" der Bevölke­
rung stellen Eike Ballersted t 
und Erich Wiegand (Frank­
fu~t) fest, daß das Niveau des 
prIvaten Verbrauchs zwischen 
1950 und 1975 auf das Dreifa­
che angestiegen ist wobei die 
unterschiedliche 'Kaufkraft 
bereits berückSichtigt wurde. 
~uch bezügliCh der Freiheit 
~n der yerwendung der priva-
~n Emkommen wird eine 

" angsame Verbesserung" 
konstatiert. Eine stark stei­
~e~de Tendenz zeigen die drei 

eltreihen zum ' Versorgungs­
gra.~ mit Telefonen, Tiefkühl­
geraten und Geschirrspülauto­
maten. Gut die Hälfte von 
1I 4-Personen-Arbeitnehmer­
E,aushalten mit mittlerem 

lnkommen verfügten 1975 

über ein Telefon oder ein 
' Tiefkühlgerät, über eine Ge­
, schirrspülmaschine erst jeder 
zehnte. 

Hohes Verkehrsrisiko 
• i In , der "Verkehrsversorgung" 
, läßt sich ein gegenüber 1950 
, drastischer Anstieg der Haus­

halte mit eigenem Pkw und 
ein "recht hohes" Versor­
gungsniveau im Bereich der 
kollektiven Verkehrsmittel 
feststellen. Sehr hoch ist, .wie 
Eike Ballerstedt (Frankfurt) 
in einem Vergleich mH dem 
Ausland ermittelt hat, das 
Verkehrsrisiko in Deutsch­
land. Besonders gefährdet 

, sind die jugendlichen Zwei-:­
, radfahrer und unter den Fuß­
gängern die älteren Personen 
und die Kinder. Der Anteil 
der PersoI'\en, der sich durch 
Straßenverkehrs- und Flug­
lärm gestört fühlt, ist insge­
samt in den letzten Jahren 
angestiegen und liegt heute 
bei über 50 Prozent, wobei die 

, Klagen über den Fluglärm al­
lerdings leicht abgenommen 
haben. 

Steigende Qualitätsansprüche 
, in der Wohnungsversorgung 
Auf dem Feld der W ohnungs­
versorgung ermittelten die 
Forscher einen Indikator­
wert, lIder eine nahezu ausrei­
chende Wohnungszahl an­
zeigt". Ein ganz erheblicher 
Prozentsatz der Haushalte und 
Familien, bei größeren Haus­
halten sogar die Mehrheit, 
habe allerdings eine Raum­
zahl zur Verfügung, die "kon­
ventionellen Mindeststandards 
nicht genüge', bemerkt Wolf­
gang Glatzer (Frankfurt) in 
einem weiteren Beitrag. Die 
Mietbelastung des Nettoein­
kommens befindet sich nach 
den Berechnungen der Wis­
senschaftler auf einem deut­
lich gestiegenen, jedoch zu­
mutbaren Niveau. Dennoch 
überschreiten immer mehr 
Haushalte die Belastungsgren­
ze von 20 Prozent des Ein­
kommens, die im allgemeinen 
als tragbar angesehen wird. 
Besonders häufig wird diese 
Grenze in Angestelltenaus­
halten überschritten, die ihre 
Mietausgaben weit über das 
Maß hinaus erhöhten, um vor 
allem ihre steigenden Quali­
tätsansprüche zu befriedigen. 
Demen tsprecehend folgert der 
Autor: "Je höher das Einkom­
men, desto höher wird dessen 
relative Mietbelastung. " Un­
ter den Wohnungseigentü-

salem not later than November 
30, 1977. 

BMFT 
Methoden zur 
öko toxikologischen Bewertung 
von Chemikalien 

Bei der Erzeugung und Ver­
breitung chemischer Substan­
zen ist es wichtig, das durch sie 
verursachte Risiko für die Um-

, welt zu kennen~ 
Zur Abschätzung der Umwelt­
wirkungen von Chemikalien 
fördern das Bundesministerium 
für Forschung und Technologie 
und das Bundesministerium 
des Innern (Umweltbundesamt) 
methodische Arbeiten zur Ent­
wicklung, Verbesserung, Erpro­
bung, Vereinfachung und ins- , 
besondere Standardisierung 
von Verfahren der ökotoxiko­
logischen Prüfung bis hin zur 
Demonstration ihrer Verwend­
barkeit in gesetzlichen Rege­
lungen. 
Antragsformulare können bei 
der Kernforschungsanlage Jü­
lich GmbH, Postfach 1913, 

mern sind die Angestellten 
weniger häufig vertreten als 
Arbeiter, die 1,2mal häufiger 
über Eigentümerwohnungen 
verfügen als Angestellte und 
Beamte. Bei der Ermittlung 
der "Qualität der Wohnum~ 
welt" stießen die Wissen­
schaftler auf einen in den ' 
Jahren zwischen 1967 und 
1972 deutlich angestiegenen 
Anteil von Befragten, die über 
"gestörte Nachbarschaftsbe­
ziehungen" berichteten. 1967 
bejahten 12 Prozent die Frage 
"Haben Sie irgend welche 
Nachbarn oder Mieter, die Ih­
nen das Leben schwerrna­
chen?"; 1972 waren es bereits 
18 Prozent .. Eine weitere Be­
einträchtigung der Wohnum­
welt stellt eine steigende 

5170 Jülich, Herrn Dr. Führ, 
angefordert werden; die An­
träge sollten bis, zum 15. De­
zember 1977 vorliegen. 

IAESTE 
The International Association 
for the Exchange of Students 
for Technical Experience -

, IAESTE - bietet auch für die 
Sommersemesterferien 1978 
den StudEmten der Naturwis­
senschaften die Möglichkeit, 
ein Praktikum im Ausland zu 
a bsol vieren. 

Praktikumsplätze werden von 
Firmen, staatlichen Unterneh­
men, Ingenieurbüros, For­
schungsinstitutionen und Uni­
versitäten in über 40 Ländern 
der Welt angeboten. Die 

, Praktikanten erhalten für die 
Dauer ihres Aufenthaltes eine 
Vergütung vom jeweiligen 
Arbeitgeber, die mindestens 
den Lebenshaltungskosten im 
Gastland entspricht. Außer­
dem können Reisekostenzu­
schüsse gewährt werden. Stu­
denten, die mindestens 3 Se-

krankungen bisher kaum 
durchschlagende Erfolge mög­
lich. Außerdem wurde der 
Rückgang emlger Sterblich­
keitsfaktoren weitgehend 
durch den Anstieg anderer, 
wie z. B. Herz- und Kreislauf­
krankheiten, Krebs und "un­
natürliche Todesursachen" 
aufgewogen. Im internationa­
len Vergleich liegt die Le­
benserwartung niedriger als 
in den meisten großen und 
vergleichbaren Nationen. Von 
den bedeutsamsten Krank­
heitsarten hebt Christof Hel­
berger (Frankfurt) in diesem 
Kapitel vor allem Krankhei­
ten der Bewegungsorgane 
hervor, die als Todesursache 
kaum eine Rolle spielen und 
daher oft unterschätzt wer-
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Lärmbelästigung dar. Unter 
den Lärmquellen werden 
Straßenverkehr, Flugzeuge 
und Kinder am häufigsten ge­
nannt. 

Gleiche Lebenserwartung trotz 
medizinischen Fortschritts 

Aus ihrem Indikatorensystem 
für den Bereich der Gesund­
heitspolitik leiten die Wissen­
schaftler die Aussage ab, daß 
die geringen Veränderungen 
bei der Lebenserwartung von 
Erwachsenen in einem "be­
merkenswerten Kontrast zu 
den Fortschritten der medizi­
nischen Wissenschaft und den 
stark steigenden Gesundhei s­
diensten in den beiden ver­
gangenen Jahrzehnten ste­
hen". Zwar werden eine Ver­
ringerung der Jugend- und 
Säuglingssterblichkeit, jedoch 
nur "sehr geringe Fortschrit­
te" bei der Bekämpfung von 
Erkrankungen des höheren 
Alters registriert. Während 
die Infektionskrankheiten in 
den letzten beiden Jahrzehn­
ten weitgehend überwunden 
werden konnten, waren bei 
der Bekämpfung der chroni­
schen und degenerativen Er-

den, die aber als Beeinträchti­
gung der Gesundheit wegen 
ihrer "Schmerzhaftigkeit und 
mobili tätshindernden Wirkung 
stark ins Gewicht fallen". 

"Dramatisch" gestiegene Schul­
erfolgsquoten 

Die Analyse des Bildungsbe­
reichs durch Rainer Ruge 
kommt zu dem Ergebnis, daß 
das enorm gewachsene Bil­
dungswesen die Mechanismen 
sozialer Diskriminierung nur 
habe mildern können. Die ra­
sche Expansion der meisten 
Teilbereiche des Bildungswe­
sens hätten vor allem zu ei­
nem erheblichen Bildungs­
nachteil für die Älteren ge­
führt: "Es scheint nicht über­
trieben, von einer sekundären 
Proletarisierung zu reden." 
Fast beseitigt sind Versor­
gungsengpässe bei Kindergar­
tenplätzen. Etwa konstant ge­
blieben ist in den letzten Jah­
ren der Anteil von Schülern 
ohne Hauptschulabschluß. "In 
absoluten Zahlen heißt das", 
so Ruge, "daß jedes Jahr etwa 
100000 Jugendliche mangel­
haft ausgestattet auf den Ar­
beitsmarkt geworfen und so-

mester absolviert haben, kön- , 
nen sich ab sofort im AIE-
SEC/IAESTE Lokalkomitee, -
Bockenheimer Landstr. 1401 
III bewerben. 

Oce-Umweltschutzpreis 

Die internationale Oce-Gruppe 
ruft alle, die in den verschiede­
nen ~er~ichen des Umwelt­
schutzes sowie in der Verbrei-: , 
tung und Vermittlung des Um- " 
weltschutzgedankens tätig sind, ' 
zur Teilnahme auf. 

Besonderen Wert legt Oce auf , 
Arbeiten, die die Wiedergewin~, 
nung von Rohstoffen aus Ab­
fallprodukten zum Inhalt ha­
ben. 
Die Gesamtdotierung des Prei­
ses wird auch für das Jahr 1977 
50000 DM betragen. Dieser 
Betrag kann unverteilt oder 
auch in Form mehrerer Einzel­
preise von jeweils mindestens 
5000 DM vergeben werden. " 
Schluß termin zur Einsendung 
der Arbeiten: 31. 12. 1977. 

Interessenten wenden sich bitte 
an das Sekretariat des Oce 
- van der Grinten Preis -
Vereins, Solinger Straße 5-7, 
Postfach 010660, 4300 Mülheim 
an der Ruhr. 

zial deklassiert werden." Der 
Anteil der Abiturienten an 
den 19jährigen ist von 4,7 
Prozent im Jahre 1960 auf 13,6 
Prozent im Jahre 1974 gestie­
gen. In einem weiteren Indi­
kator zeigt sich ein "sehr 
deutlicher Trend der Verbes- ' 
serung des Schulerfolges von 
Gymnasialschülern". 1961 
legten nur rund -40 Prozent 
der Schüler, die sieben Jahre 
zuvor die Quarta besuchten, 
das Abitur ab, 1973 waren eS ,i~, 
über 70 Prozent. Mehr aIs ' iü-' \1 

les andere, bemerkt Ruge, sei­
en die "dramatisch gestiege­
nen Schulerfolgsquoten " Ur­
sache für die Zunahme der 
Abiturienten- und Studenten­
zahlen. Zwischen 1950 und 
1974 hat sich der Anteil der 
Studenten an den 20- bis 
30jährigen verzehnfacht. 
Während 1950 fünfmal so viele 
Männer wie Frauen studier ­
ten, waren es 1974 doppelt so­
viel. Als auffällig wird jedoch 
bereits jetzt der Rückgang der 
studierwilligen Abiturienten 
von 87,2 Prozent im Jahre 
1971 auf 74,4 Prozent im Jahre 
1976 bezeichnet. Verdoppelt , 
hat sich von 1956 bis 1972 der I 

Besuch von Volkshochschulen ' 
und der Bevölkerungsanteil 1 

der eine Fremdsprach~ 
spricht. 

Skeptizismus gegenüber poli­
tischer Teilnahme 
Auf dem Feld der Partizipa- ' 
tion, über das in dem Report 
Roswitha Steger berichtet, re­
gistriert das Indikatorensy­
stem zwar eine umfassende 
Wahrnehmung formaler Teil­
nahmeakte, wie etwa die Wahl­
beteiligung, aber immer noch 
einen "ausgeprägten Skepti­
zismus" gegenüber einer in- ' 
tensi veren poli tischen Teil­
nahme, etwa in Form einer 
politischen Organisationszuge- ... 
hörigkei t. Als "typischer Parti­
zipant" wird nach wie vor der 
"Mann mittleren Alters mit 
vergleichsweise hohem bil­
dungs- und sozioökonomischen 
Status" geschildert. Trotz des 
Anstiegs der Mitgliederzahl in ' 
Parteien um 70 Prozent seit 
1963 kommt die Autorin zu 
dem Schluß, daß der Stellen­
wert der Politik für die indi­
viduelle Lebensgestaltung of­
fensichtlich nicht so hoch ein- , 
geschätzt werde, "da die Frei- '" 
zeit eher regenerierenden so­
zialen Aktivitäten vorbehalten 
bleibt". 
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Profe~sor K. Banse t 
Mit dem Tod von Prof. Dr. 
Karl Banse verliert der Fach­
bereich 2 - Wirtschaftswis­
senschaften - der Universität 
Frankfurt am Main den er­
sten Hochschullehrer aus je­
ner Generation von Betriebs­
wirten, die den Wiederaufbau 
und den Ausbau der Wirt­
schafts- und Sozialwissen­
schaftlichen Fakultät geprägt 
haben. Karl Banse hat dazu 
einen maßgeblichen persönli­
chen Beitrag geleistet. Er 

Prof. Karl Banse 
Foto: Bopp 

wurde 1952 nach Frankfurt 
berufen und trat die Nachfol­
ge auf dem ehemaligen Lehr­
stuhl von J. Hellauer an. 

Er gehörte zu jener Genera­
tion betriebswirtschaftlicher 
Forscher, die nach der Wie­
derbegründung der Betriebs­
wirtschaftslehre um die J ahr­
hundertwende das Werk der 
ersten Generation fortsetzten. 
Banse wurde in Thale (Harz) 
geboren, besuchte in Magde­
burg das Domgymnasium bis 
zur mittleren Reife, nach 
praktischer Tätigkeit im Han­
del erwarb er die Hochschul­
reife als Externer und begann 
im Jahre 1919 mit dem Stu-

Island -Vortrag 
D. E. Schunke (Göttingen) 
hält am 9. November um 19 
Uhr im Hörsaal der Geowis­
senschaften einen Vortrag 
zum Thema "Die natürlichen 
Landschaften Islands". Hier 
eine Zusammenfassung: 
Das dicht unter dem nördli­
chen Polarkreis gelegene Is­
land, dessen Fläche nur zu 
rund 15 Prozent besiedelt ist, 
bietet sich weithin, nament­
lich im wüstenhaften Hoch­
land, als vom Menschen nahe­
zu unberührte Naturland­
schaft dar. So reizvoll die un­
berührte Natur dem Touristen 
erscheint - dem Isländer bie­
tet die Insel nur wenig natür­
liche Ressourcen. Ihren land­
schaftlichen Reiz mit · unge­
wöhnlichen Kontrasten, zu­
gleich aber auch die Armut an 
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dium an der Handelshoch­
schule zu Leipzig, wo er im 
Oktober 1921 das kaufmänni­
sche Diplom erwarb. Nach ei­
nem Semester Rechtswissen­
schaft an der Universität 
Leipzig setzte er das wirt­
schaftswissenschaftliche Stu­
dium in Heidelberg fort, wo 
er im Sommer 1923 mit der 
Dissertation "Der Versuch ei:" 
ner volkswirtschaftlichen Bi­
lanz und die Entwicklung der 
Wechselkurse, 1920-1922" 
zum Doktor Phil. promoviert 
wurde. Er war anschließend 
Assistent bei Heinrich Som­
merfeld an der Handelshoch­
schule in Mannheim (1922-
1926). In dieser Zeit vielfälti­
ger Anregungen reifte die Ha­
bilitation heran, die im Mai 
1926 an der Rechts- und 
Staatswissenschaftlichen Fa­
kultät der Universität Königs­
berg erfolgte, wo Banse als­
bald einen besonderen Lehr­
auftrag für Betriebswirt­
schaftslehre erhielt. Seine 
weiteren beruflichen Statio.;. 
nen sind 1932 die Ernennung 
zum apl. a. o. Professor an der 
Universität Königsberg, 1933 
nach kurzer Vertretungszeit 
Berufung auf ein betriebs­
wirtschaftliches Ordinariat an 
der Handels-Hochschule Kö­
nigsberg; daneben hatte er ei­
nen Lehrauftrag an der Uni­
versität Königsberg. Ferner 
Gastdozentur an der Herder­
Hochschule in Riga. 
Den zweiten Weltkrieg hat 
Banse von Anfang an als Sol­
dat erlebt und kam nach 
zehnjähriger Unterbrechung 
1949 wieder in den alten Wir­
kungskreis zurück. Dem 1949 
art ihn ergangenen Ruf an die 
Universität Würzburg folgte 
1952 'ein Ruf auf den Lehr­
stuhl für Betriebswirtschafts­
lehre insbesondere Handelsbe­
triebslehre an der J ohann 
Wolfgang Goethe-Universität 
Frankfurt. Er wirkte dort bis 
zum Sommersemester 1969. 
Banses Forschungsinteressen 
lagen zunächst auf dem Ge­
biet der Rechnungs- und Fi-

natürlichen Wirtschaftsgrund­
lagen, verdankt die "Insel aus 
Feuer und Eis" den Besonder­
heiten ihrer Entstehung und 
Gestaltung durch Vulkanis­
mus und Eiswirkung: Die In­
sel beheimatet die größten 
Gletscher Europas und bedeu­
tetende vulkanische Zentren 
unseres Kontinentes. Ihre kli­
matische Prägung erfahren 
die Landschaften durch die 
geographische Lage der Insel 
im Einflußbereich des warmen 
Golfstromes und des kalten 
Ostgrönlandstromes sOWIe 
durch die Lage im unmittel­
baren Wirkungsbereich der 
wetterbestimmenden Nordpo­
larfront; ihre geologisch-pe­
trographische Ausstattung ist 
durch relativ junge Gesteine 
vulkanischen Ursprunges ge­
kennzeichnet. Ausgehend von 
diesen für die Landschaftsge­
staltung relevanten Faktoren 
des Klimas und Gesteins wer­
den die wichtigsten natürli­
chen Landschaften des besie­
delten Tieflandes und vor al­
lem des wüstenhaften Hoch­
landes der Insel anhand von 
Lichtbildern vorgestellt: die 
Gletscher, die jungen Lava­
wüsten, die Sander, die Tun­
dren, die Frostschutzwüsten, 
die Fj ordlandschaften und die 
küsteimahen Wiesenländer. 
Neben den Grundzügen des 
natürlichen Potentials kom­
men jene landschaftsökologi­
schen Probleme zur Sprache, 
die sich in jüngster Zeit aus 
weidewirtschaftlicher Land­
nutzung und aktueller Klima­
veränderung für den Insel­
staat abzeichnen. 

nanzierungsfragen (Abschrei­
bung, Bezugsrecht). Sehr früh, 
um nicht zu sagen, als einer 
der ersten, erkannte er die 
Bedeutung der Statistik als 
Informationsmittel für die Be­
triebsführung. Er widmete 
diesem Gebiet neben einigen 
Aufsätzen ein 1929 erschiene­
nes und vielbeachtetes Buch 
über "Organisation und Me­
thoden in der betriebswirt­
schaftlichen Statistik. Auf 
dem Gebiet des Rechnungs­
wesens publizierte Banse wei­
tere Aufsätze insbesondere zu 
den Komplexen Bilanzen und 
Erfolgsrechnung. Später galt 
sein Interesse vor allem den 
Problemen des Einzelhandels, 
der nebem dem Außenhandel 
und absatzwirtschaftlichen 
Problemen generell. 
Von neueren Aufsätzen ist 
sein vielzitierter Beitrag über 
Vertriebs-(Absat.z)politik im 
Handwörterbuch der Betriebs­
wirtschaftslehre (dritte Auf­
lage) zu nennen. Banse stellt 
dort seine grundsätzliche Auf­
fassung über die Komponen­
ten betrieblicher Absatzpolitik 
heraus und nimmt diese Ar­
beit auch zum Anlaß, vor den 
Gefahren zu hoher modell­
theoretischer Abstraktion zu 
warnen. Weiterhin sind noch 
Arbeiten zum Problem der 
Konzentration im Warenhart­
dei und zur Ausgestaltung: des 
Rechnungswesens im Han­
delsbetrieb zu nennen. 
Für seine wissenschaftliche 
Haltung ist kennzeichnend, 
daß er gegenüber den starken 
Tendenzen zu einer übergro­
ßen Vereinfachung und zur 
Reduktion der Theorie auf 
den Produktionsbetrieb+ die 
Mannigfaltigkeit der Betriebs­
und Markterscheinungen so­
wie den Gesichtspunkt der 
Anwendbarkeit in der Be­
triebspolitik betonte. Was spä­
ter entscheidungsorientierte 
Betriebswirtschaftslehre ge­
nannt wurde, pflegte er mit 
der einfachen Vokabel des be­
triebspolitischen Aspektes zu 
umschreiben. 
Obwohl Karl Banse sein vier­
tes Lebens- und Schaffens­
jahrzehnt durch Krieg und 
Kriegsfolgewirkung für wis­
senschaftliche Zwecke opfern 
mußte, hat er danach nie ge­
zögert, in der schwierigen 
Aus- und Aufbauphase seine 
Arbeitskraft in außergewöhn­
lichem Umfang der Lehre und 
den Selbstverwal tungsgremien 
zu widmen. Er war Dekan der 
Wirtschafts- . und Sozialwis­
senschaftlichen Fakultät (1954/ 
55) und langjähriger Ge­
schäftsführender Vorsitzender 

. des Prüfungsamtes. Viele Jah­
re wirkte er in der damaligen 
Handelshochschulkonferenz, 
dem späteren Wirtschafts­
und Sozialwissenschaftlichen 
Fakultätentag, an Arbeiten 
zur Studienreform mi t. Im 
Verband der Hochschullehrer 
für Betriebswirtschaft, im 
Verein für Sozialpolitik, im 
Wissenschaftsrat, in der Kom­
mission zur Handels- und Ab­
satzwirtschaftlichen For­
schung beim Bundesministe­
rium, in der Deutschen Wer- . 
bewissenschaftlichen Gesell­
schaft und anderen Institutio­
nen war sein Rat und sein 
Ein.satz hoch geschätzt. 
Besondere Aufmerksamkeit 
widmete er dem wissenschaft­
lichen Nachwuchs auch über 
den engeren Schülerkreis hin­
aus. 
Das harmonische Zusammen­
wirken tl'aditionsgebundener, 
konservativer und liberaler 
Wesenszüge, die Zurückhal­
tung gegenüber doktrinären 
Positionen und das stete Auf­
geschlossensein gegenüber ei­
ner methodologisch im Wan­
del befindlichen Betriebswirt­
schaftslehre kennzeichnen den 
Vertreter eines Gelehrtentyps, 
der sich um Bewahrung und 
Entwicklung der Universität 
wesentliche Verdienste erwor­
ben hatte. Rudolf Gümbel 
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Professor F. Herrmann . t 
Am 6. 10. 1977, im 80. Le­
bensjahr ist Prof. Dr. med. 
Franz Herrmann gestorben. 
Er ist in Höchst am Main in 
enger Beziehung zu den Far­
benfabriken aufgewachsen, 
umgeben von einer Familie 
von Naturwissenschaftlern 
und Medizinern, die ihn früh­
zeitig für seinen späteren Be­
ruf prägte. Schon in seiner 
Promotionsarbeit 1922 befaßte 
er sich mit einem medizi­
nisch -naturwissenschaftlichen 
Thema über die Thymusbe­
strahlung bei der Schuppen­
flechte. Die klinische Ausbil­
dung erfolgte bei G. von 
Bergmann in Frankfurt am 
Main für innere Medizin und 
bei K. Spiro in Basel für phy­
siologische Chemie, bei Na­
than in Nürnberg und später 
bei K. Herxheimer in Frank­
furt am Main für Dermatolo­
gie. Damals entstanden Arbei­
ten zur Kolloidtheorie der Hä­
molyse, über die therapeuti­
sche Wirkung von Wismut 
und Arsen, über die Xan­
thomgenese und über den 
Harnsäurestoffwechsel bei 
Hautkrankheiten. Seine Habi­
litationsarbeit im Jahre 1928 
über funktionelle Disposition 
zu Vergiftungen wurde im 
Paul-Ehrlich-Institut durch­
geführt. Spätere Themen be­
fassen sich mit der Ver­
aschung mikroskopischer Ge­
webeschnitte und deren anor­
ganischep Zusammensetzung. 
Franz Herrmann mußte 1938 
Deutschland verlassen und ar­
beitete 2 Jahre lang bei Henry 
Simon im Royal Northern Ho­
spital in· London. 1940 ging er 
nach New York und mußte 
dort das Sprachexamen, das 
medizinische Staatsexamen 
und die dermatologische 
Facharztprüfung bestehen und 
konnte dann eine Tätigkeit als 
Forscher und Lehrer an der 
Skin und Cancer Unit aufneh­
men, wo er besonders mit Ma­
rion B. Sulzberger zusammen 
gearbeitet hat. Es folgten lan­
ge Jahre intensiver For­
schung, die Mitversorgung ei­
ner riesigen Ambulanz in die­
sem Institut, sowie die Tätig­
keit am benachbarten Belle­
vue Ho~pital. Dort erhielt er 
eine Professur für experimen­
telle Dermatologie. In erster 
Linie beschäftigte er sich mit 
seinem eigentlichen Arbeits-

Erziehungswissenschaften 
In der Fachbereichsrats-Sit­
zung des Fachbereichs Erzie­
hungswissenschaften am 25. 
10. 1977 wurde Prof. Dr. Hel­
mut Becker zum Prädekan ge­
wählt. 

Geschichtswissenschaften 
Professor Dr. Eike Haberland 
vom Institut für historische 
Ethnologie und Leiter des 
Frobenius-Institutes ist zum 
zweiten Mal zum Vorsitzenden 
der Deutschen Gesellschaft 
für Völkerkunde gewählt 
worden. 

N euere Philologien 
Dr. Jaime Ferreiro Alemparte 
hat Anfang September 1977 
an einem Kongreß der Medie­
valisten in Cuenca mit folgen­
dem Thema teilgenommen: 
"EI linaje de los Catillo, de 
Cuenca, y su relaci6n con la 
Orden Teut6nica." 

Im Nacbtrag sei erwähnt, daß 
Dr. Ferreiro im Dezember 
1975· als "Korrespondierendes 
Mitglied der Königlichen 
Akademie für Geschichte" in 
Madrid gewählt wurde. Er 
wurde im April 1976 von der 

gebiet über die physiologische 
pathologische und therapeuti~ 
sche Rolle der Schweißdrü_ 
senfunktion beim Menschen 
einerseits, und über die Phy­
siologie der Hauptoberflä_ 
chenlipide andererseits und 
stellte die Theorie einer 
Emulsionsbildung von 
Schweiß und Oberflächenlipi_ 
den auf. 1959 nahm er den 
Ruf als Nachfolger von Oscar 
Gans auf den Lehrstuhl für 
Dermatologie und VenerOlogie 

Prof. Franz Herrmann 
Foto: Bopp 

an die Universität Frankfurt 
am Main an. 

Für seine Patienten war er 
stets ein guter Arzt, ein kriti­
scher Diagnostiker und ver­
antwortungsvoller Therapeut. 
Die Arbeiten über den 
Schweiß und die Hautlipide 
wurden fortgesetzt und in ei­
ner Monographie zusammen­
gefaßt. 1969 erfolgte seine 
Emeritierung. Auch die fol­
genden Jahre waren weiterhin 
mit Arbeiten im Laboratorium 
ausgefüllt. Letztmalig im 
Kreise seiner früheren Mitar­
beiter, seiner Freunde und 
Schüler konnte er 1972 sein 
50jähriges Doktorjubiläum 
feiern. Seine Gabe zur gründ­
lichen Beobachtung und seine 
hohe wissenschaftliche Sorg­
faltspflicht werden uns allen 
in lebendiger Erinnerung blei­
ben. 

Gottfried Leonhardi 

Universität Barcelona zum 
Honorarprofessor ernannt. 
Die Universität Frankfurt hat 
Dr. Ferreiro als Beamter auf 
Lebenszeit a. P. übernommen. 

Mathematik 
Prof. Dr. Friedrich Stummel 
hat einen Ruf auf den Lehr­
stuhl für Praktische Mathe· 
matik an der Universität 
Karlsruhe erhalten. 

Biochemie und Pharmazie 
In der Zeit vom 1. 5. 1977 bis 
31. 10. 1977 war Dozent Dr. 
Karol Butkiewicz vom Institut 
für die Pharmazeutische In· 
dustrie in Warschau als Sti­
pendiat der Alexander von 
Humboldt-Stiftung im Instit~t 
für Pharmazeutische ChemIe, 
der Universität Frankfurt 
Main tätig. Er bearbeitete zu­
sammen mit Prof. Oelschläger 
Probleme der Polarograph~e 
von 1,5-Benzodiazepinen, dIe 
im Rahmen polnischer Indu· 

. strieforschung syn thetisiert 
worden sind. 

Humanmedizin 
Dr. Ulrich Leuschner ist zum 
H 3-Professor ernannt w orden. 
Sein Fach ist "Gastroenterolo• 
gie". 
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Studentenschaft im hessischenHochschulrecht 
Ein umstrittenes Thema bei der Diskussion über die 
Anpassung des Hessischen Hochschulrechts an das 
Hochschulrahmengesetz ist die Verfaßte Studenten­
schaft. Das Hochschulrahmengesetz enthält zu die­
sem Punkt nur einen Paragraphen: 
§ 41 (1) Das Landesrecht kann vorsehen, daß an den 
Hochschulen zur Wahrnehmung hochschulpolitischer, 
sozialer und kultureller Belange der Studenten sowie 
zur Pflege der überregionalen und internationalen 
studentenbeziehungen Studentenschaften gebildet 
werden. 
(2) Wird eine Studentenschaft gebildet, so verwaltet 
sie ihre Angelegenheiten im Rahmen der gesetzli­
chen Bestimmungen selbst. Sie kann von ihren Mit­
gliedern zur Erfüllung ihrer Aufgaben Beiträge erhe­
ben. Die Haushalts- und Wirtschaftsführung der Stu­
dentenschaft wird vom Landesrechnungshof geprüft. 
Die Studentenschaft untersteht der Rechtsaufsicht 
der Leitung der Hochschule und der zuständigen 
Landesbehörde. 
(3) Für die Wahlen zu den Organen der Studenten­
schaft gilt § 39 entsprechend. Sie sollen nach Mög­
lichkeit gleichzeitig mit den Wahlen zu den Organen 
der Hochschulselbstverwaltung durchgeführt werden. 
(4) Für die Mitwirkung in den Organen der Studen­
tenschaft gilt § 37 Abs. 2 entsprechend. 
Im Novellierungsentwurf des Hessischen Kultusmini­
sters ist die Studentenschaft als Körperschaft öffent­
lichen Rechts weiterhin enthalten. Rechtsstellung, 
Aufgaben und Organisation sind im Hessischen 
Hochschulgesetz (HHG) geregelt. Um einen vollstän­
digen Überblick über die geltenden Regelungen und 
die geplanten zu geben, sind hier die entsprechenden 
Paragraphen des HHG und des HHG-Entwurfs abge­
druckt. Die im HHG-Entwurf hervorgehobenen Pas­
sagen sollen gegenüber der geltenden Fassung des 
HHG verändert werden. 

Geltende BUG-Fassung 

§ 26 
Rechtsstellung der Studentenschaft 

(1) Die Studenten einer Hochschule bilden die Stu­
dentenschaft. 
(2) Die Studentenschaft ist eine Körperschaft des öf­
fentlichen Rechts und als solches Glied der Hoch-
schule. . 
(3) Die Studenten eines Fachbereichs bilden eine Fach­
schaft. 
(4) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben erhebt die Studen­
tenschaft von den Mitgliedern Beiträge. 
(5) Für die Wirtschaftsführung der Studentenschaft 
ist jährlich ein Haushaltsplan für das folgende Haus­
haI tsj ahr aufzustellen. 

§ 27 
Aufgaben der Studentenschaft 

und der Fachschaften 
(1) Die Studentenschaft verwaltet ihre Angelegenhei­
ten selbst. Sie wirkt nach Maßgabe der Gesetze nach 
§ 39 an der Selbstverwaltung der Hochschule mit. 
(2) Die Studentenschaft hat folgende Aufgaben: 
1. Die Vertretung der Gesamtheit ihrer Mitglieder im 
Rahmen ihrer gesetzlichen und satzungsmäßigen Be­
fugnisse, 
2. die Wahrnehmung der hochschulpolitischen Belan­
ge ihrer Mitglieder, 
3. die Wahrnehmung der wirtschaftlichen Selbsthilfe 
der Studenten, soweit sie nicht dem Studentenwerk 
übertragen ist, 
4. die Mitwirkung bei der Studentenförderung, 
5. die Förderung der politischen Bildung und des 
staatsbürgerlichen Verantwortungsbewußtseins der 
StUdenten, 
6. die Pflege internationaler Studentenbeziehungen, 
7. die Unterstützung kultureller und musischer In­
teressen der Studenten, 
8. die Förderung des freiwilligen Studentensports, 
soweit nicht die Hochschule dafür zuständig ist. 
(3) Die Fachschaften sollen zur Förderung aller Stu­
dienangelegenhei ten bei tragen. 

§ 28 
Organe der Studentenschaft 

(1) Organe der Studentenschaft sind: 
1. das Studentenparlament, 
2. der Allgemeine Studentenausschuß, 
3. der ÄI testenra t. 
(2) Die Satzung der Studentenschaft kann weitere 
Organe vorsehen. 

§ 29 
Satzung 

(1) Die Studentenschaft gibt sich in einer Urabstim­
mung eine Satzung. 
(2) Der Satzungsentwurf wird vom Studentenparla­
ment beschlossen. Dem Präsidenten (Rektor) ist Ge­
legenheit zur gutachtlichen Stellungnahme innerhalb 
von z:wei Wochen zu geben. 
(~) Dl: Satzung ist angenommen, wenn mindestens 
~le Ha~fte der Mitglieder der Studentenschaft an ·der 
{abstImmung teilnimmt und die Mehrheit der Ab­

s Immenden der Satzung zustimmt. Hat im ersten 
Wahlgang nicht mindestens die Hälfte der Mitglieder 

der Studentenschaft an der Urabstimmung teilge­
nommen, so ist in einer zweiten Abstimmung die 
Satzung angenommen, wenn die Mehrheit der Ab­
stimmenden der Satzung zustimmt. 
(4) Die Satzung trifft insbesondere nähere Bestim­
mungenüber 
1. die Wahl, die Zusammensetzung, die Befugnisse 
und die Beschlußfähigkeit der Organe der Studen­
tenschaft, 
2. Die Amtszeit der Mitglieder von Organen der Stu­
dentenschaft und den Verlust der Mitgliedschaft, 
3. die Art der Beschlußfassung sowie die Form und 
Bekanntgabe der Organbeschlüsse, 
4. die Beiträge, 
5. die Aufstellung, Verabschiedung und Ausführung' 
des Haushaltsplanes. 
(5) Entsprechendes gilt für Satzungsänderungen. 

§ 30 

(3) Die Studenten eines Fachbereichs bilden eine Fach-
schaft. . 
(4) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben erhebt die Studen­
tenschaft von den Studenten Beiträge. 
(5) Für die · Wirtschaftsführung der Studentenschaft 
ist jährlich ein Haushaltsplan für das folgende Haus­
haltsjahr aufzustellen. 

§ 65 
Aufgaben der Studentenschaft 

und der Fachschaften 
(1) Die Studentenschaft verwaltet ihre Angelegenhei­
ten im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen selbst. 
Sie wirkt nach Maßgabe der Gesetze an der Selbst­
verwaltung der Hochschule und bei der Ausbildungs­
förderung mit. 
(2) Die Studentenschaft hat folgende Aufgaben: 
1. die Vertretung der Gesamtheit ihrer Mitglieder im 
Rahmen ihrer gesetzlichen Befugnisse, 

Allgemeiner Studenten ausschuß 2. die Wahrnehmung der hochschulpolitischen Belange 
(1) Der Allgemeine Studentenausschuß vertritt die ihrer Mitglieder, 
Studentenschaft. Rechtsgeschäftliche Erklärungen 3. die Wahrnehmung der wirtschaftlichen und sozia­
müssen von mindestens zwei Mitgliedern des Allge- len Belange der Studenten, soweit sie nicht dem Stu­
meinen Studentenausschusses gemeinschaftlich abge- dentenwerk oder anderen Trägern übertragen sind, 
geben werden. Erklärungen, durch die die Studen- 4. die Pflege überregionaler und internationaler Stu­
tenschaft verpflichtet werden soll, bedürfen der dentenbeziehungen, 
Schriftform. 5. die Förderung der politischen Bildung und des 
(2) Ein Vermögensbeirat berät und unterstützt den staatsbürgerlichen Verantwortungsbewußtseins der 
Allgemeinen Studentenausschuß bei der Aufstellung Studenten, 
und Ausführung des Haushaltsplanes und bei der 6. die Unterstützung kultureller und musischer Inter­
Verwaltung des Vermögens der Studentenschaft. Ihm essen der Studenten. 
gehören zwei vom Präsidenten (Rektor) bestellte (3) Die Fachschaften sollen zur Förderung aller Stu­
Mitglieder des Lehrkörpers, der leitende Verwal- dienangelegenheiten beitragen. 
tungsbeamte der Hochschule oder ein von diesem be- § 66 

I 
stellter Vertreter und zwei Mitglieder des Studenten-I 
parlaments an. Organe der Studentenschaft 

§ 31 (1) Organe der Studentenschaft sind 
•. 1. das Studentenparlament, 

Aufgaben des Altestenrats 2. der Allgemeine Studentenausschuß, 
(1) Der Ältestenrat wirkt darauf hin, daß die Stu- 3. der Ältestenrat. . 
dentenschaft ihre Aufgaben im Einklang mit den (2) Organ der F"a~hschaft 1st der ~achschaftsr~t. Er 
Gesetzen den Satzungen und anderen Vorschriften besteht aus den m den Fachbereichsrat gewahlten 
erfüllt. ' Gruppenvertretern der Studenten. 
(2) Der Ältestenrat entscheidet über die Gültigkeit (3) Die ~itgli~der d«:r Organe der. Studentenschaft 
angefochtener Urabstimmungen und Wahlen zum werden m ~reler, gleicher .. un~ gehelme~. Wahl .nach 
Studentenparlament sowie über die Satzungsmäßig- den Grundsatzen der VerhaltDlswah~ gew~hIt. ~~I de~ 
keit von Beschlüssen des Studentenparlaments oder Wahlen zum Studentenparl~ment, die gleichzeitig mit 
des Allgemeinen Studentenausschusses. Die Satzung den Wa~!en zu den Kolleglal.organen der Hochsch"'!le 
der Studentenschaft kann nähere Regelungen treffen dur~gefi!.hr~. we~den soll.en, Ist allen WahlberechtIg­
und dem Ältestenrat weitere Befugnisse übertragen. ten dIe Mogbchk.eIt ,!~r ~rIef~a~1 zu ge~en. 
§ 35 bleibt unberührt. (4) § 15 Abs. 1 gIlt fur die MitWirkung m den Organen 

der Studentenschaft entsprechend. 
§ 32 

Zusammensetzung des Ältestenrates 
Der Ältestenrat besteht aus mindestens drei Studen­
ten, die keinen anderen Organen der Studentenschaft 
angehören dürfen. Das Nähere regelt die Satzung der 
Studentenschaft. 

§ 33 
Beiträge und Rechnungsprüfung 

(1) Das Studentenparlament setzt die Höhe der Bei­
träge fest. Die Beiträge sind so zu bemessen, daß die 
Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben der Studenten­
schaft gewährleistet ist und die sozialen Verhältnisse 
der Studenten angemessen berücksichtigt werden. 
(2) Die Beiträge werden von der Kasse der Hoch­
schule gebührenfrei eingezogen. 
(3) Die Haushalts-, Wirtschafts- und Kassenführung 
der Studentenschaft wird von den Behörden geprüft, 
die für die Rechnungsprüfung der Hochschule zustän­
dig sind. 

§ 34 
Vereinfachte Organisa tion 

Soweit die Studentenschaft neu entstandener oder 
kleinerer Hochschulen durch die Unterhaltung der 
vom Gesetz vorgesehenen Organe und die Erfüllung 
der Pflichtaufgaben unangemessen belastet wäre, 
kann die Landesregierung nach Anhörung des Lan­
deskuratoriums durch Rechtsverordnung abweichen­
de Bestimmungen über die Organisation und die 
Aufgaben der St~dentenschaft erlassen. 

§ 35 
Aufsicht 

Die Studentenschaft steht unter der Hechtsaufsicht 
des Landes. Die Rechtsaufsicht wird vom Präsiden­
ten (Rektor) als Aufsichtsbehörde und vom Kultus­
minister als oberster Rechtsaufsichtsbehörde ausge­
übt. §§ 37 und 38 finden entsprechende Anwendung. 

HHG-Entwurf 

Neunter Abschnitt 
Studentenschaft 

§ 64 
Rechtsstellung der Studentenschaft 

(1) Die Studenten einer Hochschule bilden die Studen­
tenschaft. 
(2) Die Studentenschaft ist eine rechtsfähige Körper­
schaft des öffentlichen Rechts und als solche Glied der 
Hochschule. 

§ 67 
Satzung 

(1) Die Studentenschaft gibt sich eine Satzung, die 
vom Studentenparlament beschlossen wird. 
(2) Die Satzung ist angenommen, wenn mindestens 
zwei Drittel der Mitglieder des Studentenparlaments 
zustimmen. 
(3) Vor der Genehmigung der Satzung (§ 21 Absatz 1 
Nr. 2) ist dem 'Leiter der Hochschule Gelegenheit zur 
gutachtlichen Stellungnahme zu geben. 
(4) Die Satzung trifft insbesondere nähere Bestim­
mungen über 
1. die Wahl, die Zusammensetzung, die Befugnisse und 
die Beschlußfähigkeit der Organe der Studentenschaft, 
2. die .Amtszeit der Mitglieder von Organen der Stu­
dentenschaft und den Verlust der Mitgliedschaft, 
3. die Art der Beschlußfassung sowie die Form und 
Bekanntgabe der Organbeschlüsse, 
4. die Befugnisse der Fachschaftsräte, 
5. die Aufstellung, Verabschiedung und Ausführung 
des Haushaltsplans. 
(5). Absatz 2 und 3 geIten auch für die Satzungsände-
rungen. 

§ 68 
Allgemeiner Studentenausschuß 

Der Allgemeine Studentenausschuß vertritt die Stu­
dentenschaft. Rechtsgeschäftliche Erklärungen müssen 
von mindestens zwei Mitgliedern des Allgemeinen 
Studentenausschusses gemeinschaftlich abgegeben 
werden. Erklärungen, durch die die Studentenschaft 
verpflichtet werden soll, bedürfen der Schriftform. 

§ 69 
Vermögensbeirat 

(1) Ein Verrnögensbeirat berät und unterstützt den 
Allgemeinen Studentenausschuß bei der Aufstellung 
und Ausführung des Haushaltsplans und bei der Ver­
waltung des Vermögens der Studentenschaft. Ihm ge­
hören der leitende Verwaltungsbeamte als Vorsitzen­
der, zwei vom Leiter Hochschule bestellte Professoren 
und zwei vom Studentenparlament aus seiner Mitte 
zu wählende Mitglieder an. 
(2) Die Finanzordnung, der Baushaltsplan der Studen­
tenschaft und die Entlastung des Allgemeinen Studen­
tenausschusses durch das Studentenparlament bedür­
fen der Zustimmung des Vermögensbeirats. 

§ 70 
Aufgaben des Ältestenrats 

(1) Der Ältestenrat wirkt darauf hin, daß die Studen­
tenschaft ihre Aufgaben im Einklang mit den Geset­
zen, der Satzung und anderen Vorschriften erfüllt. 



I 

:1 
.! 

/l' 

Seite 10 Mittwoch, 9. November 197-7 

(2) Der Ältestenrat entscheidet über die Gültigkeit 
angefochtener Wahlen zum Studenten parlament sowie 
über die Rechtsmäßigkeit von Beschlüssen des Studen­
tenparlaments oder des Allgemeinen Studentenau.~­
schusses. Die Satzung der Studentenschaft kann na­
here Regelungen treffen und dem Ältestenrat weitere 
Befugnisse übertragen. § 73 bleibt unberührt. 

§ 71 
Zusammensetzung des Ältestenrats' 

Der Ältestenrat besteht aus mindestens drei Studen­
ten die keinem anderen Organ der Studentenschaft 
angehören dürfen. Das Nähere regelt die Satzung der 
Studen tenschaft . . 

§ 72 
Beiträge und Rechnungsprüfung 

(1) Das Studentenparlament setzt die Höhe der Bei­
träge fest. Die Beiträge sind so zu bemessen, daß die 
Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben der Studenten­
schaft gewährleistet ist und die sozialen Verhältnisse 
der Studenten angemessen berücksichtigt werden. 
(2) Die Beiträge sind bei der Immatrikulation oder 
Rückmeldung fällig und werden von der für die Hoch­
schule zuständigen Kasse gebührenfrei eingezogen. 
(3) Die Haushalts-, Wirtschafts- und Kassenführung 
der Studentenschaft wird vom Hessischen Rechnungs­
hof geprüft. Für die Vorprüfung ist das Staatliche 
Rechnungsprüfungsamt Darmstadt zuständig. 
(4) Der Kultusminister kann durch Rechtsverordnung 
Höchstsätze für die Beiträge der Studentenschaft fest­
setzen. 

§ 73 
Aufsicht über die' Studentenschaft 

(1) Die Studentenschaft steht unter der Rechtsaufsicht 
des Landes. Die Rechtsaufsicht wird vom Leiter der 
Hochschule als Aufsichtsbehörde und vom Kultusmi­
nister als oberster Aufsichtsbehörde ausgeübt. § 19 
gilt entsprechend. 
(2) Kommt die Studentenschaft einer Anordnung der 
Aufsichtsbehörde nicht oder nicht rechtzeitig nach, so 
kann sie zu der von ihr geforderten Handlung oder 
Unterlassung durch Ordnungsgeld angehalten werden. 
Das Ordnungsgeld muß für den Fall der Zuwiderhand­
lung vor der Festsetzung schriftlich und in bestimm­
ter Höhe angedroht werden. Es kann wiederholt fest­
gesetzt und vollstreckt werden. Unbeschadet der Bei­
treibung des Ordnungsgeldes nach dem Verwaltungs­
vollstreckungsgesetz kann die Aufsichtsbehörde an­
ordnen, daß die nach § 72 Absatz 2 zuständige Kasse 
das festgesetzte Ordnungsgeld aus den von ihr einge­
zogenen Beiträgen der Studentenschaft einbehält. 
(3) Verwenden die Organe der Studentenschaft oder 
der Fachschaft Beiträge rechtswidrig für Angelegen­
heiten, die mit den Aufgaben nach § 65 Absatz 2 nicht 
vereinbar sind, so kann die Aufsichtsbehörde anord­
nen, -d1tß-- - - -
1. jede weitere Verfügung über die Finanzen der 
Studentenschaft oder jede neue finanzielle Verpflich­
tung vorher durch die Aufsichtsbehörde gebilligt wer­
den muß oder 
2. die von der nach § 72 Absatz 2 zuständigen Kasse 
eingezogenen Beiträge vorläufig ganz oder teilweise 
gesperrt sind und solange nicht an die Studentenschaft 
abgeführt werden, bis sichergestellt ist, daß diese ihren 
Aufgaben nach § 65 Absatz 2 nicht zuwiderhandelt. 

1111 ............................... 1111. 

Sonderausgabe Gesetzentwürfe 
In einer Sonderausgabe der hessischen Hochschulzei­
tungen sind die kompletten Entwürfe des Hessischen 
Hochschulgesetzes (HHG) und des Hessischen Univer­
sitätsgesetzes (HUG) des Kultusministers mit den je­
weils entsprechenden Paragraphen des Hochschulrah­
mengesetzes des Bundes enthalten. Die Sonderaus­
gabe ist über die Hauspost verteilt worden und lag 
in den Uni-Report-Kästen aus. 'Veitere Exemplare 
können in der Pressestelle der Universität Frankfurt, 
Juridicum, 10. Stock, Raum 1053, abgeholt werden. 
.e ••••••••••••••••••••••••••••••••• 
Im Fachbereich Wirtschaftswissenschaften ist 
1. November 1977 eine BAT-IIa-Stelle für einen 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITER 
zu besetzen. 

ab 

Der Mitarbeiter soll am Institut für Öffentliche Wirt­
schaft, Geld und Währung, Professur für Wirtschaft~ 
liehe Staatswissenschaften (Prof. Dr. Karl Häuser) mit 
wissenschaftlichen Dienstleistungen' gern. § 45, 1 HUG 
befaßt werden und besonders gute Kenntnisse in den 
Fächern Volkswirtschaftslehre, Finanzwissenschaft, 
Geld und Währung besitzen. Ferner sollte der Bewer­
ber Kenntnisse auf dem Gebiet der empirischen For­
schung vorweisen. 
Dem Bewerber wird im Rahmen der bestehenden Mög­
lichkeiten die Gelegenheit zu eigener wissenschaft­
licher Arbeit bzw. zur Promotion gegeben. 
Ausführliche Bewerbungen sind umgehend zu richten 
an: Prof. Dr. Karl Häuser, Professur für Wirtschaft-

. liche Staatswissenschaften, Mertonstr. 17, 6000 Frank­
furt am Main, Telefon 798-229718 (Zi. 422 B). 

Im Fachbereich Gesellschaftswissenschaften sind fol­
gende Stellen für 

WISSENSCHAFTLICHE HILFSKRÄFTE 
zu besetzen: 

Im Fachbereich Wirtschaftswissenschaften ist bei der 
Professur für Wirtschaftspädagogik, insbesondere Di­
daktik der Wirtschaftswissenschaften die Stelle eines 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS 
(BAT 11 a) 

mit unbefristetem Vertrag zum nächstmöglichen Ter­
min zu besetzen. 
Das Aufgabengebiet umfaßt" vorrangig die wissen­
schaftliche Betreuung von Sammlungen (Bibliothek), 
die Katalogisierung, Erstellung von Archivmaterial aus 
dem Gebiet der Unterrichtsforschung (Mitarbeit an 
einem Forschungsprojekt), die Leitung des Medien­
einsatzes in diesem Bereich und die zugeordnete Lehl~­
tätigkeit im propädeutischen Studienabschnitt für 
Diplom-Handelslehrer. 
Einstellungsvoraussetzungen : Diplom-Handelslehrer­
examen oder Diplomexamen in Wirtschaftswissen­
schaften und Promotion in Wirtschaftswissenschaften; 
praktische Erfahrung im Unterdcht an beruflichen 
Schulen. 
Schriftliche Bewerbungen mit den erforderlichen Un­
terlagen bis zum 15. November 1977 an: Professur für 
Wirtschaftspädagogik, insbesondere pidaktik der Wirt­
schaftswissenschaften, Fachbereich . 02 Wirtschaftswis­
senschaften, Mertonstraße 17, 6000 Frankfurt a. M. 

Am Pharmalwgnostischen Institut ist zum 1. Januar 
1978 die Stelle einer 

WISSENSCHAFTLICHEN IllLFSKRAFT 
(mit Abschluß) 

zu besetzen. 
Das Aufgabengebiet umfaßt die Mitarbeit in der Lehre 
(hier insbesondere die Vor- und Nacharbeit sowie 
Assistenz bei der Durchführung des Pharmazeutisch­
Biologischen Praktikums I und die Assistenz bei Vor­
lesungen), in der Forschung und bei Routinearbeiten. 
Schriftliche Bewerbungen sind bis zum 15. November 
1977 zu richten an: Prof. Dr. G. Schneider, Pharma­
kognostisches Institut der Universität Frankfurt a. M:, 
Georg-Voigt-Straße 16. 

UNI';'REPORT 

2. Ein studentischer Tutor mit 4 Wochenstunden für 
das · Proseminar: "Einführung in die Kritik der politi, 
sehen Ökonomie II" (Prof. Brede, Hirsch) 
3. Ein studentischer Tutor l!lit 4 Wochenstunden für 
den Grundkurs: "Sozialstruktur und Herrschaft 1" 
(Prof. Hirsch) 
4. Ein studentischer Tutor mit 4 Wochenstunden für 
den Grundkurs: "Die Sozialstruktur der BRD und 
ihre Entwicklung II" (Prof. Brandt) 
5. Ein studentischer Tutor . mit 4 Wochenstunden für 
das Proseminar: "Einführung in die BerUfssoziologie 
II" (Dr. Seyfarth) . 
6. Ein studentischer Tutor mit 4 Wochenstunden für 
das Proseminar "Arbeitslehrekonzeptionen im Ver­
gleich" (Dr. Kahsnitz) 
7. Ein studentischer Tutor mit 4 Wochenstunden für 
das Proseminar "Praktikum der empirischen Sozial­
forschung I" (Prof. 'Schumm) 
8. Ein studentischer Tutor mit 4 Wochenstunden für 
das ' Seminar: "Qualität, Stabilität und Wandel klei­
ner Sozialsysteme (Empirieseminar)" (Prof. Hondrich) 
9. Ein studentischer Tutor mit 4 Wochenstunden für 
das Proseminar "Sozialer Wandel und gesellschaftli­
che Entwicklung" (Prof. Hondr.ich) 
10. Zwei studentische Tutoren mit 4 Wochenstunden 
für den Grundkurs: "Sozialisation II" (Prof. Clemenz) . 
11. Ein studentischer Tutor mit 4 Wochenstunden für 
den Grundkurs "Einführung in die Konstitutionspro­
blematik des staatlichen Bildungswesens" (Prof. Com­
be) 
12. Ein studentischer Tutor mit 4 Wochenstunden für 
den Grundkurs: "Sexüalerziehung als Bestandteil der 

. politischen Bildung" (Prof. Bosse/Döpp) 
13. Vier studentische Tutoren mit 4 Wochenstunden 
für den Grundkurs "Sozialisation 11" (Prof. Müller) 
14. Ein studentischer Tutor mit 4 Wochenstunden für 
das Proseminar "Empirische Untersuchungen zur be­
ruflichen Sozialisation des Lehrers" (Prof. Combe) 
15. Ein studentischer Tutor mit 4 Wochenstunden für 
das Proseminar: "Ausgewähite Texte zum Spätkapi­
talismus" (Prof. Vogel) 
16. Ein stud~ntischer Tutor mit 4 Wochenstunden für 
das Proseminar: "Einführung in die Wissenssoziolo­

Im Fachbereich Gesellschaftswiss.enschaften sind fol- gie" (Frau Prof. Wenzel) 
gende .17. Ein studentischer Tutor mit 4 Wochenstunden für 

TUTORENSTELLEN das Empirische Praktikum: "Analyse der subjektiven 
zu besetzen: lebenspraktische Struktur literarischer Texte" (Prof. 
Akademische Tutoren Lorenzer) 
1. Ein akademischer Tutor mit 2 Wochenstunden für 19. Zwei studentische Tutoren mit 4 Wochenstunden 
den Grundkurs: "Sozialstruktur und Herrschaft I" für das Proseminar "Politische Theorie in demokra­
(Prof. Hirsch) tietheoretischer Absicht (Liberalismus und Sozialis-
2. Ein akademischer Tutor mit 2 Wochenstunden für mus)" (Prof. Nicklas) 
das Proseminar: " Praktikum der empirischen So- . 20. Zwei studentische Tutoren mit 4 Wochenstunden 
zialforschung I" (Prof. Schumm) für das Proseminar "Kritische Lektüre und Interpre-
3. Zwei akademische Tutoren mit 2 Wochenstunden tation von E. Durkheim ,Erziehung und Soziologie'" 
für den Grundkurs: "Politische Institutionen und (Prof. Sochatzy) 
ökonomische Entwicklung in Deutschland im 19. und 21. Vier studentische Tutoren mit 4 Wochenstunden 
20. Jahrhundert (II)" (Prof. Greß) für- den Grundkurs: "Erziehung und gesellschaftliche 
4. Ein akademischer Tutor mit 4 Wochenstunden für Institutionen II" (Prof. Sochatzy) 
das Seminar: "Zur Geschichte und Theorie des Anar- 22. Ein studentischer Tutor mit 4 Wochenstunden für 
chismus" (Prof. Fetscher) . das Proseminar: "Das Verstehen sozialen Handelns 
5. Zwei akademische Tutoren mit 4 Wochenstunden und sozialer Strukturen (Soziologie im Übergang zum 
für den Grundkurs: "Demokratie und bürgerlicher 20. Jahrhundert)" (Prof. Kippert) 
Staat in der Entwicklung II " (Prof. Shell, Prof. Nick- 23. Zwei studentische Tutoren mit 4 Wochenstunden 
las, Frau Dr. Maus) für den Gr:undkurs: "Po'itische Institutionen und 
6. Ein akademischer Tutor mit 4 Wochenstunden für . ökonomische Entwicklung in Deutschland im 19. und 
den Grundkurs: "Einführung in die auswärtige und 20. Jahrhundert" (Prof. Greß) 
internationale Politik" (Prof. Czempiel) 24. Zwei studentische Tutoren mit 4 Wochenstunden 
7. Ein akademischer Tutor mit 2 Wochenstunden für .. für den Grundkurs: "Demokratie und bürgerlicher 
den Grundkurs: "Die Ansätze zur funktionalen Inte- . Staat in der Entwicklung II" (Prof. Shell, Nicklas) 
gration Westeuropas 1949-1956" .(Prof, Kuhn) , 25. Ein studentischer Tutor mit 4 Wochenstunden für 
8. Ein akademischer Tutor mit 2 Wochenstunden für das Seminar: "Sozialistischer Internationalismus" 
den Grundkurs: "Einführung in die Probleme der (Prof. Jahn) . 
Fachdidaktik Sek. I und II)" ·(Prof. Sandmann) 26. Drei studentische Tutoren 'mit 4 Wochenstunden 
9. Fünf akademische Tutoren mit 2 Wochenstunden für den Grundkurs: "Die Gründung der BRD und 
für den Grundkurs: "Didaktik der PolytechnikjAr- der DDR 194'8/49" (Dr. Kl1app) 
beitslehre II" (Prof. Nitzschke) . 27. Vier studentische Tutoren mit 4 Wochenstunden 
10. Ein akademischer Tutor mit 2 Wochenstunden für den Grundkurs: "Statistik II" (Heider, Tiemann) 
für den Grundkurs: "Sozialisation II" (Prof. Clemenz) 28. Vier studentische Tutoren mit 4 Wochenstunden 
11. Ein akademischer Tutor mit 2 Wochenstunden : für den Grundkurs: "S~atistik I" (Prof. Mans) 
für den Grundkurs: "Einführung · in die Konstituti- . 29. Ein studentischer Tutor mit 4 Wochenstunden für 
onsproblematik des staatlichen Bildungswesens" den Grundkurs: "EDV" (Prof. Hofmann) 

. (Prof. Combe) 30. Drei studentische Tutoren mit 4 Wochenstunden 
12. Ein akademischer Tutor mit 2 Wochenstunden . für den Empirie-Kurs: "Empirie" (Prof. Küchler) 
für den Grundkurs: "Sexualerziehung als Bestandteil 31. Zwei studentische Tutoren mit 4 Wochenstunden 
der politischen Bildung" (Prof. Bosse) für den Grundkurs: "Erziehung und Gesellschaft" 
13. Zwei akademische Tutoren mit 2 Wochenstunden . (Prof. Ritsert) 
für den Grundkurs: "Sozialstruktur und Bildungs- 32. Ein studentischer Tutor mit 4 Wochenstunden für 
prozeß" (Prof. Vogel) . . den Grundkurs: "Wissenschaftstheorie I" (Prof. Rit-
14. Ein akademischer Tutor mit 2 Wochenstunden sert) . 
für den Grundkurs: "Sozialpsychologischer Grund- Bewerbungen für akademische und studentische Tu­
kurs: Motivation und Emotion II" (Prof. V\Tenzel) toren sowie wissenschaftliche Hilfskräfte sind bis 
15. Ein akademischer Tutor mit 2 Wochenstunden zum Donnerstag, 24. 11. 1977, 13.00 Uhr, zu richten an: 
für den Grundkurs: "Kognitive Theorien und symbo- . Dekan des Fachbereichs Gesellschaftswissenschaften, 
lischer Interaktionismus II" (Prof. Wenzel) Senckenberganlage 13-17, 6000 Frankfurt a. M. 
16. Ein akademischer Tutor mit 2 Wochenstunden Bewerbungsunterlagen sind im Dekanat des Fachbe­
für das Proseminar: "Ausländerstudium in .der Bun- reichs Gesellschaftswissenschaften bei Frau Endisch, 
desrepublik und höhere Ausbildung in der pritten zi. 2227, Tel. 7983789, Mo-Fr von 10.00- bis 13.00 Uhr 
Welt" (Prof. Bosse) erhältlich. 
17. Ein akademischer Tutor mit 2 Wochenstunden Beschäftigungszeitraum : 1. April bis 31. Juli 1978. . 
für das Proseminar: "Integrierter Methodenkurs II: 15 wissenschaftliche Hilfskräfte 0 h n e Abschluß mlt 
Durchführung und Auswertung empirischer Untersu- 35 Stunden monatlich . 
chungen am Beispiel von Daten aus der Sozialisati- Aufgabengebiet: Signieren neu,er Bücher und Diplomd onsforschung" (Prof. Oevermann) arbeiten, Umsignieren der Handbibliqtheken un 
18. Zwei akademische Tutoren mit 8 Wochenstunden Loseblattsammlungen sowie Zeitschriften, Verbesse­
für den Vordiplomandenkurs. rung alter Signaturen, Aussonderung von Double.tten 
Voraussetzung: Kenntnisse der Mikro-Makro ... Theorie und Verschickung an die UB, Katalog-SortierarbeIten, 
(DEKAN) . . Amnahnung von Ausleihern, Einordnen von Büchern, 
Zeitraum: 1. Feb. 1978-28. Feb. 1978 Zeitschriftenbearbeitung. 

8 wissenschaftliche Hilfskräfte 0 h n e Abschluß mit 
35 Stunden monatlich. Studentische Tutoren 

Beschäftigungszeitraum : 1. April bis 30. Sept. 1978. 
Eine wissenschaftliche . Hilfskraft mit 40 Stunden mo­
natlich , 0 h n e Abschluß zur statistischen Erfassung 
von Betreuungsverhältnissen von Doktoranden, The-

Aufgabengebiet: Mitarbeit bei der Zusammenstellung . 1. in studentischer Tutor mit . 4 Wochenstunden für 
und Herstellung von-Arbeitsmaterial, Literaturauszü- ,den Grundkurs: "Entwicklung und geschichtliche 

. gen, Studienmaterial, Übungsmaterial und Fotokopien I Grundlagen sozialwissenschaftlicher Theorien 11" 
für Grundkurse und Forschungsarbeiten. (Prof. Brede, Schumm, Heider Kahsnitz) 

menbearbeitung voti Arbeiten. . 
Beschäftigungszeitraum: 1. Januar bis 30. Juni 1978. 
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Am Institut für Sonder- und Heilpädagogik im Fach­
bereich Erziehungswissenschaften kann bis zur Beset­
zung der Professur H 4 für Sonderpädagogik mit be­
sonderer Berücksichtigung der Didaktik der Geistig­
behinderten ein(e) 

DIPLOM-PÄDAGOGE(IN) 
als wissenschaftlicher Bediensteter (Vergütungsgruppe 
BAT Ir"a) mit folgenden Aufgaben beschäftigt werden: 
_ Vorbereitung der Lehrveranstaltungen . 
_ Zusammenstellung von Materialien zur Didaktik 
der Geistigbehinderten 
_ Vorbereitung und Begleitung von praxisbezogenen 
Veranstal tungen 
_ Beratung und Betreuung von übungen zur Didaktik 
der Geistigbehinderten. . 
Es handelt sich um ein kurzfristiges Beschäftigungs­
verhältnis bis zur Besetzung der Professur (längstens 
1 Jahr). 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen werden 
erbeten bis zum 18. November 1977 an den Geschäfts­
führenden Direktor des Instituts für Sonder- und 
Heilpädagogik. 

-
Im Institut für Pharmazeutische Chemie ist ab sofort 
die Stelle einer 

MITARBEITERIN (BAT VII) 
im Sekretariat wieder zu besetzen. Erforderlich sind 
Kenntnisse in Stenografie und Schreibmaschine sowie 
in allgemeinen Büroarbeiten. Gewandtheit im Umgang 
mit differenziertem Publikum ist unerläßlich. 
Die Eingruppierung erfolgt nach den Tätigkeitsmerk­
malen des BAT. 
Bewerbungen mit Zeugnissen werden sofort an das 
Sekretariat des Instituts für Pharmazeutische Chemie, 
6000 Frankfurt a. M., Georg-Voigt-Straße 14, erbeten. 

Im Institut für Lebensmittelchemie, FachbereiCh 15, 
ist die Stelle eines(r) 

CHEMISCH-TECHNISCHEN 
ASSISTENTEN(IN) (BAT VI b) 

zu besetzen. 
Aufgabengebiet: Chemische Untersuchung von Ana­
lysenmaterial, Chemikalienausgabe, Betreuung der 
technischen Geräte und der Meßinstrumente. Erpro­
bung neuer analytischer Methoden, Mithilfe bei der 
Durchführung des lebensmittelchernischen Praktikums 
und der Vorlesung. 
Voraussetzungen: Unbedingt erforderlich sind um­
fassende praktische Erfahrungen auf, dem Gebiet der 
lebensmittelchernischen Analytik, die nach Möglich­
keit in einem öffentlichen Untersuchungsamt gewon­
nen wurden, Fähigkeit zu weitgehend selbständigem 
Arbeiten. Erwünscht sind Schreibmaschinenkenntnisse. 
Die Eingruppierung erfolgt nach den Tätigkeitsmerk­
malen des BAT. 
Ihre Bewerbung richten Sie bitte bis zum 15. Dezem­
ber 1977 an das Institut für Lebensmittelchemie, 
Georg-Voigt-Straße 16, 6000 Frankfurt. 

Im Institut für Theoretische Physik der Universität 
Frankfurt ist ab 1. November 1977 die SteHe einer 

VERWALTUNGSANGESTELLTEN (BAT VII) 
zu besetzen. 
Die Eingruppierung erfolgt nach den Tätigkeitsmerk­
mal~n des BAT. 
Von der Mitarbeiterin wird erwartet, daß sie die an­
fallenden Verwaltungsarbeiten sowie das Schreiben 
von wissenschaftHchen Manuskripten und der Kor­
respondenz ge'(V'issenhaft erledigt. Kenntnisse der eng­
lischen Sprache und Begabung zum technischen Zeich­
nen sind erwünscht. 
Bewerbungen sind zu richten an Prof. Dr. W. Greiner, 
Institut für Theoretische Physik, Robert-Mayer­
Straße 8-10, Telefon 7 98/23 32. 

Im Fachbereich Rechtswissenschaft - Betriebseinheit 
Institut für Ausländisches und Internationales Recht­
Professur für Wirtschaftsrecht, Umwelt recht, Bürger­
liches Recht und Internationales Privatrecht (Profes­
sor. Dr. Eckard Reh,blnder) ist ab ·1. .Januar 1978 eine 
Stelle als . 

WISSENSCHAFTLICHE HILFSKRAFT 
zu besetzen (46 Monatsstunden). 
Bewerbungen sind zu richten an die oben genannte 
Professur bis zum 30. November 1977 •. 

Die Rechtsabteilung der Universität Frankfurt sucht 
ANGESTELLTE IM SCHREIBDIENST 
(BAT VII) . 

Sie erwartet innerhalb eines aufgeschlossenen Teams 
eine vielseitige und interessante Tätigkeit, die ihr auch 
~ie Möglichkeit zu selbständiger Arbeit gibt. Die Posi­
bon setzt keine besonderen juristischen Kenntnisse 
vor.aus. Sie ist auch als Anfangsstelle geeignet. 
Bewerbungen an: Regierungsdirektor Riehn, Sencken­
berganlage 31, 6000 Frankfurt 1. Telefon 798-22 39/ 
2003. . 

-
Im Geologisch-Paläontologischen Institut ist ab 1. Ja-
nuar 1978 eine . . 

" BIBLIOTHEKSANGESTELLTENSTELLE 
(BAT VII)' . 

ZU besetzen. , ., , 
Aufgaben: Bibliotheksverwaltung, . Titelaufnahme, 
Fortsetzungslisten, Schriften tausch, Ordnungsarbei ten, 
fh"te S~reibmaschinenkenntnisse erforderlicq, biblio­
B ekalilsche und Sprachkenntnisse erwünscht .. 
.e~erbungen mit . qen üblichen Unterlagen siq.d zu 
fl~ten an den geschäftsführenden Direktor des Geo­
a011Sch-Paläontologischen Instituts, . Senckenberg­
nage 32-34, 6000 Frankfurt am ;Main. 

Im Fachbereich Wirtschaftswissenschaften ist am 
Seminar für betriebswirtschaftliche Steuerlehre ab 
1. Januar 1978 die Stelle einer 

WISSENSCHAFTLICHEN HILFSKRAFT 
OHNE ABSCHLUSS 

mit 25 Monatsstunden neu zu besetzen. 
Tä tigkei ts bereich: 
- unterstützende Tätigkeit bei der Vorbereitung und 
Durchführung von Lehrveranstaltungen. 
- Vorkorrektur von übungs- und Aufsichtsarbeiten 
- Sammlung von wissenschaftlichen Materialien. 
Bewerbungen mit Unterlagen werden an das Seminar 
für betriebswirtschaftliche Steuerlehre der Johann 
Wolfgang Goethe-Universität, 6000 Frankfurt a. M., 
z. Hd. Herrn Dr. Dietz (Mertonstraße 17, Zimmer 410 B, 
Telefon 7 98-31 26) erbeten. 

Im Fachbereich Chemie, Institut für Organische Che­
mie (Arbeitskreis Prof. Wilk), ist ab sofort zunächst 
für 1 Jahr eine BAT-IIa-Stelle für einen 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITER 
zu besetzen. 
Der Bewerber sollte 
- über Erfahrungen zur Durchführung von Praktika 
im Ausbildungsbereich der Organischen Chemie I 
und II verfügen. 
- Kenntnisse auf dem Gebiet der Elektronenspektro­
skopie sind erwünscht. 

,Im Rahmen der bestehenden Möglichkeiten wird dem 
wissenschaftlichen Mitarbeiter Gelegenheit zu selbst­
bestimmter Forschung, insbesondere zu Arbeiten an 
einer Dissertation (§ 45 HUG) gegeben. 
Einstellungsvoraussetzung ist ein abgeschlossenes Stu­
dium der Chemie an einer wissenschaftlichen Hoch­
schule. 
Bewerbungen sind sofort an den Dekan des Fach­
bereichs Chemie der J. W. Goethe-Universität zu 
richten. . 

Universitätsinstitut sucht (söfort oder später) 
HALBTAGS-VERWALTUNGSANGESTELLTE 
ODER DATENTYPISTIN 

mit Kenntnissen in Maschinenschreiben für allgemeine 
Verwaltungs- und Buchungsaufgaben, insbesondere 
Aufnahme von Rechnungs- und Inventardaten auf 
Lochkarten und Schreiben von Manuskripten. 
Sie werden eingearbeitet (auch in die Anwendung vor­
handener EDV -Programme). Nachmittagsarbeit bevor­
zugt, jedoch nicht Bedingung. 
Die EingrlJ,ppierung erfolgt nach den Tätigkeitsmerk­
malen des BAT. 
Bewerbungen erbeten an: Forschungsreaktor Frank-. 
furt der Universität, August-Euler-Str. 6, 6000 Frank­
furt 90, Telefon (06 11) 7 98-42 44. 

Im Fachbereich Chemie, Institut für Organische 
Chemie (Arbeitskreis Prof. Kessler) ist ab sofort zu­
nächst für 3 Jahre eine BAT Ha-Stelle für einen 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITER 
zu besetzen. 
Der Bewerber sollte 
~ über Erfahrungen zur Durchführung von Praktika 

im Ausbildungsbereich der Organischen Chemie I 
und II verfügen, 

- über Kenntnisse zur Konformationsanalyse durch 
NMR-Spektroskopie verfügen. 

Im Rahmen der bestehenden Möglichkeiten wird dem 
wissenschaftlichen Mitarbeiter Gelegenheit zu selbst­
bestimmter Forschung, insbesondere zu Arbeiten an 
einer Dissertation (§ 45 HUG) gegeben. 
Einstellungsvoraussetzung ist ein abgeschlossenes 

' Studium der Chemie an einer wissenschaftlichen Hoch­
schule. 
Bewerbungen sind sofort an den Geschäftsführenden 
Direktor, Herrn Prof. Quinkert, Institut für Organische 
Chemie, über den Dekan des Fachbereichs Chemie zu 
richten. 

Schwerbehinderte werden bei gleicher 
Qualifikation bevorzugt. 

Im Institut für Meteorologie und Geophysik, Abtei­
lung Geophysik, ist die Stelle einer 

VERWALTUNGSANGESTELLTEN (BAT VIb) 
zu besetzen. 
Die Aufgabe besteht in der selbständigen Durchfüh­

,rung aller Verwaltungs- und Schreibarbeiten. Gute 
' Englischkenntnisse, gute Auffassungsgabe erforder­
lich. Die Eingruppierung erfolgt nach den Tätigkeits:" 
merkmalen des BAT. 
Bewerbungen an das Institut für Meteorologie und 
Geophysik der Universität Frankfurt, Tel. 798-2375. 

Im Institut für Anorganische Chemie, NiederurseI, ist 
für zunächst drei Jahre die Stelle eines 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS 
(BAT IIa) 

· ab sofort neu zu besetzen. 
'Aufgabengebiet: Mitarbeit im Grundpraktikum anor­
ganische Chemie, in den Übungen zur chemischen 
Analytik sowie die Betreuung von Einrichtungen zur 
instrumentellen Elementanalytik (chromatographische, 
spektroskopische, optische und elektrometrische Ver-
fahren). ' . 
Im Rahmen der bestehenden Möglichkeiten wird dem 
wissenschaftlichen Mitarbeiter Gelegenheit zu selbst-

I bestimmter Forschung, insbesondere zu Arbeiten an 
einer Dissertation (§ 45 HUG) gegeben. 

i Bewerbungen sind :Qis 'z1,lm 15. November 1977 an den 
· Dekan des .Fachb.ereichs Chemie, 6000 Frankfurt a. M., 
· Robert-M;ayer-Straße 7-9, z~ richten. 
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Im Fachbereich Wirtschaftswissenschaften (Professur 
für Sozialpolitik) ist ab sofort für zunächst drei Jahre 
die Stelle eines 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS 
(Besoldung nach BAT IIa) zu besetzen. 
Das Aufgabengebiet umfaßt wissenschaftliche Dienst­
leistungen zur Organisation, Vorbereitung und Durch­
führung von Forschung und Lehre gemäß § 45 HUG. 
Vom Bewerber werden in einer Diplomprüfung nach­
gewiesene gute Kenntnisse in den Fächern Volkswirt­
schaftslehre, insbesondere Makroökonomie, sowie 
Wirtschaftspolitik und Sozialpolitik erwartet. Außer­
,dem sollte er gute Kenntnisse in EDV und Statistik 
nachweisen können und über Erfahrungen in der em­
pirischen Wirtschaftsforschung verfügen. 
Dem Bewerber wird im Rahmen der bestehenden Mög­
licllkeiten die Gelegenheit zu eigener wissenschaft­
licher Arbeit bzw. zur Arbeit an einer Dissertation ge­
geben. Bewerbungen sind bis spätestens 14 Tage naCh. 
Erscheinen dieser Ausschreibung zu richten an: Insti­
tut für Konjunktur, Wachstum und Verteilung, Pro­
fessur für Sozialpolitik, Mertonstr. 17-25, 6000 Frank­
furt am Main. 

Im Fachbereich Philosopie ist die Stelle einer 
VERWALTUNGSANGESTELLTEN 

(halbtags, BAT VII) zum 1. Januar 1978 zu besetzen. 
Interessantes Aufgabengebiet: Zusammenarbeit mit 
mehreren Hochschullehrern. Englischkenntnisse er­
wünscht. 
Die Eingruppierung erfolgt nach den Tätigkeitsmerk­
malen des BAT. 
Bewerbungen sind zu richten an den Dekan des Fach­
bereichs Philosophie, Dantestraße 4-6, 6000 Frankfurt 
am Main, Telefon 7 98 - 21 60. -

Im Institut für Geschichte der Naturwissenschaften 
(Wissenschaftliche Betriebseinheit im FB PhYSik) ist 

, ab sofort die Stelle einer 
HALBTAGS SCHREIBKRAFT (BAT VII) 

zu besetzen. 
Bewerbungen umgehend an den Geschäftsführenden 
Direktor erbeten. 

' Das Institut für Klassische Philologie .im Fachbe­
. reich 9 - Klassische Philologie und Kunstwissen­
. schaften - sucht ab sofort eine 

VERWALTUNGSANGESTELLTE (BAT VI b) 
für halbe Tage. Gute Schreibmaschinen- und Steno­
sowie Fremdsprachenkenn tnisse erforderlich. 
Die Eingruppierung erfolgt nach den Tätigkeitsmerk­
malen des BAT. Bewerbungen werden an den ge­
schäftsführenden Direktor des Instituts für Klassische 
Philologie, Senckenberganlage 31, 6000 Frankfurt am 
Main, erbeten. 

Für das Forschungsprojekt "Grenzen der Frauenlohn­
arbeit - Entwicklungstendenzen der Frauenlohnarbeit 
vor dem Hintergrund privater Reproduktionsarbeit in 
Deutschland" ist am Institut für Sozialforschung mög­
lichst zum 1. Januar 1978 die Stelle einer 

WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERIN 
eines 
WISSENSCHAFTLICHEN MITARBEITERS 
(BAT IIa/Ib) 

zu besetzen. 
Das · Projekt wird von der Deutschen Forschungs­
gemeinschaft unterstützt und ist für einen Zeitraum 
von drei Jahren geplant. 
In Ergänzung des bereits bestehenden Forschungs­
teams (2 Mitarbeiterinnen) sind folgende Qualifika­
tionen erwünscht: . 
Die Bewerber(innen) sollten Kenntnisse über die Ent­
wicklung und Funktion weiblicher Lohnarbeit . und 
Hausarbeit, die Geschichte und gegenwärtigen Pro­
bleme der traditionellen und autonomen Frauenbewe­
gung haben und über sozialhistorische Kenntnisse ver.,. 
fügen. Eine abgeschlossene sozialwissenschaftliche 
Hochschulbildung wird vorausgesetzt. 
Bewerbungen sind bis zum 20. November 1977 zu rich­
ten an Dr. Ursula Jaerisch, Institut für Sozialfor­
schung, Senckenberganlage 26, 6000 Frankfurt a. M. 
Bewerbungsunterlagen: Lebenslauf, kurze Darstellung 
der wissenschaftlichen Interessenschwerpunkte und 
Erfahrungsbereiche, Angabe der wichtigsten wissen­
schaftlichen Arbeiten, Prüfungszeugnisse usw. 

In der Planungsgr:uppe der Universität Fran~furt ist 
ab sofort die Stelle einer(s) . 

VERWALTUNGS ANGESTELLTEN (BAT VI b) 
wieder zu besetzen. 
Die Tätigkeit umfaßt die 
- Durchführung von Sekretariats- und Schreib­

arbeiten, 
- Verwaltung der Bibliothek, 
- Mitwirkung an Projektarbeiten der Gruppe 

bei Erhebungen und Datenauswertungen. 
Wir erwarten die Beherrschung aller Sekretariats-

\ arbeiten. Daneben sind Kenntnisse und möglichst Er­
fahrungen auf dem Gebiet der Bibliotheksverwaltung. 
sowie die Bereitschaft zum Umgang mit Daten im 
Rahmen des Einsatzes von automatisierter Datenver-

,arbeitung erwünscht. , 
. Die Eingruppierung' erfolgt nach den Tätigkejts~.erk-
malen des BAT. '\ 

'Be:werbungen werden erb~ten bis . zum ·3Q.,· 11. 1977 .an 
den Präsidenten der Johann Wolfgang Goethe-Unir.' 

' versitä~, Se,nckenberganlage 31, 6000 Frimkfurt a .. M. 1. 
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Mittwoch, 9. Nov. 
Werner F. Franke, 
Heidelberg: 
Die Kernmembran: Struktur, 

, Zusammensetzung u'nd 
Funktion 
16.15 Uhr, Mehrzweckgebäude 
Chemische Institute Niederrad, 
Seminarraum II. Stock 
Molekularbiologisches 
Kolloquium der naturwissen-

, schaftlich-mediziriischen 
Arbei tskreise 

* W i 1 hel m K e g e1 " 
'Heidelberg: ' 
,Kosmische Maser 
, 17.15 Uhr, Hörsaal Angewandte 
, Physik, Robert-Mayer-Str. 2-4 
Veranstaltung im Rahmen des 
"Physikalischen Kolloquiums" 

* Herbert~ Keuth, 
Mannheim:' 
Tarskis Wahrheitsdefinition 
und die Korrespondenztheorie 
der Wahrheit 
'18.15 Uhr, Dantestraße 4-6, 
'Raum 4 
Veranstalter: Fachbereich 
Philosophie 

* E." S c h unk e, Göttingen : 
Die' natürlichen Landschaften 
,IsHtndS 
19 Uhr, Horsaal der Geo­
'wissenschaften, Senckenberg-
anlage 36 ' 
Veranstal ter: Frankfurter 
Geographische Gesellschaft 
(Siehe'auch Bericht auf dieser 
Seite) 

Donnerstag, 10. Nov. 
HRG-Tribunal 
mit Kultusminister Hans 
Krollmann (SPD), Arnulf 
Borsche (CDU), Wolfram Heyn 
(SPD), Eberhard Weghorn 
(FDP), Andreas Mölich (VDS), 
Dr. Hans Mausbach (BdWi), 
Dr. Bode (BMWi), Johannes 
Uthoff (Rektor der Fachhoch­
schule Frankfurt), Jochen 
Habermann (AStA der FHF), 
Gerd Köhler (GEW) 
14 Uhr, Aula Bau, 
Nibelungenplatz 1 
Veranstalter: AStA der Fach­
hochschule Frankfurt und 
Bund demokratischer Wissen­
schaftler - Sektion Frankfurt 

Hanskonzerte 1977/78 
Das Trio der Unh:~rsität 
Frankfurt , (Ralf , Fleischham­
rp.er, : K)avier; 'Jozsef ,S,epsei, 
Violi!\e; Er,ich-Wa;lter , qrab­
ner, ',Violoncello) ,veran,staltet 
in der , Saison 1977/78 vier 
H~uskpnzerte, die wie immer 
im Magnus-Hörsaal des In­
stituts für 'Physikalische Che­
mie (Robert-Mayer-Straße 11) 
stattfinden und die d~esmal 
im Zeichen ' von J ohanries 
Brahms stehen. Im ersten 
Konzert ' 'am '16. 'November 
1977 sieht dessen Trio H-Dur 
Op. 8 auf dem Programm, da­
neben ein Trio ' von Haydn 
und die Uraufführung eit;les 
Trios des Leipziger ' Komponi­
sten ' Friedrich' Schenker. Das 
zweite Konzert am 18. Januar 
1978 wird ' vom Buch,berger­
Quartett als 'Gast besti~itten, 
das kürzlich Preisträger im 
Bunde~weÜb~,*erb " ;,Konzerte 
junger Künstler" wurde und 
d,as Streichquartette'" von 
Schubert', Regel" und Brahms 
(Op. 51,1) spielen wird. Das 
dritte ' Konzert am 19. April 
1.978 bringt außer Klaviertrios 
von Mozart und Brahms (Op. 
87) aus Anlaß des 70. Geburts­
tags von Kurt lIessenberg 
dessen Trio Op. 53 .. Die Reihe 
wird beschlossen am 5. Juli 
1978 mit Klaviertrios yon Beet­
hoven ' und Brahms' (Op. 101) 
und der Deutschen Erstauf­
führung der Komposi ti Oll 

"Kontrapunkt" von Dietel' 
Schnebel. ' 
Wie bisher werden den darge­
botenen Werken Erläuterun­
gen vorangestellt, und in der 
Pause , und nach dem Konzert 
besteht die Möglichkeit zu 
Gesprächen mit den Ausfüh­
renden. 

. r;, 

Horst 
,Schmidt-Böcking, 
Frankfurt: 
Strahlung aus dem Atomkern 
18 Uhr, Hörsaal Angewandte 
Physik, Robert-Mayer-Str. 2-4 
Veranstaltung im Rahmen der 
Schülervorlesungen des 
Physikalischen Vereins 

,Freitag, 11. Nov. 
J 0 ha n n e s G. D eck e r s , 
Köln: 

_ Das Bildprogramm des 
Kaiserkultraumes im Ammon­
tempel von Luxor 
17.15 Uhr, Vortragsr~um in der 
Stadt- und Universitäts­
bibliothek, 3. OG , 
Veranstal ter: Archäologisches 
Institut und Kunstgeschicht­
liches Institut ' 

Montag, 14. Nov. 
Tim ,M aso n, Oxford: 
A,rbeiterklasse und Volks­
gemeinschaft im deutschen 
Faschismus 
.15 Uhr, Hörsaal B 
Veranstalter: Prof. Eike 
'Hennig, Fachbereich 
Gesellschaftswiss€nschaften 

Dienstag, 15. Nov, 
J ü r gen Mi e t h k e, Berlin: 
Die Kirche und die Häresie der 
Gelehrten. Institutionelle 
Formen der Kontrolle über die 
Unversitätstheologle vom 12. 
bis 14. Jahrhundert (am Bei­
spiel von Paris) 
15.15 Uhr, Historisches 
Seminar, Raum 516a, 
Gräfstraße 76 
Veranstalter: 
Historisches Seminar 

* O. Bon i nun d I n ge 
S c h m i d t, Frankfurt : 
Erfahrungen bei der ' 
Wirksamkeitsüberwachung 
von Virus-Lebendimpfstoffen 
17.15 Uhr, Hörsaal des 
Paul-Ehrlich-Instituts, 
Paul-:Ehrlich-Straße 42:..-44 
220. Kolloquium des Paul­
Ehrlich-Instituts, des Georg­
Speyer-Hauses und des , 
Ferdinand-B1um-Instituts 

* B. Gi es e, Fr.eiburg : 
Die 'Grenzen des 
Selektivitätsprinzips: 
17.30 Uhr, Seminarra.um 201, 
Chemle-Mehrzweckgebäude 
Niederrad 
Veranstal tung im ~ahmen des 
"Chemischen Kolloquiums 
Niederrad" ' 

* M i c 'h a e I G i e 1 e n , 
ehr ist 0 f Bit t e r ' ~ 
Klaus Zehelei-n, 
Frankfurt: ' ' 
Die Frankfurter Oper':'" ihr 
Fünfjahresplan und seine 
Aufbereitl~ng durc~ dIe ' 
Dramaturgie ' 
19.30 Uhr, Vortragssaal der 
Frankfurter Sparkasse 
von 1822, Neue Mainzer ' 
Straße 49-53 
Veranstal tel': P01ytechnis~e 
Gesellschaft e. V. , ' 

Mittwoch, 16. N Ov..' 
22. Hauskonzert ' / , 
Programm: 
Haydn, Trio A-Dur Hob. 
XV/18 (1794) 
Schenker, Prozesse (1915) 
- Uraufführung­
Brahms, Trio H-Dur, Op. 8 
(1854/1889) 
Ausführende: Trio der 
Universität Frankfurt 
20 Uhr, Magnus-Hörsaal, 
Robert-Mayer-Straße 11 
Veranstal ter: Freunde der 
Hauskonzerte e. V. 

Donnerstag~ 17. Nov. 
Bildungsmisere in Hessen 
Teilnehmer: 
Landesschülervertretung 
Stadtschülervertretung 
Alfred Hanischfeger 
(GEW Hessen) 
Volker Dingeldey 
(GEW Frankfurt) 
14 Uhr, Aula Bau, 
Nibelungenplatz 1 

Veranstalter: AStA der Fach­
hochschule Frankfurt und 
Bund demokratischer Wissen- ' 
schaftleI' , Sektion Frankfurt 

* Sie g m ar - W. B r eck 1 e, 
Bonn: 
Zur Ökologie von 
Xerohalophyten 
16.15 Uhr, Kleiner Hörsaal der 
Bota:nik, Siesmayerstraße 70 
Veranstaltung im Rahmen des 
"Botanischen Kolloquiums'" , *' 
Heinz Niederste­
Ost hol t, Düsseldorf: 
Die Rolle des Kapitalmarktes 
für Eigenkapital 
(Aktien'-Emissionen) 
17.15 Uhr, Frankfurter Wert-
papierbörse (Börsenpl~ti) , 
Veranstaltung im Rahmen des 
Kolloquiums "Eigenkapital 
und Kapitalmarkt" 

* Erwin Schoppe,r, 
Frankfurt: ' 
Energie ,aus dem Aiotnkern 
18 Uhr, Hörsaal Angewandte 
Physik, Robert-Mayer-Str. 2-4 
Veranstaltung im Rahmen der 
Schülervorlesungen des 
Physikalischen Vereins 

Freitag, 18. Nov. 
I g n a z i 0 A. A n gel e 11 i • 
1\ ustin/Texas: 
Freges Sinn und Bedeutung 
18.15 Uhr, Dantestraße 4-6, 
Raum 4 
Veranstalter: 
Fachbereich Philosophie 

* Wochenendveranstaltung : 
'Perspektive Volksmedizin 
19.30 Uhr im Klinikum, Großer 
Hörsaal im Haus 23 A: ' 
Einführender Vortrag und 
Diskussion mit Mitautoren der 
Studie über Entstehung und 

Bewältigung von Krankheit im 
entwickelten Kapitalismus bzw. 
Systemanalyse des Gesund": 
heitswesens in Österreich 
Samstag ab 10 Uhr im Kleinen 
Hörsaal, Haus 23 A: 
Auf teilung in Arbeitsgruppen 
Sonntag ab 10 Uhr im Kleinen 

'Hörsaal, Haus 23 A: ' 
Abschlußdiskussion 
Veranstalter: Arbeitskreis 
,Volksmedizin; 'Arbeitskreis 
Medizinische Entwicklungshilfe 
,der Evangelischen Studenten-
, gemeinde, Initlativgruppe ' 
-Medizin; Fachschaft Medizin, 
Universität Frankfurt 

Montag, 21. '~OV. ' 
P. Hütten'berger, 
Düsseldorf: " 
N euere Forscbungsergebnisse 
zur Darstellung des Wider':' 
stands gegen den deutschen 
Faschismus 
)4 'U,hr, HörsaaiH 1i 
Veranstai ter: 
Prof.' Eike lIennig, Fachbereich 
Gesellschaftswi~senschaftenl 
BE Institutionen und soziale 
Bewegungen 

Dienstag" 22. Nov. 
M a r k M ü n z e I, Frankfurt: 
Indianische Denkstrukturen 
und ihre Zerstörung durch 
internen Kolonialismus 
11.15 Uhr, Juridicum, Raum 104 
Ver ans tal tel': 
Prof. Dr. Birgit Scharlau, 
Romanisches Seminar 

* R. Wehner, Zürich: 
Polarisationssehen - eine neue 
Sinnesqualität 
17.15 Uhr, Kleiner Hörsaal, 
Siesmayerstraße 70 
Veranstaltung im Rahmen des 
"Zoologischen Seminars" 

UNI-REPORT 

Erwin Schwarzer, 
Wiesbaden: 
Von der Eibe zur Oder 
19.30 Uhr, Vortragssaal der 
Frankfurter Sparkasse 
von 1822, Neue Mainzer 
Straße 49-53 

-

Veranstalter: Polytechnische 
Gesellschaft e. v. 
Mittwoch, 23. Nov. 
Co I i n Ar 1 e t t, Brighton: 
Cell survival and mutation in 
repair deficient human cell 
strains 
16.15 Uhr, Hörsaal der Mikro .. 
bIologie, Siesmayerstraße 70 
Veranstalter: Fachbereich 

' Bio~ogie (Mikrobiologie) 
" ,* 

Pet e r J ,a nie h, Konstanz: 
Newton und das 'heutige 
'Theorieverständnis der Physik 
18.15 Uhr, Dantestraße 4-6, 
Raum 4 ' 
Veranstalter: 
Fachbereich Philosophie 

Gastvortrag 
Anläßlich eines Besuches von 
Prof. Dr. Aritonio Peua von 
der Universidad Nacional 
Mayor de San Marcos in 
Lima/Peru, der sich zur Zeit 
in der Bundesrepublik auf­
hält, um, u. a. mit -Mitarbeitern 
der Studienrichtung ;,Pädago­
gik in der Dritten Welt" über 
gemeinsame wissenschaftliche 
Kooperation zu beraten, wird 
Prof. Peua im Rahmen de~ 
Seminars von Prof. Dr. Jouhy 
einen Gastvortrag halten mit 
dem Thema "Urbanität, und 
Marginalisierung in ihren 
Auswirkungen auf Probleme 
der . Sprachbildung in 
Peru." Alle interessierten 
Kommilitonen und Lehrende 
sind zu diesem Gastvortrag 
eingeladen. Er findet am Frei­
tag, den 25. November 1977 
um 11.15 Uhr im Turm, Raum 
901 statt. 

Neue Fachschaftsregelung 
Die "Vorläufige Satzung der 
Studentenschaft der Johann 
Wolfgang Goethe-Universität 
Frankfurt" ist im Abschnitt 
"Fachschaften" durch Erlaß 
des Hessischen Kultusmini­
sters vom 3. 8. 1977 geändert 
worden. Der neue Abschnitt 
hat jetzt folgende Fassung: 
§ 21 ' , 

(1) Die Studenten eines ,: Fach­
bereichs bilden eine _ Fach-
schaft. ' 
(2) Die Fachschaften haben 
das Recht, sich Fachschafts­
satzungen zu geben. , Die Fach­
schaften können sich " eigene 
Fachschaftswahlordnungen 
geben, in denen zurninde.stdie 
zwingendenWahlvorschriften 
des § 14 Abs-.1 bis Abs.7 zu 
berücksichtigen sind. 
(3) Der von der Fachschafts­
vertretung beschlossene Sat­
zungs- oder Wahlordnimgs­
entwurf bedarf der Annahme 
durch Urabstimmung in der 
Fachschaft und der Zustim­
mung des ' Studentenparla-, 
ments. Bevor eine in Urab­
stimmung angenommen,e 
Fachschaftssatzung oder 
Fachschaftswahlordnuhg dem 
Studentenparlament zur Zu­
stimmung vorgelegt wird, ' ist 
dem Präsidenten der J. W. 
Goethe-Universiät Gelegenheit 
zur .gutachtlichen Stellung­
nahme innerhalb von 2 Wo­
chen zu geben. Fachschafts­
satzungen und Fachschafts­
wahlordnungen treten' , am 
Tage nach ihrer Veröffentli­
chung am Schwarzen Brett 
der Fachschaft in Kraft. 
(4) Die Fachschaftssatzung 
oder die Fachschaftswahlord­
nung ist in Urabstimmung al1-
genommen, wenn die Mehr­
heit der Abstimmenden der 
Fachschaftssatzung oder der 
Fachschaftswahlordnung zu­
gestimmt hat. Im übrigen gilt 
§ 29 Abs. 2 entsprechend., 
(5) Besteht in einem Fachbe­
reich keine Fachschaftsvertre-

tung, kann der Fachschafts­
satzungs- oder Fachschafts­
wahlordnungsentwurf auch 
von Mitgliedern der Fach­
schaft zur Urabstimmung vor­
gelegt werden. Vorausse~zung 
hierfür ist, daß sich minde­
stens 10 Prozent der Fach­
schaftsmitglieder durch ihre 
Unterschrift für den Fach­
schaftsentwurf ausgesprochen 
haben. 

(6) Die Studenten sind Mit­
glieder eines o,der mehrerer 
Fachl;>ereiche nach ' Maßgabe 
qer Allgemeinen Vorschriften 
für Studierende , (GVBl. I 1971 
S: 268). ' 
(7) Das passive Wahlr'echt 
darf nur in einem Fachber.eich 
\vahrgenommen werden." 

§ 22 
Die Fachschaften sollen zur 
Förderung aller Studienange­
legenheiten beitragen und ' in 
ihrem Bereich die hochschul­
politischen Interessen ihrer 
Mitglieder wahrnehmen. 

§ 23 
Die Fachschaften verwalten 
ihre Angeiegenheiten ' selbst. 
Das Parlament ist verpflich­
tet, den Fachschaften im Rah­
men des Haushaltsplanes eine 
ihren Aufgaben angemessene 
Finanzierung zu sichern. 

§ 24 
(1) Die Fachschaftsvertretung 
ist das Organ der Fachschaft. 
Die Fachschaftsvertretung 
gibt sich eine Geschätt$ord­
nung. 

(2) Die Fachschaftsvertretung 
hat mindestens einmal im Se­
mester eine Vollversammlung 
einzuberufen. Die Vollver­
sammlung muß mindestens 
vier Vorlesungstage vorher 
angekündigt werden. Auf, der 
Vollversammlung berichtet 
die Fachschaftsvertretung 
über ihre Arbeit und stellt sie 
zur Diskussion. 

(3) Die Beschlüsse der Fach­
schaftsvertretung erfolgen mit 
der Mehrheit ihrer Mitglieder. 
(4) Für die Bekanntmachung 
gilt § 10 (2) der Satzung ent­
sprechend. 
§ 25 
(1) Fachschaften 'bis zu 500 
Mi tgliedern wählen drei, 
Fachschaften mit 501 bis 1000 
Mitgliedern wählen fünf, 
Fachschaften mit 1001 bis 1500 
Mitgliedern wählen sieben 
und Fachschaften mit - mehr 
als 1500 Mitgliedern wählen 
neun Fachschaftsvertreter. § 7 
Abs. 1 'und 2 dieser Satzung 
gilt entsprechend. 
(2) Für die Wahl der Fach· 
schaftsvertretung gilt § 14* 
entsprechend, soweit keine 
Fachschaftswahlordnung er· 
lassen worden ist. Wird nur 
eine Liste eingereicht, findet 
Persönlichkeitswahl statt, wo· 
bei jeder Wähler so viele 
Stimmen hat, wie Fach· 
schaftsvertreter zu wählen 
sind. Findet die Wahl gleich· 
zeitig mit den Wahlen zum 
Studentenparlament statt, 
kann ' der Wahlausschuß für 
die Wahl zu den Fachschafts­
v.ertretungen mit , dem , Wahl· 
ausschuß für die Wahl zum 
Studentenparlament identis~h 
sein. Listen, die nicht bereIts 
in den alten - Fachschaftsver­
tr,etungen vertreten waren, 
können" nur dann zur Wahl 
zugelassen werden, wenn 
mindestens fünf Wahlberech­
tigte durch Unterschrift, An­
gabe , ihrer vollständigen 
Adresse und Fachbereichszu­
gehörigkeit den Wahlvor­
schlag unterstüt.zen. 

* * § 14 regelt die Wahl des 
Parlaments. Die dort festge· 
legten Modalitäten gelten 
auch für die urabstimm~fIg 
über eine Satzung. Die VO • 
ständige Satzung der studen­
tenschaft ist in der pressestel~ 
le der Universität Frankfur 

erhältlich. 


	0001
	0002
	0003
	0004
	0005
	0006
	0007
	0008
	0009
	0010
	0011
	0012

